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DA-Kiz Wesentliche Anderungen im Uberblick

Wesentliche Anderungen

In anliegender Ubersicht werden die Anderungen der DA-KiZ ab der Fassung vom September
2016 aufgeflhrt.

DA-KiZ vom 01.01.2020

Mit der Version zum 01.01.2020 wurde die DA-KiZ neu strukturiert. Die Struktur folgt der Priif-
reihenfolge eines KiZ-Anspruchs. Weiterhin bertcksichtigt die aktualisierte DA-KiZ die zum
01.01.2020 in Kraft tretenden Regelungen aufgrund des Gesetzes zur zielgenauen Starkung
von Familien und ihren Kindern durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags und die Ver-
besserung der Leistungen fur Bildung und Teilhabe (Starke-Familien-Gesetz - StaFamG vom
29.04.2019 - BGBI. 2019, Teil I Nr. 16, S. 530 ff., verkiindet am 03.05.2019).

DA-KiZ vom 01.07.2019

Vollstandige Uberarbeitung zur Beriicksichtigung der zum 01.07.2019 in Kraft getretenen Re-
gelungen aufgrund des Gesetzes zur zielgenauen Starkung von Familien und ihren Kindern
durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags und die Verbesserung der Leistungen fir Bil-
dung und Teilhabe (Starke-Familien-Gesetz - StaFamG vom 29.04.2019 - BGBI. 2019, Teil |
Nr. 16, S. 530 ff., verkiindet am 03.05.2019)

DA-KiZ vom 20.09.2016

Mit der Version vom 20.09.2016 wurde die DA-KiZ (alter Stand: Juli 2015) ganzlich umgestal-
tet. An der Umgestaltung haben u. a. praxiserfahrene Kolleginnen und Kollegen aus den regi-
onalen Familienkassen mitgewirkt.

Die gesetzlichen Anderungen durch das Neunte Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch - Rechtsvereinfachung — sowie zur voribergehenden Aussetzung der Insol-
venzantragspflicht (9. SGB II-Anderungsgesetz) vom 26.07.2016 (BGBI. 2016, Teil | Nr. 37,
S. 1824 ff., verkiindet am 29.07.2016) wurden berlicksichtigt.

Kilnftig finden Sie an dieser Stelle jeweils direkte Verlinkungen auf die geanderten Textpassa-
gen.
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DA-KiZ Gesetzestexte

Gesetzestexte
Auszug BKGG

§ 3 Zusammentreffen mehrerer Anspruche

(1) Fur jedes Kind werden nur einer Person Kindergeld, Kinderzuschlag und Leistungen fir Bil-
dung und Teilhabe gewahrt.

(2) Erfillen fur ein Kind mehrere Personen die Anspruchsvoraussetzungen, so werden das Kin-
dergeld, der Kinderzuschlag und die Leistungen fir Bildung und Teilhabe derjenigen Person ge-
wahrt, die das Kind in ihren Haushalt aufgenommen hat. Ist ein Kind in den gemeinsamen Haus-
halt von Eltern, von einem Elternteil und dessen Ehegatten oder Lebenspartner, von Pflegeeltern
oder Grol3eltern aufgenommen worden, bestimmen diese untereinander den Berechtigten.

(3) Ist das Kind nicht in den Haushalt einer der Personen aufgenommen, die die Anspruchsvo-
raussetzungen erfullen, wird das Kindergeld derjenigen Person gewahrt, die dem Kind eine Un-
terhaltsrente zahlt. Zahlen mehrere anspruchsberechtigte Personen dem Kind Unterhaltsrenten,
wird das Kindergeld derjenigen Person gewahrt, die dem Kind laufend die héchste Unterhalts-
rente zahlt. Werden gleich hohe Unterhaltsrenten gezahlt oder zahlt keiner der Berechtigten dem
Kind Unterhalt, so bestimmen die Berechtigten untereinander, wer das Kindergeld erhalten soll.

§ 5 Beginn und Ende des Anspruchs

(1) ...
@) ...

(3) Der Kinderzuschlag wird nicht fur Zeiten vor der Antragstellung gewahrt. Er wird in den Fallen
des § 6a Absatz 1 Nummer 3 Satz 3 erst ab dem Monat, der auf den Monat der Antragstellung
folgt, gewahrt, wenn Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch fir den Monat, in dem
der Antrag auf Kinderzuschlag gestellt worden ist, bereits erbracht worden sind. § 28 des Zehnten
Buches Sozialgesetzbuch gilt mit der MaRRgabe, dass der Antrag unverziiglich nach Ablauf des
Monats, in dem die Ablehnung oder Erstattung der anderen Leistungen bindend geworden ist,
nachzuholen ist.
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§ 6a Kinderzuschlag

(1) Personen erhalten fur in ihrem Haushalt lebende unverheiratete oder nicht verpartnerte Kin-
der, die noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben, einen Kinderzuschlag, wenn

1. sie fur diese Kinder nach diesem Gesetz oder nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuer-
gesetzes Anspruch auf Kindergeld oder Anspruch auf andere Leistungen im Sinne von § 4
haben,

2. sie mit Ausnahme des Wohngeldes, des Kindergeldes und des Kinderzuschlags tber Ein-
kommen im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch in Hohe
von mindestens 900 Euro oder, wenn sie alleinerziehend sind, in Héhe von mindestens 600
Euro verfligen, wobei Betrage nach § 11b des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht abzu-
setzen sind und

3. bei Bezug des Kinderzuschlags keine Hilfebedurftigkeit nach § 9 des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch besteht, wobei die Bedarfe nach § 28 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch au-
Rer Betracht bleiben

(1a) Ein Anspruch auf Kinderzuschlag besteht abweichend von Absatz 1 Nummer 3, wenn

1. bei Bezug von Kinderzuschlag Hilfebedurftigkeit besteht, der Bedarfsgemeinschaft zur Ver-
meidung von Hilfebedurftigkeit aber mit ihrem Einkommen, dem Kinderzuschlag und dem
Wohngeld hdchstens 100 Euro fehlen,

2. sich bei der Ermittlung des Einkommens der Eltern nach § 11b Absatz 2 und 3 des Zweiten
Buches Sozialgesetzbuch wegen Einkommen aus Erwerbstéatigkeit Absetzbetrage in Hohe
von mindestens 100 Euro ergeben und

3. kein Mitglied der Bedarfsgemeinschaft Leistungen nach dem Zweiten oder nach dem Zwolften
Buch Sozialgesetzbuch erhalt oder beantragt hat.

(2) Der monatliche Hochstbetrag des Kinderzuschlags deckt zusammen mit dem flr ein erstes
Kind nach § 66 Einkommensteuergesetz zu zahlenden Kindergeld ein Zwdlftel des steuerfrei zu
stellenden sachlichen Existenzminimums eines Kindes fir das jeweilige Kalenderjahr mit Aus-
nahme des Anteils fur Bildung und Teilhabe. Steht dieses Existenzminimum eines Kindes zu Be-
ginn eines Jahres nicht fest, istinsoweit der flr das Jahr geltende Betrag fur den Mindestunterhalt
eines Kindes in der zweiten Altersstufe nach der Mindestunterhaltsverordnung mafgeblich. Als
Hochstbetrag des Kinderzuschlags in dem jeweiligen Kalenderjahr gilt der Betrag, der sich zu
Beginn des Jahres nach den Satzen 1 und 2 ergibt, mindestens jedoch ein Betrag in Hohe des
Vorjahres.

(3) Ausgehend vom Hochstbetrag mindert sich der jeweilige Kinderzuschlag, wenn das Kind nach
den §§ 11 bis 12 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch zu bericksichtigendes Einkommen oder
Vermdgen hat. Bei der Beriuicksichtigung des Einkommens bleiben das Wohngeld, das Kindergeld
und der Kinderzuschlag aufer Betracht. Der Kinderzuschlag wird um 45 Prozent des zu berlick-
sichtigenden Einkommens des Kindes monatlich gemindert. Ein Anspruch auf Zahlung des Kin-
derzuschlags fur ein Kind besteht nicht fir Zeitrdume, in denen zumutbare Anstrengungen unter-
lassen werden, Anspriche auf Einkommen des Kindes geltend zu machen. Bei der Berlcksich-
tigung des Vermogens des Kindes ist der Grundfreibetrag nach § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch abzusetzen. Ist das zu bertcksichtigende Vermdgen ho-
her als der nach den Satzen 1 bis 5 verbleibende monatliche Anspruch auf Kinderzuschlag, so
dass es den Kinderzuschlag fur den ersten Monat des Bewilligungszeitraums vollstandig mindert,
entfallt der Anspruch auf Kinderzuschlag. Ist das zu beriicksichtigende Vermdgen niedriger als
der monatliche Anspruch auf Kinderzuschlag, ist der Kinderzuschlag im ersten Monat des Bewil-
ligungszeitraums um einen Betrag in Hohe des zu berilicksichtigenden Vermdgens zu mindern
und ab dem folgenden Monat Kinderzuschlag ohne Minderung wegen des Vermoégens zu zahlen.
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DA-KiZ Gesetzestexte

(4) Die Summe der einzelnen Kinderzuschlage nach den Absatzen 2 und 3 bildet den Gesamt-
kinderzuschlag.

(5) Der Gesamtkinderzuschlag wird in voller Hohe gewahrt, wenn das nach den §§ 11 bis 12 des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch mit Ausnahme des Wohngeldes und des Kinderzuschlags zu
bertcksichtigende Einkommen oder Vermdgen der Eltern einen Betrag in Hohe der bei der Be-
rechnung des Arbeitslosengeldes Il oder des Sozialgeldes zu bertcksichtigenden Bedarfe der
Eltern (Gesamtbedarf der Eltern) nicht Ubersteigt. Als Einkommen oder Vermégen der Eltern gilt
dabei dasjenige der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft mit Ausnahme des Einkommens oder
Vermdgens der in dem Haushalt lebenden Kinder. Zur Feststellung des Gesamtbedarfs der Eltern
sind die Bedarfe fur Unterkunft und Heizung in dem Verhaltnis aufzuteilen, das sich aus den im
12. Bericht der Bundesregierung Uber die Hohe des Existenzminimums von Erwachsenen und
Kindern festgestellten entsprechenden Bedarfen flr Alleinstehende, Ehepaare, Lebenspartner-
schaften und Kinder ergibt. Bei der Berlcksichtigung des malfigeblichen Vermdgens gilt Absatz
3 Satz 6 und 7 entsprechend.

(6) Der Gesamtkinderzuschlag wird stufenweise gemindert, wenn das zu berlcksichtigende Ein-
kommen oder Vermogen der Eltern deren Gesamtbedarf Ubersteigt. Wenn das zu berucksichti-
gende Einkommen der Eltern nicht nur aus Erwerbseinklnften besteht, ist davon auszugehen,
dass die Uberschreitung des Gesamtbedarfs der Eltern durch die Erwerbseinkiinfte verursacht
wird, wenn nicht die Summe der anderen Einkommensteile oder des Vermdgens fur sich genom-
men diesen maflgebenden Betrag ubersteigt. Der Gesamtkinderzuschlag wird um 45 Prozent
des Betrags, um den die monatlichen Erwerbseinkinfte den malRgebenden Betrag Ubersteigen,
monatlich gemindert. Anderes Einkommen oder Vermdgen der Eltern mindern den Gesamtkin-
derzuschlag in voller Hohe.

(7) Uber den Gesamtkinderzuschlag ist jeweils fiir sechs Monate zu entscheiden (Bewilligungs-
zeitraum). Der Bewilligungszeitraum beginnt mit dem Monat, in dem der Antrag gestellt wird, je-
doch frithestens nach Ende eines laufenden Bewilligungszeitraums. Anderungen in den tatséch-
lichen oder rechtlichen Verhaltnissen wahrend des laufenden Bewilligungszeitraums sind abwei-
chend von § 48 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch nicht zu berlcksichtigen, es sei denn, die
Zusammensetzung der Bedarfsgemeinschaft oder der Héchstbetrag des Kinderzuschlags andert
sich. Wird ein neuer Antrag gestellt, unverziglich nachdem der Verwaltungsakt nach § 48 des
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch wegen einer Anderung der Bedarfsgemeinschaft aufgehoben
worden ist, so beginnt ein neuer Bewilligungszeitraum unmittelbar nach dem Monat, in dem sich
die Bedarfsgemeinschaft geandert hat.

(8) Fur die Ermittlung des monatlich zu bericksichtigenden Einkommens ist der Durchschnitt
des Einkommens aus den sechs Monaten vor Beginn des Bewilligungszeitraums malgeblich.
Bei Personen, die den selbst genutzten Wohnraum mieten, sind als monatliche Bedarfe fir Un-
terkunft und Heizung die laufenden Bedarfe fiir den ersten Monat des Bewilligungszeitraums
zugrunde zu legen. Bei Personen, die an dem selbst genutzten Wohnraum Eigentum haben,
sind als monatliche Bedarfe fur Unterkunft und Heizung die Bedarfe aus den durchschnittlichen
Monatswerten des Kalenderjahres vor Beginn des Bewilligungszeitraums zugrunde zu legen.
Liegen die entsprechenden Monatswerte fur den Wohnraum nicht vor, soll abweichend von
Satz 3 ein Durchschnitt aus den letzten vorliegenden Monatswerten fir den Wohnraum zu-
grunde gelegt werden, nicht jedoch aus mehr als zwéIf Monatswerten. Im Ubrigen sind die tat-
sachlichen und rechtlichen Verhaltnisse zu Beginn des Bewilligungszeitraums mafgeblich.

Familienkasse Direktion RV1, Stand: 01.01.2020 Seite 3



DA-KiZ Gesetzestexte

§ 6b Leistungen fur Bildung und Teilhabe

(1) Personen erhalten Leistungen fir Bildung und Teilhabe fir ein Kind, wenn sie fur dieses Kind
nach diesem Gesetz oder nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuergesetzes Anspruch auf
Kindergeld oder Anspruch auf andere Leistungen im Sinne von § 4 haben und wenn

1. das Kind mit ihnen in einem Haushalt lebt und sie fir ein Kind Kinderzuschlag nach § 6a
beziehen oder

2. im Falle der Bewilligung von Wohngeld sie und das Kind, fiir das sie Kindergeld beziehen, zu
bertcksichtigende Haushaltsmitglieder sind.

Satz 1 gilt entsprechend, wenn das Kind, nicht jedoch die berechtigte Person zu bertcksichtigen-
des Haushaltsmitglied im Sinne von Satz 1 Nummer 2 ist und die berechtigte Person Leistungen
nach dem Zweiten oder Zwolften Buch Sozialgesetzbuch bezieht. Wird das Kindergeld nach § 74
Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes oder nach § 48 Absatz 1 des Ersten Buches Sozialge-
setzbuch ausgezahlt, stehen die Leistungen fur Bildung und Teilhabe dem Kind oder der Person
zu, die dem Kind Unterhalt gewahrt.

(2) Die Leistungen fur Bildung und Teilhabe entsprechenden Leistungen zur Deckung der Bedarfe
nach § 28 Absatz 2 bis 7 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch. § 28 Absatz 1 Satz 2 des Zwei-
ten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. Fir die Bemessung der Leistungen fur die Schu-
lerbeférderung nach § 28 Absatz 4 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch sind die erforderlichen
tatsachlichen Aufwendungen zu berlcksichtigen, soweit sie nicht von Dritten iGbernommen wer-
den. Die Leistungen nach Satz 1 gelten nicht als Einkommen oder Vermdgen im Sinne dieses
Gesetzes. § 19 Absatz 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch findet keine Anwendung.

(2a) Anspruche auf Leistungen fur Bildung und Teilhabe verjahren in zwolf Monaten nach Ablauf
des Kalendermonats, in dem sie entstanden sind.

(3) Fir die Erbringung der Leistungen fir Bildung und Teilhabe gelten die §§ 29, 30 und 40 Ab-

satz 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend.

§ 11 Gewahrung des Kindergeldes und des Kinderzuschlags

(1) Das Kindergeld und der Kinderzuschlag werden monatlich gewahrt.

(2) Auszuzahlende Betrage sind auf Euro abzurunden, und zwar unter 50 Cent nach unten, sonst
nach oben.

(3) § 45 Absatz 3 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch findet keine Anwendung.

(4) Ein rechtswidriger nicht beglnstigender Verwaltungsakt ist abweichend von § 44 Absatz 1
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch fur die Zukunft zurickzunehmen; er kann ganz oder teil-
weise auch fir die Vergangenheit zuriickgenommen werden.

(5) Wird ein Verwaltungsakt tber die Bewilligung von Kinderzuschlag aufgehoben, sind bereits
erbrachte Leistungen abweichend von § 50 Absatz 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch
nicht zu erstatten, soweit der Bezug von Kinderzuschlag den Anspruch auf Leistungen nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch ausschlie3t oder mindert.

(6) Entsprechend anwendbar sind die Vorschriften des Dritten Buches Sozialgesetzbuch tber

1. die Aufhebung von Verwaltungsakten (§ 330 Absatz 2, 3 Satz 1) sowie
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2. die vorlaufige Zahlungseinstellung nach § 331 mit der Malgabe, dass die Familienkasse auch
zur teilweisen Zahlungseinstellung berechtigt ist, wenn sie von Tatsachen Kenntnis erhalt, die
zu einem geringeren Leistungsanspruch fuhren.

§ 19 Ubergangsvorschriften

(1) ...
@) ...

(3) Wird Kinderzuschlag vor dem 1. Juli 2019 bewilligt, finden die Regelungen des Bundeskinder-
geldgesetzes in der bis zum 30. Juni 2019 geltenden Fassung weiter Anwendung, mit Ausnahme
der Regelung zum monatlichen Hochstbetrag des Kinderzuschlags nach § 20 Absatz 3.

§ 20 Anwendungsvorschrift

(1) ...

(2) Die Regelung der erweiterten Zugangsmaoglichkeit nach § 6a Absatz 1a ist bis zum
31. Dezember 2022 anzuwenden.

(3) Abweichend von § 6a Absatz 2 betragt fir die Zeit vom 1. Juli 2019 bis zum 31. Dezember
2020 der monatliche Hochstbetrag des Kinderzuschlags fir jedes zu berticksichtigende Kind 185
Euro.

(4) Wird einer Person erstmals Kinderzuschlag fur einen nach dem 30. Juni 2019 beginnenden
Bewilligungszeitraum bewilligt und wird ihr der Verwaltungsakt erst nach Ablauf des ersten Mo-
nats des Bewilligungszeitraums bekanntgegeben, endet dieser Bewilligungszeitraum abwei-
chend von § 6a Absatz 7 Satz 1 am Ende des funften Monats nach dem Monat der Bekanntgabe
des Verwaltungsaktes.

(5) ...
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Weitere Gesetzestexte

Bundeskindergeldgesetz BKGG
(BKGG)
Zweites Buch Sozialgesetzbuch SGB I

(SGB II)

§ 7 Leistungsberechtigte
§ 9 Hilfebedirftigkeit

§ 11 Zu berlcksichtigendes Einkommen

§ 11a Nicht zu berlcksichtigendes Einkom-
men

§ 11b Absetzbetrage
§ 12 Zu berucksichtigendes Vermogen
Siehe dazu Fachliche Weisungen SGB |2

Erstes Buch Sozialgesetzbuch SGB |
(SGB )
Drittes Buch Sozialgesetzbuch SGB I

(SGB i)

§ 330 Sonderregelung zur Aufhebung von
Verwaltungsakten

§ 331 Vorlaufige Zahlungseinstellung
Siehe dazu Fachliche Weisungen SGB |12

Zehntes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB X)

SGB X
Siehe dazu Fachliche Weisungen SGB X*

Einkommensteuergesetz
(EStG)

EStG
Siehe dazu DA-KG

2 Die Weisungen der DA-KiZ gehen den Fachlichen Weisungen SGB Il vor.
3 Die Weisungen der DA-KiZ gehen den Fachlichen Weisungen SGB Il vor.
4 Die Weisungen der DA-KiZ gehen den Fachlichen Weisungen SGB X vor.
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A. Einleitung

(1) 'Den Kinderzuschlag erhalten Eltern, die den Bedarf der gesam-
ten Familie durch eigenes Einkommen oder eigenes Vermoégen nicht
oder nur knapp decken konnen. 2Dadurch sollen Familien mit kleinem
Einkommen zielgenau unterstiitzt werden. 3Bei entsprechend hohen
Wohnkosten oder einer entsprechenden Anzahl von Kindern kann
der Kinderzuschlag auch bis in mittlere Einkommensbereiche hinein-
wirken.

(2) 'Der Kinderzuschlag ist eine bedarfs- und einkommensabhangige
Sozialleistung, die zusétzlich zum Kindergeld gewahrt wird. 2Zusam-
men mit dem Kindergeld und dem auf das Kind entfallenden Wohn-
geldanteil deckt er den durchschnittlichen Bedarf von Kindern in
Hohe der Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB Il). 3Anspruchsberechtigte Familien kénnen daher mit
dem Kinderzuschlag regelmafig Hilfebedurftigkeit nach dem SGB I
vermeiden. “Der Kinderzuschlag ist gegenlber den Leistungen nach
dem SGB Il eine vorrangige Leistung. Sofern mit dem Kinderzu-
schlag Hilfebeduirftigkeit der Familie im Sinne des SGB Il fir einen
zusammenhangenden Zeitraum von mindestens drei Monaten ver-
mieden werden kann, besteht somit die Pflicht, vorrangig Kinderzu-
schlag zu beantragen.

(3) 'Im Rahmen der Prifung des Anspruchs auf Kinderzuschlag fin-
den vielfach die Vorschriften des SGB II Anwendung. 2Zum Beispiel
ermitteln sich das zu berlcksichtigende Einkommen und die zu-
grunde zulegenden Bedarfe im Wesentlichen nach den Vorschriften
des SGB Il. *Auch die Frage, wer Kinderzuschlag erhalten kann, rich-
tet sich malfdgeblich nach der Leistungsberechtigung nach dem SGB
Il. “Fir welche Kinder die Leistung bezogen werden kann, ist abhan-
gig davon, ob diese Mitglieder der sogenannten Bedarfsgemeinschaft
sind. ®Aus diesem Grund wird vielfach auf die Fachlichen Weisungen
der Bundesagentur fir Arbeit zum SGB |l verwiesen. ®Haufig folgt der
Kinderzuschlag jedoch auch den spezielleren Regelungen des
BKGG.

(4) "Ein Anspruch auf Kinderzuschlag kommt fiir Kinder in Betracht,
die unter 25 Jahre alt sind, im Haushalt der oder des Berechtigten
leben und weder verheiratet noch verpartnert sind. 2Fiir diese Kinder
muss zudem Kindergeld bezogen werden. 3Da sich der Kinderzu-
schlag an Familien richtet, die ihren Lebensunterhalt zu einem erheb-
lichen Teil aus eigenen Mitteln decken kdnnen, mussen die Familien
aullerdem Uber Einkommen verfligen, das die sogenannte Mindest-
einkommensgrenze erreicht. Verfligen die Kinder (iber eigenes Ein-
kommen oder Vermoégen, mindert es den Kinderzuschlag. °Das Ein-
kommen wird jedoch nicht vollstandig, sondern nur zu einem Teil an-
gerechnet. ®Auch Einkommen und Vermdogen der Eltern mindern den
Kinderzuschlag, jedoch nur, soweit es Uber das hinausgeht, was die
Eltern zur Deckung ihres eigenen Bedarfs bendtigen, und auch nur
zu einem Teil, wenn es sich um Einkommen aus Erwerbstatigkeit
handelt. “Letztlich muss fir den Anspruch auf Kinderzuschlag ge-
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wahrleistet sein, dass mit dem Kinderzuschlag und einem ggf. beste-
hendem Wohngeldanspruch der Bedarf der Familie gedeckt ist. 8So-
mit darf mit Kinderzuschlag und ggf. Wohngeld keine Hilfebedirftig-
keit nach dem SGB |l bestehen. °Eine Ausnahme hiervon gibt es,
wenn lediglich bis zu 100 EUR fehlen, um den Bedarf vollstandig zu
decken. "°In diesem Fall kann unter bestimmten zuséatzlichen Voraus-
setzungen der sogenannte erweiterte Zugang zum Kinderzuschlag in
Anspruch genommen werden.

(5) Wahrend des Bezugs von Kinderzuschlag kénnen erganzend
SGB ll-Leistungen bezogen werden, wenn trotz des Kinderzuschlags
der Bedarf der Familie nicht (mehr) gedeckt werden kann.

(6) "Mit dem Kinderzuschlag sind weitere Leistungen bzw. Verglins-
tigungen, wie z. B. die Bildungs- und Teilhabeleistungen und die Be-
freiung von KiTa-Geblihren, verbunden. 2Fir die Familien kann sich
somit auch ein vergleichsweise kleiner Anspruch auf Kinderzuschlag
lohnen.
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B. Anspruchsberechtigung

'Fir die Anspruchsberechtigung kommt es zum einen darauf an, ob
die Antragstellenden zu dem Personenkreis gehoren, der Kinderzu-
schlag erhalten kann. 2Zum anderen kommt es darauf an, ob die Kin-
der der Antragstellenden grundsatzlich berticksichtigt werden kon-
nen. 3AuflRerdem ist entscheidend, ob die Antragstellenden und die
Kinder gemeinsam eine BG bilden.

B.1. Berechtigte

B.1.1. Kindergeldbezug

(1) 'Kinderzuschlag erhalt, wer nach dem X. Abschnitt des EStG oder
dem BKGG Anspruch auf Kindergeld hat oder eine andere Leistung
im Sinne von § 4 Absatz 1 BKGG bzw. § 65 Absatz 1 EStG bezieht.
2Zu den anderen Leistungen im Sinne von § 4 BKGG bzw. § 65 EStG
gehoren auch Leistungen fir Kinder, die auRerhalb Deutschlands ge-
wahrt werden und dem Kindergeld vergleichbar sind. *Danach kon-
nen grundsatzlich auch Personen, die derartige Leistungen beziehen,
Kinderzuschlag erhalten.

(2) 'Nach § 3 Absatz 1 BKGG wird nur einer Person Kindergeld und
Kinderzuschlag gewahrt. 2Der Wortlaut von § 3 Absatz 2 BKGG re-
gelt den Fall einer einheitlichen Berechtigtenbestimmung fur Kinder-
geld und Kinderzuschlag. *Haben zwei gleichrangig anspruchsbe-
rechtigte Personen eine Berechtigtenbestimmung fir das Kindergeld
nach § 64 EStG oder § 3 Absatz 2 BKGG getroffen, hat diese auf-
grund der gesetzlichen Regelung des § 6a Absatz 7 Satz 3 BKGG flr
den Kinderzuschlag eine Bindungswirkung flr den gesamten BWZ,
es sei denn es liegt ein Aufhebungstatbestand vor (siehe DA E.1.4.
Absatz 2). “Das heif3t, wird wahrend eines laufenden BWZ die Be-
rechtigtenbestimmung geandert, ohne dass ein Aufhebungstatbe-
stand vorliegt, kann der neue Kindergeldberechtigte erst nach Ablauf
des BWZ einen Antrag auf Kinderzuschlag stellen. °Bis dahin muss
er sich die Zahlung des Kinderzuschlags an den vorherigen Kinder-
geldberechtigten entgegenhalten lassen (§ 3 Absatz 1 BKGG). ®Das
heil’t, trotz des vorrangigen Kindergeldanspruchs besteht kein An-
spruch auf Kinderzuschlag.

Beispiel:

Die alleinerziehende Berechtigte bezieht fir ihre zwei Kinder Kinderzu-
schlag fiir den BWZ vom 1. August 2019 bis 31. Januar 2020. Die Betreu-
ung der Kinder teilen sich die Eltern nahezu zur Halfte. Fiir das altere Kind
beschlielen die getrenntlebenden Eltern ein Berechtigtenwechsel im Kin-
dergeld ab November 2019. Die Berechtigte erhalt somit ab November
2019 nur noch fir ein Kind Kindergeld. Es wird aber weiterhin fir zwei
Kinder Kinderzuschlag bis Januar 2020 gezahlt. Ab Februar 2020 kann
die Berechtigte (nur noch) fiir ein Kind Kinderzuschlag beantragen. Der
Vater kann Kinderzuschlag fiir das Kind beantragen, fiir das er Kindergeld
bezieht, allerdings auch erst ab Februar 2020. Fur die Zeit von November
2019 bis Januar 2020 wird fir dieses Kind bereits Kinderzuschlag an die
Mutter gezahlt. Dies muss sich der Vater entgegenhalten lassen (§ 3 Ab-
satz 1 BKGG).
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"Kénnen sich die Eltern nicht einigen, wer Kindergeld und Kinderzu-
schlag beziehen soll, hat nach § 3 Absatz 2 Satz 3 BKGG das Fami-
liengericht zu entscheiden (siehe auch DA-KG A 23.1).

8Auch wenn ein Kind zeitweise bei seinen beiden getrenntlebenden
Elternteilen in zwei Haushalten wohnt, ist zu beachten, dass nur der
kindergeldberechtigte Elternteil Kinderzuschlag fir dieses Kind be-
ziehen kann. °Das Kind, fiir das der andere Elternteil kein Kindergeld
bezieht, ist aber in seiner BG bei der Berechnung des Kinderzu-
schlags fir weitere Kinder zu bericksichtigen (sieche DA C.4.1. Ab-
satz 3 zur temporaren BG).

(3) "Fur Uber 18 Jahre alte Kinder wird oft erst riickwirkend festge-
stellt, ob ein Anspruch auf Kindergeld besteht oder nicht. 2Insbeson-
dere bei Arbeits- oder Ausbildungsplatz suchenden Kindern wech-
seln sich haufig Monate mit Kindergeldanspruch und Monate ohne
Kindergeldanspruch ab. *Bei der Entscheidung Uber den Anspruch
auf Kinderzuschlag ist immer auf die tatsachlichen und rechtlichen
Verhaltnisse zu Beginn des ersten Monats des BWZ abzustellen.

“Liegt ein Anspruch auf Kindergeld im ersten Monat des BWZ vor,
wird dieser fiir den gesamten BWZ zu Grunde gelegt. °Dies gilt auch
dann, wenn ein Kind im BWZ das 18. Lebensjahr vollendet und ein
Anspruch auf Kindergeld Gber das 18. Lebensjahr hinaus erst noch
zu prifen ist.

®Soweit zum Zeitpunkt der Beantragung von Kinderzuschlag (ber ei-
nen Antrag auf Kindergeld noch nicht entschieden wurde, ist Giber den
Antrag auf Kinderzuschlag regelmaRig erst zu entscheiden, wenn die
Entscheidung tber den Antrag auf Kindergeld vorliegt. "Das gilt auch,
wenn der Antrag fir mehrere Kinder gestellt wird und lediglich tGber
den Kindergeldanspruch eines Kindes noch nicht entschieden wor-
den ist.8Besteht im ersten Monat des BWZ kein Anspruch auf Kinder-
geld, ist der Anspruch auf Kinderzuschlag mit dem Hinweis abzu-
lehnen, dass ab dem Folgemonat erneut ein Antrag gestellt werden
kann, wenn die Voraussetzungen dann vorliegen. *Besteht nur fiir ein
Kind von mehreren Kindern kein Anspruch auf Kindergeld, ist der An-
trag fur dieses Kind mit dem Hinweis abzulehnen, dass erst nach Ab-
lauf des BWZ flrr dieses Kind erneut ein Antrag gestellt werden kann
(siehe auch Kapitel E.3.).

(4) 'Wird bei Ehegatten im gemeinsamen Haushalt der Antrag auf
Kinderzuschlag von der nicht kindergeldberechtigten Person gestellt,
istin Anwendung des § 13 Absatz 1 Satz 3 SGB X zu vermuten, dass
diese bevollmachtigt ist, wenn nicht Anhaltspunkte vorliegen, die ei-
ner solchen Vermutung entgegenstehen. 2Adressat des Bescheides
Uber den Kinderzuschlag ist weiterhin die kindergeldberechtigte Per-
son. 3Nach § 37 SGB X kann die Bekanntgabe auch an die bevoll-
machtige Person einer BG erfolgen. “Dabei muss aus dem Bescheid
erkennbar sein, wer Adressat des Verwaltungsaktes ist. °Dies ent-
spricht auch der Zielsetzung des Gesetzes, durch Kindergeld, Kin-
derzuschlag und Wohngeld das Existenzminimum des Kindes zu si-
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chern. %Soweit die BG aus zwei unverheirateten bzw. nicht ver-
partnerten Personen besteht, die jeweils Kinder haben, zu denen die
Partnerin oder der Partner in keinem Kindschaftsverhaltnis steht, ist
jede Person nur fir ihre Kinder kindergeld- und damit auch kinderzu-
schlagsberechtigt (vergleiche hierzu auch DA C.3.2.1.3. Absatz 6).

B.1.2. Leistungsberechtigung nach dem SGB II

(1) 'Kinderzuschlagsberechtigt kdnnen zunachst nur Personen sein,
die Leistungsberechtigte im Sinne des § 7 SGB Il sind. ?Hierzu zahlen
grundsatzlich alle erwerbsfahigen Personen im Alter von 15 bis zum
Erreichen der maligeblichen Altersgrenze nach § 7a SGB Il (seit
2012 gestaffelter Anstieg von 65 auf 67 Jahre) und nicht erwerbsfa-
hige Personen, die mit einer erwerbsfahigen Person in einer BG le-
ben.

(2) '"Ein Anspruch auf SGB ll-Leistungen ist fir folgende Personen
ausgeschlossen (§ 7 Absatz 1 Satz 2 SGB I):

e Auslanderinnen und Auslander, die weder in der Bundesrepublik
Deutschland Arbeithnehmerinnen, Arbeitnehmer, Selbstandige o-
der aufgrund des § 2 Absatz 3 des Freizligigkeitsgesetzes/EU frei-
zugigkeitsberechtigt sind (Fortwirkung der Arbeithnehmer-/Selbst-
standigeneigenschaft), und ihre Familienangehérigen fir die ers-
ten drei Monate ihres Aufenthalts,

¢ Auslanderinnen und Auslander und ihre Familienangehdrigen,
o die kein Aufenthaltsrecht haben,

o deren Aufenthaltsrecht sich ausschlief3lich aus dem Zweck der
Arbeitsuche ergibt,

o die ihr Aufenthaltsrecht allein oder neben einem Aufenthalts-
recht zur Arbeitsuche aus Artikel 10 der Verordnung (EU)
Nr. 492/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 5. April 2011 Uber die Freizugigkeit der Arbeitnehmer in-
nerhalb der Union (ABI. L 141 vom 27.5.2011, S. 1), die durch
die Verordnung (EU) 2016/589 (ABI. L 107 vom 22.4.2016,
S. 1) geandert worden ist, ableiten (eigenstandiges Aufent-
haltsrecht der Kinder von Wanderarbeitnehmern zur Ausbil-
dung oder abgeleitetes Aufenthaltsrecht der Eltern von diesen
Kindern),

o Leistungsberechtigte nach § 1 AsylbLG.
2Drittstaatsangehorige, die

e eine Aufenthaltserlaubnis nach

o § 23 Absatz 1 oder § 24 AufenthG wegen Krieges in ihrem Hei-
matland bzw.

o § 25 Absatz 4 Satz 1 oder Absatz 5 AufenthG (sofern die Ent-
scheidung Uber die Aussetzung und Abschiebung noch keine
18 Monate zurtickliegt),
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¢ eine Duldung nach § 60a AufenthG oder eine Fiktionsbescheini-
gung nach § 81 Absatz 3 Satz 2 AufenthG besitzen bzw.

¢ vollziehbar ausreisepflichtig sind,

haben Anspruch auf Leistungen nach dem AsylbLG. *Sie sind daher
nach § 7 Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 SGB Il vom Anspruch auf Leistungen
zur Sicherung des Lebensunterhalts ausgeschlossen.

“Auslander, die einen Aufenthaltstitel nach § 23 Absatz 1 AufenthG
aus anderen Grlinden als wegen Krieges in ihrem Heimatland erhal-
ten haben, gehdren nicht zum Personenkreis des § 1 AsylbLG und
sind damit weder von den Leistungen nach dem SGB Il noch von ei-
nem Anspruch auf Kinderzuschlag ausgeschlossen.

SZur Hilfestellung wird auf das Praxishandbuch ,Leistungsanspriiche
auslandischer Staatsbirgerinnen und Staatsbirger nach dem
SGB II“ verwiesen. *Weitere Hilfen zur Priifung der Anspruchsvoraus-
setzungen flr auslandische Staatsangehorige sind im Intranet zu den
§§ 7 und 8 SGB Il in den Fachlichen Weisungen und Arbeitshilfe un-
ter SGB Il » Geldleistungen und Recht SGB Il » Leistungserbringung
» Fachliches zum SGB |l zu finden.

(3) "Auszubildende und Studierende, deren Ausbildung dem Grunde
nach im Rahmen des BAf6G forderungsfahig ist, sind ebenfalls von
SGB lI-Leistungen ausgeschlossen, § 7 Absatz 5 SGB Il. 2Es sind le-
diglich erganzende Leistungen nach § 27 SGB |l moglich. 3Der Leis-
tungsausschluss gilt jedoch nur fir den Regelbedarf und Bedarfe fir
Unterkunft und Heizung der Auszubildenden selber (teilweiser Leis-
tungsausschluss). “Aus besonderen Umstanden hervorgehende Be-
darfe (Bedarf fur eigene Kinder, Mehrbedarfe) werden von der Aus-
schlusswirkung nicht erfasst (vergleiche F\W § 7 SGB |1). *Unabhan-
gig davon, ob ein Bedarf nach § 27 SGB Il anzuerkennen ist, werden
Auszubildende/Studierende nicht aus der BG nach § 7 Absatz 3
SGB Il ausgeschlossen. ®Daraus folgt, dass nach § 6a BKGG ein An-
spruch auf Kinderzuschlag fur Kinder der Auszubildenden/Studieren-
den bestehen kann. "Bei der Berechnung der Elterlichen Bedarfe sind
jedoch Besonderheiten zu beachten, siehe D.1. Bei der Berechnung
des elterlichen Bedarfes sind flr die ausgeschlossene Person nur
eventuell Mehrbedarfe zu beriicksichtigen, da die Regelbedarfe und
die Wohnkosten bereits Uber die BAf6G-Leistungen abgedeckt sind.

8Auch Auszubildende, deren Bedarf sich nach § 61 Absatz 2 und 3,
§ 62 Absatz 3, § 123 Absatz 1 Nr. 2 und 3 sowie § 124 Absatz 1 Nr. 3
und Absatz 3 SGB Ill bemisst, sind ausgeschlossen (§ 7 Absatz 5
Satz 2 SGB Il). °Dies betrifft insbesondere Auszubildende (auch be-
hinderte Auszubildende) in einer Berufsausbildung oder berufsvorbe-
reitenden BildungsmalRnahme bei auswartiger Unterbringung und
Vollverpflegung.

"°Auszubildende, deren Ausbildung dagegen nach den §§ 51 SGB I
(Berufsvorbereitende  Bildungsmalinahmen), 57 SGB lll  (Férde-
rungsfahige Berufsausbildung) und 58 SGB Il (Férderung im Aus-
land) dem Grunde nach férderfahig ist, sind nicht von den Leistungen
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nach dem SGB Il ausgeschlossen. ''Diese konnen unter Anrechnung
ihres Einkommens ergédnzende Leistungen nach dem SGB |l bezie-
hen (§§ 7 Absatz 5, 11, 11a Nr. 4 SGB II).

2Ein Anspruch auf SGB ll-Leistungen besteht auf der Grundlage der
Rickausnahmen des § 7 Absatz 6 SGB Il zudem fur folgende Aus-
zubildende und Studierende (siehe dazu auch F\W § 7 SGB Il):

¢ Auszubildende, die nicht bei ihren Eltern wohnen, die weiteren Vo-
raussetzungen nach § 2 Absatz 1 Nr. 1, Absatz 1a BAf6G nicht er-
fullen und deshalb keinen Anspruch auf Ausbildungsférderung ha-
ben

Beispiel

Die nicht bei den Eltern wohnende Auszubildende besucht eine weiterfiih-
rende Berufsfachschule. Sie ist weder verheiratet oder in einer Lebens-
partnerschaft verbunden, noch lebt sie mit einem eigenen Kind zusam-
men in einen eigenen Haushalt. Eine entsprechende zumutbare Ausbil-
dungsstatte ware jedoch von der Wohnung der Eltern aus erreichbar.

¢ Auszubildende und Studierende, deren Bedarf sich nach

o §§12, 13 Absatz 1 Nr. 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nr. 1 und
Nr. 2 BAf6G,

o § 13 Absatz 1 Nr. 2in Verbindung mit Absatz 2 Nr. 1 BAf6G be-
misst (Schuler/Fachschiler/Studierende im Haushalt der El-
tern) und die BAf6G-Leistungen tatsachlich erhalten oder nur
wegen der Anrechnung von Einkommen und Vermoégen nicht
erhalten oder das zustandige Amt flr Ausbildungsférderung
noch nicht Gber den Antrag auf BAf6G-Leistungen entschieden
hat - wurde der Antrag auf Ausbildungsférderung abgelehnt,
besteht ein Leistungsausschluss. Der Ausschluss gilt ab dem
Ersten des Folgemonats nach der Bekanntgabe der ablehnen-
den Entscheidung (bei postalischer Zustellung Datum des Be-
scheids + 3 Tage),

¢ Auszubildende, die eine Abendhauptschule, Abendrealschule o-
der ein Abendgymnasium besuchen und aufgrund § 10 Absatz 3
BAf6G (Altersgrenze durch Vollendung des 30. Lebensjahres er-
reicht) keinen Anspruch auf Ausbildungsférderung haben.

3Im Ergebnis sind Auszubildende in einer beruflichen Ausbildung da-
mit nur noch vom Leistungsbezug nach dem SGB Il ausgeschlossen,
wenn sie wahrend der Ausbildung in einem Internat oder Wohnheim
mit voller Verpflegung untergebracht sind. Ausgeschlossen sind
weiterhin Studierende an héheren Fachschulen, Hochschulen und
Akademien, wenn sie nicht im Haushalt der Eltern leben. "SAlle ande-
ren Schilerinnen/Schiiler und Studierenden sind ausgeschlossen,
wenn sie aufgrund des Nichterfillens der persénlichen Anspruchsvo-
raussetzungen keinen Anspruch auf BAf6G-Forderung haben.

®Welche Auszubildenden wéahrend ihrer Ausbildung einen Anspruch
auf SGB ll-Leistungen haben, ist der Anlage 1 zu entnehmen.
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(4) "Personen, die zwar selbst nicht erwerbsfahige Leistungsberech-
tigte im Sinne von § 7 Absatz 1 SGB Il sind (z. B. Bezieher einer
Rente wegen voller Erwerbsminderung auf Dauer) und nach § 7 Ab-
satz 1, 4, 4a SGB Il vom Leistungsbezug ausgeschlossen sind, kon-
nen dennoch kinderzuschlagsberechtigt sein, wenn sie Uber eine an-
dere Person einer BG im Sinne von § 7 Absatz 3 SGB Il angehdren
(siehe DA B.3.).

2Das betrifft z. B.

¢ nicht erwerbsfahige bzw. langer als sechs Monate stationar unter-
gebrachte Personen, die aber Uber ausreichendes Einkommen im
Sinne von § 6a Absatz 1 Nr. 2 BKGG verfiigen,

o Personen, die Regelaltersrente beziehen,
e Sozialhilfebezieher sowie

e Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG (Zu beachten ist hier je-
doch, dass auslandische Ehegatten, Lebenspartner und minder-
jahrige Kinder von nach § 1 Absatz 1 Nr. 1 —5 AsylbLG Leistungs-
berechtigten auch selbst leistungsberechtigt nach AsylbLG sein
kénnen. Besteht eine Anspruchsberechtigung nach dem AsylbLG,
kdnnen die Anerkennungsverfahren zeitliche auseinanderlaufen.)

“Von den Leistungen nach dem SGB Il ausgeschlossene Personen
koénnen zu einer BG gehoren, da die Zugehdrigkeit zu einer BG davon
unabhangig ist, ob die einbezogenen Personen selbst leistungsbe-
rechtigt nach dem SGB Il sind. °Daher konnen auch die nach
§ 7 SGB Il ausgeschlossenen Personen Mitglieder der BG sein,
wenn die Voraussetzungen der Einbeziehungsnorm erflllt sind
(§ 7 Absatz 3 SGB ). 8Sie kénnen nur nicht selbst eine BG begriin-
den; Ausnahme: Studierende/Auszubildende mit eigenen Kindern
kénnen eine BG bilden, da die Ausschlusswirkung nach § 7 Absatz 5
(siehe Absatz 3) SGB Il nur den Normalbedarf, also den Regelbedarf,
die Bedarfe fir Unterkunft und Heizung und einmalige Bedarfe fur die
Studierenden/Auszubildenden selbst umfasst. “Aus besonderen Um-
stdnden hervorgehende Bedarfe (Bedarf fir eigene Kinder, Mehrbe-
darfe) werden von der Ausschlusswirkung nicht erfasst (vergleiche
FW § 7 SGB II). 8Unabhangig davon, ob ein Bedarf nach § 27 SGB I
anzuerkennen ist, werden Auszubildende/Studierende nicht aus der
BG nach § 7 Absatz 3 SGB |l ausgeschlossen. °Daraus folgt, dass
nach § 6a BKGG ein Anspruch auf Kinderzuschlag fur Kinder der
Auszubildenden/Studierenden bestehen kann.

'%Ist keine erwerbsfahige leistungsberechtigte Person vorhanden, ist
die Bildung einer BG nicht méglich.

Beispiel 1

Ein erwerbsunfahiger Vater ist der Kindergeldberechtigte fiir die beiden
im Haushalt lebenden Kinder. Die Mutter ist arbeitslos. Den Antrag auf
Kinderzuschlag kann auch der Vater stellen, da er (iber die erwerbsfahige
Mutter der BG im Sinne von § 7 Absatz 3 SGB Il angehort. Ein Berechtig-
tenwechsel ist somit nicht erforderlich.
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Beispiel 2

Eine alleinerziehende Mutter, die Rente wegen voller Erwerbsminderung
bezieht, beantragt fur ihre beiden im Haushalt lebenden Kinder im Alter
von 10 und 15 Jahren Kinderzuschlag. Die Anspruchsvoraussetzungen
sind zu prifen, da die Mutter Giber das 15-jahrige Kind der BG angehort.

B.2. Kinder

(1) 'Kinderzuschlag erhalten Kindergeldberechtigte fiir inre im Haus-
halt lebenden, unverheirateten oder nicht verpartnerten Kinder bis zur
Vollendung des 25. Lebensjahres.

2Zu bericksichtigen sind leibliche Kinder, adoptierte Kinder und Kin-
der von Ehegatten/Lebenspartnern im Sinne der §§ 32 Absatz 1 Nr. 1
und 63 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 EStG bzw. der §§ 1 Absatz 1, 2 Ab-
satz 1 Nr. 1 BKGG.

3Voraussetzung flr den Bezug von Kinderzuschlag ist, dass die Kin-
der im Haushalt der Berechtigten leben und zu derselben BG im
Sinne von § 7 Absatz 3 SGB Il gehdren wie die Berechtigten (siehe
DA B.3.).

Gemeinschaft Erklarung

Bedarfsgemeinschaft Welche Personen einer BG zuzuordnen
(BG) sind, ergibt sich abschliefend aus § 7

Absatz 3 SGB II.
Fachliche Weisungen &7

SGB Il (FW § 7 SGB II)
Haushaltsgemeinschaft | Zur Haushaltsgemeinschaft gehéren
alle Personen, die in einem Haushalt zu-
sammenleben. Hierzu konnen auch Per-
sonen gehoéren, die nicht nach §7
SGB Il einer BG zuzuordnen sind.

“Unter einer Haushaltsgemeinschaft ist das ortlich verbundene Zu-
sammenleben in einer gemeinsamen Familienwohnung zu verste-
hen. *Das Kind muss ferner in diesem Haushalt seine personliche
Versorgung und Betreuung finden. ®Von der Zugehorigkeit zur Haus-
haltsgemeinschaft kann ausgegangen werden, wenn das Kind dort
seinen Lebensmittelpunkt hat. ‘Die Prifung der Haushaltsgemein-
schaft ist entsprechend der Regelungen im Kindergeldrecht vorzu-
nehmen, soweit dort nicht bereits geprift.

(2) "Auch bei raumlicher Trennung lebt das Kind weiter im Haushalt
der Berechtigten, wenn die auswartige Unterbringung nur von vo-
ribergehender Natur ist. 2Von einem voriibergehenden Zustand kann
im Allgemeinen ausgegangen werden, wenn das Kind im Rahmen
seiner Moglichkeiten regelmafig in den Haushalt zuriickkehrt. *Durch
eine zeitweilige auswartige Unterbringung zur Schul- oder Berufsaus-
bildung wird die Haushaltszugehorigkeit in der Regel nicht unterbro-
chen.
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(3) 'Es ist im Einzelfall zu priifen, ob eine Haushaltszugehorigkeit
noch gegeben ist. ?Ist ein Kind auBerhalb des Haushalts der Eltern
untergebracht, ist festzustellen, ob es sich bei der Unterbringung um
eine stationare Einrichtung handelt, wodurch ein Leistungsanspruch
ausgeschlossen ware (§ 7 Absatz 4 SGB II). *Zu den stationaren Ein-
richtungen gehdren insbesondere therapeutische Wohngemein-
schaften, Arbeiterkolonien, Blindenheime, Erholungsheime, Heilstat-
ten, SOS-Kinderdorfer und Krankenhduser. “Im Einzelfall zahlen
auch Mutterhauser und Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe nach
§§ 67 - 69 SGB Xll dazu (FW § 7 SGB II, Rz. 7.94). 5Bei Kindern mit
einem Aufenthalt in einer Werkstatt fir behinderte Menschen und tag-
licher Ruckkehr in den Haushalt der Eltern wird die Haushaltszuge-
horigkeit nicht unterbrochen. ®Diese gehdren auch weiterhin der BG
an; es kann entweder ein Anspruch auf Sozialgeld nach §§ 19 Ab-
satz 1 Satz 2, 23 SGB Il oder auf Kinderzuschlag bestehen. Im Falle
einer Internatsunterbringung des Kindes mit regelmaRiger Rickkehr
in den Haushalt der Eltern (z. B. an den Wochenenden und wéahrend
der Ferien) kann eine entsprechende Zugehdorigkeit zur BG begrin-
det werden (zur Berechnung vergleiche DA C.4.1. Absatz 4).

B.3. Bedarfsgemeinschaft (BG)

(1) "Far die Prifung der Anspruchsberechtigung, der zu bericksich-
tigenden Bedarfe flr Unterkunft und Heizung und des zu berticksich-
tigenden Einkommens ist zu entscheiden, welche Personen eine ge-
meinsame BG bilden bzw. wer Mitglied dieser BG ist.

2Zur BG gehoren nach § 7 Absatz 3 SGB Il unter anderem:

a. Berechtigte im Sinne der DA B.1.

b. die Partner/innen; dies kbnnen sein:

o die/der nicht dauernd getrenntlebende Ehegattin/Ehegatte. Das
Getrenntleben beurteilt sich dabei nicht nach dem btirgerlichen
Recht, sondern danach, ob zwischen den Ehegatten eine Le-
bens- und Wirtschaftsgemeinschaft besteht. Getrenntleben
liegt nicht schon bei jeder rdumlichen Trennung vor. Vielmehr
muss hinzukommen, dass nach den tatsachlichen Verhaltnis-
sen die Wirtschafts- und Lebensgemeinschaft nicht nur vo-
ribergehend aufgehoben ist. Leben die Ehegatten weiterhin in
der ehelichen Wohnung zusammen, so ist ein Getrenntleben
nur dann anzunehmen, wenn der Wille mindestens eines Ehe-
gatten nach auf3en erkennbar wird, mit dem anderen Ehegatten
nicht mehr zusammenleben zu wollen; getrenntes Schlafen und
getrenntes Essen reichen insoweit regelmafig nicht aus. Selbst
wenn die Ehegatten nicht mehr zusammenleben, so ist ein Ge-
trenntleben dann noch nicht ohne weiteres anzunehmen, wenn
und solange mit der FortfUhrung der Wirtschafts- und Lebens-
gemeinschaft zu rechnen ist.

o die/der nicht dauernd getrenntlebende Lebenspartner/in. Eine
Lebenspartnerschaft wird begrindet, wenn zwei Personen glei-
chen Geschlechts gegenseitig persdnlich und bei gleichzeitiger
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Anwesenheit vor der zustandigen Behoérde erklaren, miteinan-
der eine Partnerschaft auf Lebenszeit fuhren zu wollen (Leben-
spartnerinnen und Lebenspartner). Die Lebenspartner/innen
sind einander zu Fursorge und Unterstltzung sowie zur ge-
meinsamen Lebensgestaltung verpflichtet. Eine Lebenspart-
nerschaft kann nur durch gerichtliches Urteil aufgehoben wer-
den.

o eine Person, die mit der/dem erwerbsfahigen Leistungsberech-
tigten in einem gemeinsamen Haushalt so zusammenlebt, dass
nach verstandiger Wirdigung der wechselseitige Wille anzu-
nehmen ist, Verantwortung flreinander zu tragen und fireinan-
der einzustehen. Eine Verantwortungs- und Einstehensge-
meinschaft ist eine auf Dauer angelegte Lebensgemeinschaft
zwischen zwei Personen, die so eng ist, dass sie von den Part-
nern ein gegenseitiges Einstehen im Bedarfsfall erwarten Iasst.
Neben der Ehe und der eingetragenen Lebenspartnerschaft bil-
det auch jede Einstehensgemeinschaft (eheahnliche oder
gleichgeschlechtliche partnerschaftsahnliche Gesellschaft) im
Sinne dieser Vorschrift eine BG. Es ist allein auf den Willen die-
ser Gemeinschaften abzustellen, fireinander Verantwortung zu
tragen und fireinander einstehen zu wollen.

Ein wechselseitiger Wille, Verantwortung fureinander zu tragen
und flUreinander einzustehen, wird vermutet, wenn die Partner/in-
nen

o langer als ein Jahr zusammenleben,
o mit einem gemeinsamen Kind zusammenleben,
o Kinder oder Angehérige im Haushalt versorgen oder

o befugt sind, Gber Einkommen oder Vermdgen des anderen zu
verfugen.

Eine Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft kann z. B. als
aufgeldst angesehen werden, wenn das Zusammenleben in einer
Wohnung tatsachlich beendet wird. Das Vorliegen einer Verant-
wortungs- und Einstehensgemeinschaft kann immer dann unter-
stellt werden, wenn im Antrag auf Kinderzuschlag die Anschrift der
Antragstellerin/des Antragstellers und des anderen Elternteils ei-
nes gemeinsamen Kindes Ubereinstimmen.

c. unverheiratete oder nicht verpartnerte Kinder der/des Berechtig-
ten oder ihres/seines Partners bis zur Vollendung des 25. Lebens-
jahres, soweit sie nicht aus eigenem Einkommen oder Vermogen
die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts beschaffen
kénnen. Damit sind Kinder, die sich selbst unterhalten kénnen,
nicht Teil der BG, auch wenn sie im Haushalt der Eltern Ieben.
Auch verheiratete oder verpartnerte Kinder, die vom bisherigen
Partner/Ehegatten getrennt leben und im Haushalt der Eltern woh-
nen, sind nicht Teil der BG.

(2) "Unter 25-jahrige unverheiratete Kinder, die im Haushalt ihrer EI-
tern leben, gehéren grundsatzlich zu deren BG. 2Leben sie mit eige-
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nem Kind oder einer Partnerin oder einem Partner in einer eheahnli-
chen Gemeinschaftim Haushalt der Eltern, entsteht eine Konkurrenz-
situation, da sie grundsatzlich auch mit ihrem Kind oder der Partnerin
oder dem Partner eine BG bilden (siehe auch FW § 7 SGB |l).

3Unter 25 Jahre alte unverheiratete Kinder sind der BG ihrer Eltern
zuzuordnen, wenn sie

e mitihren erwerbsfahigen Eltern oder einem erwerbsfahigen Eltern-
teil im gemeinsamen Haushalt wohnen,

¢ nicht erwerbsfahig sind und mit ihrem eigenen Kind im Haushalt
der Eltern leben (das eigene Kind gehdrt nicht zur BG; es hat dem
Grunde nach Anspruch auf Leistungen nach dem SGB XII) oder

o selbst erwerbsfahig, also mindestens 15 Jahre alt sind, und mit ih-
ren nicht erwerbsfahigen Eltern oder mit nur einem nicht erwerbs-
fahigen Elternteil im gemeinsamen Haushalt wohnen (durch das
Kind Uber § 7 Absatz 3 Nr. 2 SGB Il gebildete BG).

“Ein Kind gehort nicht mehr zur BG der Eltern, wenn es

o verheiratet oder verpartnert ist,
e das 25. Lebensjahr vollendet,
¢ mit einer Partnerin/einem Partner im Haushalt der Eltern lebt,

e mit einer Partnerin/einem Partner und mit ihrem/seinem oder dem
Kind der Partnerin/des Partners im Haushalt der Eltern lebt oder

e erwerbsfahig ist und selbst ein Kind hat.

SAnders als im SGB Il bleibt ein Kind bei der Berechnung des Kinder-
zuschlags ggf. auch Mitglied der BG, wenn es mit dem Kindergeld
und seinem nach SGB Il zu bertcksichtigenden Einkommen seinen
eigenen Bedarf voll decken kann.

®Denn beim Kinderzuschlag ist entscheidend, ob das Kind seinen Le-
bensunterhalt mit seinem nach § 6a Absatz 3 Satz 3 BKGG anre-
chenbaren Einkommen, Vermogen und dem Kindergeld bestreiten
kann. "Das heifst: Nur, wenn das Kind mit 45 Prozent seines eigenen
Einkommens, dem Kindergeld und seinem Vermdgen seinen eigenen
Bedarf voll decken kann, kann fir das Kind kein Kinderzuschlag be-
willigt werden.

8Dies gilt jedoch nur fiir die Frage, ob sich fiir das einzelne Kind ein
Anspruch errechnet.

°Bei der ebenfalls notwendigen Prifung, ob mit Kinderzuschlag flr
die Familie insgesamt keine Hilfebedurftigkeit besteht, bestimmt sich
die Zugehorigkeit des Kindes zur BG und die Einkommensanrech-
nung allein nach den SGB II-Vorschriften (siehe DA C. 4.1. Absatz 2
Satz 10).
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Beispiel 1:

Das Kind (5 Jahre) hat einen SGB Il-Bedarf in Hohe von 400 EUR (Re-
gelbedarf und 150 EUR Wohnkosten). Es bezieht monatlich 400 EUR Un-
terhalt vom Vater.

Nach § 6a Absatz 3 Satz 3 BKGG sind davon 180 EUR auf den Kinderzu-
schlag anzurechnen. Hinzu kommt das Kindergeld in Héhe von 204 EUR.

Zusammen sind dem Bedarf des Kindes also 384 EUR Einkommen (180
+ 204) gegenuber zu stellen. Damit kann das Kind seinen SGB |I-Bedarf
nicht eigenstandig decken, so dass fiir das Kind Kinderzuschlag beantragt
und ggf. bewilligt werden kann.

Bei der Priifung, ob auch mit Kinderzuschlag keine Hilfebediirftigkeit be-
steht, ist auf die gesamte BG nach dem SGB Il abzustellen. Danach kann
das Kind mit dem monatlich zu beriicksichtigenden Einkommen in Héhe
von 604 EUR (400 + 204) seinen eigenen Bedarf decken, so dass fur das
Kind kein offener Bedarf zu berilicksichtigen ist.

Beispiel 2:
Wie oben, nur, dass Unterhalt in Héhe von 450 EUR bezogen wird.
Nach § 6a Absatz 3 Satz 3 BKGG sind davon 202,50 EUR auf den Kin-

derzuschlag anzurechnen. Hinzu kommt das Kindergeld in Héhe von 204
EUR.

Zusammen sind dem Bedarf des Kindes also 406,50 EUR Einkommen
(202,50 + 204) gegentiber zu stellen. Damit kann das Kind seinen SGB II-
Bedarf vollstandig decken, so dass das Kind fiir den Kinderzuschlag nicht
berlicksichtigt werden kann.

Bei der Priifung, ob auch mit Kinderzuschlag keine Hilfebediirftigkeit be-
steht, ist das Kind nicht als Mitglied der BG zu betrachten.

(3) Sofern ein Kind zeitweise bei seinen beiden getrenntlebenden El-
ternteilen in zwei Haushalten wohnt, wird eine entsprechende Zuge-
horigkeit zur sogenannten temporaren Bedarfsgemeinschaft mit bei-
den Elternteilen begrindet (zur Berechnung vergleiche DA C.4.1. Ab-

satz 3).

C.

Beriicksichtigung von Einkommen und Vermégen

(1) Fur die Berechnung des Kinderzuschlags ist zunachst eine Min-
desteinkommensgrenze von 900 EUR fir Paare bzw. 600 EUR flr
Alleinerziehende zu erreichen.

(2) Der Anspruch auf Kinderzuschlag fur ein Kind (Héchstbetrag)
verringert sich, wenn dieses Kind Uber zu berlcksichtigen Einkom-
men oder Vermaogen verflgt.

(3) 'Einkommen der Eltern, das ihren Gesamtbedarf Ubersteigt,
wird auf den Gesamtkinderzuschlag angerechnet und reduziert
den Anspruch somit langsam, bis er vollstandig ausgelaufen ist und
sich ein Zahlbetrag von ,null“ ergibt. 2Der Kinderzuschlag kann somit

auch in
satz 3).

kleinen Betragen ausgezahlt werden (siehe DA E.3. Ab-
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Cc.A1. Mindesteinkommensgrenze

(1) '"Nach § 6a Absatz 1 Nr. 2 BKGG besteht ein Anspruch auf Kin-
derzuschlag, wenn mit Ausnahme des Wohngeldes, des Kindergel-
des und des Kinderzuschlags Brutto-Einkommen im Sinne des § 11
Absatz 1 Satz 1 SGB Il in Héhe von mindestens 900 EUR bei Paaren
oder bei Alleinerziehenden in Hohe von mindestens 600 EUR vor-
handen ist (Mindesteinkommensgrenze). ?Die Mindesteinkommens-
grenze dient einerseits dem Zweck, dass Eltern einfacher erkennen
kdnnen, ob fir sie der Kinderzuschlag in Betracht kommt. *Anderer-
seits dient sie dem Ziel, dass insbesondere Eltern, die einen erhebli-
chen Beitrag zur Deckung ihres Lebensunterhalts leisten und mit dem
Kinderzuschlag, dem Kindergeld und dem Wohngeld den Gesamtbe-
darf der BG decken kdnnen, den Kinderzuschlag erhalten und somit
keine SGB lI-Leistungen mehr beantragen muissen.

4FUr das Erreichen des Mindesteinkommens sind mit Ausnahme des
Wohngeldes, des Kindergeldes und des Kinderzuschlags alle Ein-
kommen zu bericksichtigen, also neben einem Bruttolohn aus Er-
werbstatigkeit auch Einklnfte aus selbststandiger Tatigkeit und
Transferleistungen wie z. B. Alg, BAf6G oder Renten sowie sonstige
Einkommen, wie z. B. Unterhaltsleistungen, Mieten und Pachten.

(2) 'Das zur Erreichung der Mindesteinkommensgrenze mafgebliche
Einkommen beurteilt sich nach anderen Malstaben, als das im Ubri-
gen im Rahmen der Anspruchsprufung zu berlcksichtigende Ein-
kommen.

2Es sind insbesondere folgende Besonderheiten zu beachten:

e Betrage nach § 11b SGB Il sind nicht abzusetzen.

e Sowohl Elterngeld als auch Landeserziehungsgeld sind im Rah-
men der Mindesteinkommensgrenze in voller H6he zu beriicksich-
tigen.

e Fr die Prifung der Mindesteinkommensgrenze sind bei Studie-
renden/Auszubildenden die tatsachlich gezahlten Leistungen (BA-
foG inklusive Darlehensanteil/BAB) zu Grunde zu legen.

o Bei Arbeitslosengeldbezieherinnen und -beziehern wird zur Pri-
fung der Mindesteinkommensgrenze der Leistungssatz nach
§ 149 SGB Il zu Grunde gelegt.

o Fir das Erreichen der Mindesteinkommensgrenze sind bei Selbst-
standigen die Betriebseinnahmen ohne vorherige Bereinigung um
Ausgaben und gesetzliche Abziige malfdgeblich.

o Bei Bezieherinnen und Beziehern einer Regelaltersrente oder ei-
ner Rente wegen voller Erwerbsminderung, die mit einer erwerbs-
fahigen leistungsberechtigten Person in einer BG leben, wird zur
Prufung der Mindesteinkommensgrenze die gesamte Rente inklu-
sive der Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung herange-
zogen.

¢ Bezieht ein Elternteil Unterhaltszahlungen fir sich und das Kind
(z. B. Ehegattenunterhalt und Kindesunterhalt), wird zur Prafung
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der Mindesteinkommensgrenze nicht nach den verschiedenen
Unterhaltsarten unterschieden. Diese Regelung soll insbesondere
alleinerziehenden Elternteilen ermdglichen, Kinderzuschlag zu er-
halten.

¢ Wird lediglich Kindesunterhalt bezogen, ist dieser nicht zu bertick-
sichtigen.

e Baukindergeld und das Bayerische Familiengeld werden nicht als
Einkommen flr die Berechnung der Mindesteinkommensgrenze
zu Grunde gelegt.

(3) 'Fur die Prifung, ob die Mindesteinkommensgrenze von monat-
lich 900 EUR bzw. 600 EUR erreicht ist, ist das durchschnittliche
Brutto-Einkommen der letzten sechs Monate vor Antragstellung zu
bilden. ?Bei diesem Sechs-Monats-Zeitraum handelt es sich um einen
festen Bemessungszeitraum (BMZ) nach §6a Absatz8 Satz1
BKGG. 2Der BMZ von sechs Monaten endet mit dem Monat vor Be-
ginn des BWZ und beginnt sechs Monate vorher.

Beispiel:

Am 25. Juni 2020 wird ein Antrag auf Kinderzuschlag gestellt. Der BWZ
umfasst die Monate Juni 2020 bis November 2020. Der BMZ umfasst die
Monate Dezember 2019 bis Mai 2020.

(4) 'Fir das Erreichen der Mindesteinkommensgrenze ist das Ein-
kommen mafRgeblich, das in dem festen BMZ zugeflossen ist. 2Das
in den einzelnen Monaten zugeflossene Einkommen wird addiert und
das Gesamteinkommen durch sechs geteilt, um einen Durchschnitts-
betrag zu ermitteln. 3lIm BMZ zugeflossene einmalige Einnahmen
sind ebenfalls zu berlicksichtigen. *Sie werden zu dem Gesamtein-
kommen addiert und zusammen damit geteilt. 5Leistungen nach dem
SGB Il sind dagegen nach § 6a Absatz 5 Satz 1 BKGG in Verbindung
mit § 11a SGB |l nicht als Einkommen zu berucksichtigen.

(5) Auslandische Wahrungen sind zum Kurswert zum Zeitpunkt der
Einnahmen in EUR umzurechnen.

c.2. Gesamtkinderzuschlag

'Der Gesamtkinderzuschlag setzt sich aus der Summe der fiur jedes
Kind einzeln berechneten Kinderzuschlage zusammen, § 6a Ab-
satz 4 BKGG. 2Bei Berechtigten mit einem Kind entspricht der Kin-
derzuschlag fur dieses Kind dem Gesamtkinderzuschlag.

3Fir die Berechnung des Gesamtkinderzuschlags ist damit zunéchst
fur jedes Kind der individuelle Anspruch auf Kinderzuschlag zu ermit-
teln. *Dazu wird der gesetzlich festgelegte Hochstbetrag um anzu-
rechnendes Einkommen und Vermdgen des Kindes gemindert. °Da-
nach werden die einzelnen - ggf. wegen Kindeseinkommens oder -
vermogens geminderten - Kinderzuschlage addiert. °Der dadurch er-
mittelte Gesamtkinderzuschlag wird anschlie®end um Einkommen
und Vermogen der Eltern gemindert, sofern es den Gesamtbedarf der
Eltern Ubersteigt.
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"Der Gesamtkinderzuschlag wird fiir volle Kalendermonate gezahit
(siehe auch DA-BKGG:; DA 105).

Cc.21 Monatlicher Hochstbetrag

(1) 'Der monatliche Hochstbetrag des Kinderzuschlags sichert zu-
sammen mit dem Kindergeld einen typisierten einheitlichen Bedarf
des Kindes. 2Er wird entsprechend der Entwicklung des Existenzmi-
nimums regelmafig alle zwei Jahre angepasst.

(2) Abweichend davon ist der monatliche Héchstbetrag des Kinder-
zuschlags fir die Zeit vom 1. Juli 2019 bis zum 31. Dezember 2020
festgeschrieben und betragt fur jedes zu berticksichtigende Kind 185
EUR (§ 20 Absatz 3 BKGG).

(3) Steht das steuerfrei zu stellende Existenzminimum fir ein Kalen-
derjahr zu Beginn des Jahres nicht fest, wird hilfsweise auf die Min-
destunterhaltsverordnung fir das jeweilige Kalenderjahr abgestellt.

(4) "Der jeweilige Hochstbetrag wird zu Beginn des Jahres der Fami-
lienkasse mitgeteilt. 2Eine eigene Berechnung ist nicht vorzunehmen.

(5) 'Der Hochstbetrag wird nur einmal zu Beginn des Jahres errech-
net und festgelegt. 2Er sinkt nicht unter den Vorjahresbetrag. *Ergibt
sich aus dem Existenzminimumbericht oder der Mindestunterhalts-
verordnung fir das aktuelle Kalenderjahr ein geringerer Betrag als im
Vorjahr, wird der héhere Betrag des Vorjahres weiterhin als monatli-
cher Hochstbetrag des Kinderzuschlags angesetzt. “Auch unterjah-
rige Anderungen haben auf den Hoéchstbetrag keinen Einfluss, da die
Festsetzung einmalig zum Jahresanfang erfolgt.

(6) "Ergibt sich zu Beginn des Kalenderjahres ein hoherer Hochstbe-
trag, ist bei einem laufenden BWZ der Betrag, um den der Héchstbe-
trag angehoben worden ist, fur den restlichen BWZ zuséatzlich auszu-
zahlen. 2Eine Neuberechnung im Einzelfall ist nicht notwendig (siehe
auch DA E.1.4.1.).

C.2.2. Minderung des Kinderzuschlags um das Einkommen
und Vermogen des Kindes

(1) Der Kinderzuschlag wird um anrechenbares Einkommen und Ver-
mogen des Kindes gemindert.

(2) 'Einkommen und Vermoégen des Kindes sind grundsétzlich von
der Familienkasse festzustellen. ?Die Antragstellenden haben die
entsprechenden Nachweise vorzulegen. *Wurde jedoch bereits im
Rahmen einer Alg II- oder Sozialgeldprifung das Einkommen bzw.
Vermobgen des Kindes von der zustandigen Stelle festgestellt, kann
diese Feststellung von der Familienkasse flr den Kinderzuschlag
Ubernommen werden, soweit es fir einen dem BMZ entsprechenden
Zeitraum ermittelt wurde.
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C.2.2.1. Einkommen des Kindes

(1) "Nach § 6a Absatz 3 BKGG ist der Kinderzuschlag fiir jedes Kind
getrennt um das Einkommen des Kindes zu mindern. 2Damit soll ge-
wahrleistet werden, dass sich zusatzliches Einkommen eines Kindes
nicht nachteilig auf das gesamte Familieneinkommen auswirkt, unab-
hangig davon, ob es sich um Erwerbseinkommen, Unterhalt oder Un-
terhaltsvorschuss handelt.

(2) '"Fur die Ermittlung und Berechnung des Einkommens gelten
grundsatzlich die Vorschriften der §§ 11 — 11b SGB |l (vergleiche
auch FW §§ 11-11b SGB Il). 2Abweichend von § 11 SGB Il werden
das Kindergeld, der Kinderzuschlag und das Wohngeld nach § 6a
Absatz 3 Satz 2 BKGG nicht als Einkommen berticksichtigt. *Auch
Leistungen nach dem SGB |l und Bildungs- und Teilhabeleistungen
sind kein Einkommen.

(3) 'Kinder haben zumeist bestimmte Arten von Einklnften. 2Typi-
sche zu berucksichtigende Einkinfte von Kindern sind z. B. Unter-
haltszahlungen, Unterhaltsvorschuss- oder Unterhaltsausfallleistun-
gen nach dem UhVorschG, Waisenrenten sowie Stipendien. *Diese
Einklnfte der Kinder sind in der Regel ohne Abzlige oder Absetzbe-
trage zu berlcksichtigen (Ausnahme: Pauschale nach § 6 Alg IlI-V,
soweit eine entsprechende Versicherung abgeschlossen wurde).

4Leistungen der Ausbildungsférderung sind Einkommen (§ 11a Ab-
satz 3 Satz 2 Nr. 3 und 4 SGB Il), das nach § 11b SGB Il zu bereini-
gen ist. ®Insbesondere sind auch von der BAB und von BAf6G-Leis-
tungen der Grundabsetzbetrag in Hohe von 100 EUR und ggf. dar-
Uber hinaus auch héhere ausbildungsbedingte Kosten abzusetzen -
auch bei einem Einkommen unter 400 EUR (siehe F\W §§ 11 — 11b
SGB I, Randziffer 11.159). ®Darliber hinaus ist von einer Ausbil-
dungsvergutung auch der Erwerbstatigenfreibetrag abzusetzen (F\W
§§ 11— 11b SGB I, Randziffer 11.160).

"AuRer Betracht bleiben die Zufliisse nach DA-KG A 19.5.2 Absatz 1
Satz 2 Nr. 9 (aus offentlichen Mitteln gewahrte Ausbildungshilfen).

8Als Einklnfte von erwerbsfahigen Kindern (liber 15 Jahren) kommen
neben der Ausbildungsvergitung auch Einkinfte aus nichtselbststan-
diger Arbeit bei Praktika oder Ferienarbeit usw. in Betracht. °Fur die
Ermittlung und Berechnung des Einkommens gelten die Vorschriften
zur Berechnung des Einkommens der Eltern analog (vergleiche F\W
§§ 11 - 11b SGB 11). '°Zu beachten ist insbesondere bei Ferienjobs
im BMZ eine eventuelle Privilegierung des erzielten Einkommens des
Kindes.

"Das Einkommen des Kindes ist anhand des in § 6a Absatz 8 Satz 1
BKGG vorgesehenen BMZ zu ermitteln. '?Der BMZ von sechs Mona-
ten endet mit dem Monat vor Beginn des BWZ und beginnt sechs
Monate vorher. "*Laufende oder einmalige Einnahmen nach § 11 Ab-
satz 2 und 3 SGB Il sind somit nur zu berlcksichtigen, wenn sie im
jeweils mafgeblichen BMZ zuflieRen. *Das in den Monaten des BMZ
erzielte Einkommen wird monatlich bereinigt. ">AnschlieRend wird
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das Einkommen addiert und das Gesamteinkommen durch sechs ge-
teilt, um einen Durchschnittsbetrag zu ermitteln.

(4) Auslandische Wahrungen sind zum Kurswert zum Zeitpunkt des
Zuflusses der Einnahmen in EUR umzurechnen.

(5) Auf den Kinderzuschlag sind 45 Prozent des nach § 11 SGB Il zu
berucksichtigenden Einkommens des Kindes anzurechnen.

Beispiel

Frau S. beantragt Kinderzuschlag. Ihr Sohn Felix ist 16 Jahre und bezieht
eine Ausbildungsvergutung. Nach entsprechender Einkommensbereini-
gung nach § 11 SGB Il errechnen sich bei Felix zu beriicksichtigendes
Einkommen in Hohe von 280 EUR. Dieser Betrag mindert den Kinderzu-
schlag um 126 EUR (280 EUR x 45 % = anzurechnendes Einkommen).
Ein Anspruch auf Kinderzuschlag besteht in Héhe von 59 EUR (185 EUR
- 126 EUR).

(6) 'Der Kinderzuschlag ist im Verhaltnis zu anderen méglichen Ein-
kiinften des Kindes nachrangig, auch wenn er ggf. héher ware (keine
Gunstigerpriifung). ?Deshalb besteht nach § 6a Absatz 3 Satz 4
BKGG die Verpflichtung der Antragstellenden bzw. des Kindes und
ggf. seines gesetzlichen Vertreters, zumutbare Anstrengungen zur
Verwirklichung solcher Anspriche zu unternehmen, bevor der Kin-
derzuschlag in Anspruch genommen wird. *Hierzu gehéren insbeson-
dere die Beantragung vorrangiger Leistungen (z. B. Unterhaltsvor-
schuss, BAf6G, BAB) sowie die zivilrechtliche Geltendmachung
und/oder Durchsetzung von Unterhaltsanspriichen gegen Dritte. “Auf
diese mdglichen anderen Anspriche ist durch die Familienkasse hin-
zuweisen (§ 14 SGB ). °Die zumutbaren Anstrengungen der Ver-
wirklichung sowie deren eventuelle Erfolglosigkeit sind entsprechend
nachzuweisen (z. B. Ablehnungsbescheid). MaRgeblicher Zeitpunkt
hierfir ist der Antragsmonat. “In diesem muss nachgewiesen werden,
dass innerhalb des Bemessungszeitraumes, also in den vorangegan-
genen sechs Monaten, spatestens aber im Antragsmonat zumutbare
Anstrengungen unternommen wurden.

(7) "Wenn fiir ein Kind aus der BG eine vorrangige Leistung nicht be-
antragt wurde, fuhrt dies dazu, dass fir dieses Kind (nicht fir die ge-
samte BG) der Kinderzuschlag abzulehnen ist. Bei der Berechnung
ist das Kind nur als Haushaltsmitglied zu berlcksichtigen. Wird auf-
grund der nachgeholten Beantragung einer vorrangigen Leistung ein
erneuter Antrag fiir dieses Kind gestellt, flhrt dies nicht zu einer Neu-
berechnung des laufenden Kinderzuschlagsfalles, da kein Aufhe-
bungstatbestand im Sinne von § 6a Absatz 7 Satz 3 BKGG vorliegt
(keine Anderung der BG).

(8) 'Als vorrangige Leistung kommen insbesondere Unterhalt und
Unterhaltsvorschuss in Betracht.

2Erhalt die antragstellende Person keinen Unterhalt oder weniger als
den gesetzlichen Mindestunterhalt und auch keinen Unterhaltsvor-
schuss fir das Kind und wurde dies auch nicht beantragt, ist sie da-
rauf hinzuweisen, dass vorrangig Unterhalt geltend zu machen bzw.
Unterhaltsvorschuss zu beantragen ist.
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SUnterhaltszahlungen des anderen Elternteils sind auch dann als Ein-
kiinfte des Kindes zu bericksichtigen, wenn die Zahlungen an die
Antragstellerin/den Antragsteller erfolgen. “Zahlungen an Dritte, auch
soweit sie unmittelbar zum alltaglichen Nutzen des Kindes erfolgen,
sind nicht als Unterhaltszahlungen an das Kind zu werten und daher
nicht anzurechnen.

5Zu den Unterhaltszahlungen zahlen daher nicht Zahlungen an Dritte,
z. B. Beitrage fur Betreuung in Kindertageseinrichtungen und der Kin-
dertagespflege oder fir Musikunterricht.

®Dagegen sind Zahlungen an das Kind als Unterhaltszahlungen an-
zurechnen, auch wenn diese zweckgebunden, z. B. flir Betreuung in
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege, geleistet werden.

"Sachleistungen an das Kind, die sich betragsmaRig nicht quantifizie-
ren lassen, wie z. B. Windeln oder Essensgeld, werden nicht als Un-
terhalt bertcksichtigt.

®Bei der Antragstellung sind von jeder alleinerziehenden Antragstel-
lerin/jedem alleinerziehenden Antragsteller mittels Vordruck kiz-5c
Angaben zum Bezug von Unterhalt bzw. Unterhaltsvorschuss zu ma-
chen und die entsprechenden Nachweise beizufligen. °Dies gilt auch
bei Antragstellenden, die in einer (neuen) Partnerschaft leben und flr
ihr Kind/ihre Kinder Anspruch auf Unterhalt vom anderen Elternteil
bzw. auf Unterhaltsvorschuss haben (,Patchworkfamilien®). "°Insbe-
sondere wenn Unterhaltsanspriche in Betracht kommen, missen
Bemuihungen der antragstellenden Person erkennbar sein, diese re-
alisieren zu wollen. ""Ausreichend ist, wenn Unterhaltsvorschuss be-
zogen wird oder beantragt wurde. '?Es reicht nicht aus, wenn im An-
trag angegeben wird, dass kein Unterhalt oder Unterhaltsvorschuss
bezogen wird, oder wenn in der Vergangenheit kein Unterhalt oder
Unterhaltvorschuss bezogen wurde. *Vielmehr sind die Antragstel-
lenden darauf hinzuweisen, dass vorrangig Unterhalt geltend ge-
macht bzw. Unterhaltsvorschuss beantragt werden muss. “Werden
die notwendigen Angaben im Vordruck 5c nicht oder nicht vollstandig
gemacht bzw. werden die erforderlichen Nachweise nicht eingereicht,
sind diese nachzufordern.

>Bei Vorliegen einer privaten Vereinbarung, dass kein oder nur ge-
ringer Unterhalt gezahlt wird — zum Beispiel, weil der andere Elternteil
nicht in der Lage ist, mehr zu zahlen —, sind die Antragstellenden da-
rauf hinzuweisen, dass vorrangig Unterhaltsvorschuss zu beantragen
ist.

'®Bei Vorliegen eines vollstreckbaren Titels ist zu prifen, aus welchen
Grlinden eine Unterhaltszahlung nicht erfolgt. '"Flr das Vorliegen
von zumutbaren Anstrengungen reicht es allein nicht aus, dass ein
Titel vorliegt. "®Es ist in der Regel erforderlich, weitere Hilfe in An-
spruch zu nehmen, wie z. B. eine Beistandschaft beim Jugendamt,
Beantragung von Unterhaltsvorschuss, Betreibung der Zwangsvoll-
streckung.
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YLiegt bei einem Wechselmodell mit gleichen bzw. annéhernd glei-
chen Betreuungsanteilen (14 - 16 Tage pro Monat) eine Vereinba-
rung vor, dass kein Barunterhalt gezahlt wird, ist dies ausreichend.
2In diesen Fallen ist bei der Bedarfspriifung jedoch lediglich der
halbe Mehrbedarf fur Alleinerziehende zu bertcksichtigen.

C.2.2.2. Vermodgen des Kindes

(1) Nach § 6a Absatz 3 BKGG ist Vermdgen des Kindes auf den Kin-
derzuschlag anzurechnen.

(2) 'Wahrend Einkommen alles das ist, was jemand im BMZ wertma-
Rig dazu erhalt, ist Vermogen grundsatzlich alles das, was an Geld,
Geldwertem, Sachen und Rechten bereits vorhanden ist (vergleiche
BSG-Urteile vom 30.7.2008 B14/7b AS 12/07 Rund B14/11 AS 17/07
R). 2lIm Rahmen des Kinderzuschlags ist dabei zu beriicksichtigen,
dass es zu keiner doppelten Bericksichtigung kommen darf, da der
BMZ fir Einkommen und der BMZ fiir Vermdgen unterschiedlich sind.
SEinkommen, das im BMZ zugeflossen ist, darf somit nicht im An-
tragsmonat als Vermdgen bericksichtigt werden.

(3) 'Der Umfang des zu beriicksichtigenden Vermdgens richtet sich
nach den Vorschriften des § 12 SGB Il. 2Zu berticksichtigen ist nur
verwertbares Vermogen. 3Fir die Ermittlung und Berechnung des
Vermdgens von Kindern gelten die gleichen Grundsatze, wie flr die
Ermittlung und Berechnung des Vermogens der Eltern (siehe F\W

§ 12 SGB II).

(4) "Nicht zu berticksichtigen ist Vermogen innerhalb der Vermogens-
freibetrage des § 12 Absatz 2 Satz 1 SGB II. 2Vom Vermdgen unbe-
ricksichtigt bleiben daher:

ein Grundfreibetrag
ein Freibetrag fur Altersvorsorge und

ein Freibetrag fir notwendige Anschaffungen in H6he von 750
EUR.

3Die explizite Nennung des Freibetrags nach § 12 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1a SGB Il bedeutet nicht, dass die weiteren Freibetrage
nach Nr. 2 — 4 nicht anwendbar sind. 3Diese Freibetrage kénnen je-
doch nur abgesetzt werden, wenn die dort genannten Voraussetzun-
gen erflllt sind. “Das Vorliegen von Vermdgen des Kindes ist bei je-
der weiteren Beantragung erneut zu prifen.

(5) MalRgeblicher Zeitpunkt (BMZ) fiir die Beurteilung des Vermogens
ist nach § 6a Absatz 8 Satz 5 BKGG der Beginn (erster Tag) des
BWZ.

(6) "Ubersteigt das anzurechnende Vermdégen des Kindes den nach
§ 6a Absatz 3 Satz 1 bis 5 BKGG ermittelten monatlichen Anspruch
auf Kinderzuschlag, entfallt der Anspruch auf Kinderzuschlag. 2Der
Antrag ist fir das Kind wegen zu hohen Vermdgens abzulehnen.
SHandelt es sich um das einzige Kind in der BG, ist die Ablehnung mit
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dem Hinweis zu versehen, dass jederzeit, ab dem Folgemonat (d. h.
dem Monat, der auf den Monat der Antragstellung folgt) ein neuer
Antrag gestellt werden kann, sobald das Ubersteigende Vermdgen
verbraucht wurde (siehe auch DA E.2. Absatz 1). “Bei der nachsten
Antragstellung ist das vorhandene Vermdgen des Kindes erneut nach
allen Voraussetzungen des § 12 SGB Il zu prifen.

Beispiel

Familie B. beantragt Kinderzuschlag ab August 2019 fiir ihre 17-jahrige
Tochter Mia. Mia hat am 1. August ein Vermdégen in Héhe von 4.000 EUR
auf ihrem Sparbuch. Sie erhalt monatlich eine anzurechnende Ausbil-
dungsverglitung in Hohe von 160 EUR.

Schritt 1:

Zunachst ist die Hohe des Kinderzuschlags (ohne Minderung wegen Ein-
kommens der Eltern) zu berechnen.

Berechnung Hohe Kinderzuschlag

Anrechnungsbetrag

160 EUR x 45 % =72 EUR 185 EUR max. Kinderzuschlag —
72 EUR

=113 EUR Kinderzuschlag

Der Anspruch auf Kinderzuschlag
wirde ohne anzurechnendes Ver-
mdgen 113 EUR betragen.

Schritt 2:

Im zweiten Schritt ist das anzurechnende Vermdgen zu ermitteln.
Sparguthaben 4.000 EUR
Freibetrag § 12 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1a SGB Il 3.100 EUR
Freibetrag § 12 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 750 EUR
anzurechnendes Vermodgen 150 EUR

Das anzurechnende Vermdgen von 150 EUR (ibersteigt den errechneten
Kinderzuschlag von 113 EUR. Der Antrag auf Kinderzuschlag ist abzu-
lehnen.

(7) "Ist das anzurechnende Vermogen niedriger als der monatliche
Anspruch auf Kinderzuschlag, wird es im ersten Monat des Bewilli-
gungszeitraums auf den Kinderzuschlag angerechnet. ?Der Kinder-
zuschlag wird um das anzurechnende Vermdgen gemindert. *Ab dem
folgenden Monat ist Kinderzuschlag ohne Minderung wegen des Ver-
mdgens zu zahlen.

“Der Neuregelung liegt die typisierende Annahme zu Grunde, dass
das den Freibetrag Ubersteigende Vermdgen im ersten Monat ver-
braucht wird.
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Beispiel: wie zuvor

Mia hat sich eine schéne Uhr gekauft. Ihr Sparvermdgen ist am 1. Sep-
tember auf 3.930 EUR gesunken. Die Eltern beantragen im September
2019 erneut Kinderzuschlag.

Sparguthaben 3.930 EUR
Freibetrag § 12 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1a SGB Il 3.100 EUR
Freibetrag § 12 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 750 EUR
Anrechnungsbetrag 80 EUR

Das anzurechnende Vermdgen von 80 EUR liegt unter dem errechneten
Kinderzuschlag in H6he von 113 EUR.

Bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen ist Kinderzuschlag fur den
Bewilligungszeitraum von September 2019 bis Februar 2020 zu bewilligen
Das anzurechnende Vermoégen von 80 EUR fuhrt zur Minderung des Kin-
derzuschlags im Antragsmonat. Fir September 2019 werden daher 33
EUR (113 EUR - 80 EUR) gezahlt.

Ab Oktober ist das Vermdgen nicht mehr zu berticksichtigen und Kinder-
zuschlag in Hohe von 113 EUR zu zahlen.

5Sofern im Anschluss an den Bewilligungszeitraum wieder ein Antrag
auf Kinderzuschlag gestellt wird, ist erneut zu prifen, ob (noch) Ver-
maogen vorhanden ist, das den Freibetrag Ubersteigt.

C.3. Minderung des Gesamtkinderzuschlags um Einkom-
men und Vermégen der Eltern

(1) Die Summe der ggf. nach § 6a Absatz 3 BKGG um das Kindes-
einkommen oder -vermogen geminderten Kinderzuschlage bildet den
Gesamtkinderzuschlag, § 6a Absatz 5 BKGG.

(2) 'Liegt das Einkommen und Vermogen der Eltern in dem Einkom-
mensbereich zwischen Mindesteinkommensgrenze (siehe DA C.1.)
und Gesamtbedarf der Eltern (siehe DA C.3.1), wird der Gesamtkin-
derzuschlag ungemindert ausgezahlt.

2Darlber hinausgehendes Einkommen und Vermdgen der Eltern
mindern den Gesamtkinderzuschlag.

C.3.1. Gesamtbedarf der Eltern

(1) 'Der Gesamtbedarf der Eltern nach § 6a Absatz 5 Satz 1 und 2
BKGG errechnet sich aus der Summe der Bedarfe der Eltern/des El-
ternteils und setzt sich zusammen aus:

e den pauschalierten Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
haltes (Regelbedarfe nach § 20 SGB Il bzw. § 23 Nr. 1 SGB Il und
ggf. Leistungen fur Mehrbedarfe gemal § 21 SGB Il bzw. § 23
Nr. 2 — 4 SGB Il) sowie

e dem prozentualen Anteil der Bedarfe fur Unterkunft und Heizung
nach dem 12. Existenzminimumbericht der Bundesregierung.

2Einmalige Bedarfe gemaR § 24 Absatz 3 SGB Il sind nicht anzuset-
zen.
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3Der Gesamtbedarf der Eltern ist erreicht, wenn das Einkommen oder
Vermdgen der Eltern den Betrag in Hohe des jeweils maligeblichen
Alg Il nach § 20 Absatz 2 - 4 SGB |l oder des Sozialgeldes nach § 23
Nr. 1 SGB Il fir die Eltern entspricht.

Bei Studierenden und Personen, die vom Leistungsbezug nach dem
SGB Il ausgeschlossen sind, sind Besonderheiten zu beachten.
Siehe Kapitel D.1. fur Studierende und D.2. fur Rentenbezieher und
sonstige ausgeschlossene Personen.

C.3.1.1. Regel- und Mehrbedarfe

(1) Die pauschalierten Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
haltes sind ab 1. Januar 2020 folgendermal3en bemessen:

Regelbedarf

Berechtigte in EUR
Alleinstehende Elternteile 432
Elternpaare (2 x 389 EUR) 778
Kinder unter 6 Jahre 250
Kinder von 6 bis unter 14 Jahre 308
Kinder von 14 bis unter 18 Jahre 328
Kinder von 18 bis unter 25 Jahre, die im Haus- 345
halt ihrer Eltern leben

(2) 'Geman §§ 21, 23 Nr. 2 - 4 SGB Il werden typisierte Mehrbedarfe
anerkannt, die nicht von den Regelbedarfen gedeckt sind. 2Hierzu ge-
héren Mehrbedarfe fir

e werdende Mutter ab der 13. Schwangerschaftswoche,

¢ alleinerziehende Elternteile (ggf. nur ein anteilig, wenn sich das
Kind etwa die Halfe der Zeit beim anderen Elternteil aufhalt; tem-
porare BG — siehe DA C. 4.1. Absatz 3),

e erwerbsfahige, behinderte Leistungsberechtigte, die Leistungen
zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 49 SGB IX (Ausnahme: § 49
Absatz 3 Nr. 2 und 4 SGB IX) sowie sonstige Hilfen zur Erlangung
eines geeigneten Platzes im Arbeitsleben oder Eingliederungshil-
fen erhalten,

o erwerbsfahige Leistungsberechtigte, die aus medizinischen Grin-
den einer aufwandigen Ernahrung bedirfen,

Familienkasse Direktion RV1, Stand: 01.01.2020 Seite 25

Regelbedarfe

Mehrbedarfe

Familienkasse
Direktion



DA-KiZ

o Leistungsberechtigte, soweit im Einzelfall ein unabweisbarer, lau-
fender, nicht nur einmaliger besonderer Bedarf besteht (siehe F\W

§ 21 SGB |1, Kapitel 6) sowie

e die Erzeugung von Warmwasser durch in der Unterkunft instal-
lierte Vorrichtungen (dezentrale Warmwassererzeugung), wenn
im Einzelfall kein abweichender Bedarf besteht oder ein Teil des
angemessenen Warmwasserbedarfs nach § 22 Absatz 1 SGB |l
anerkannt wird. Der pauschalierte Mehrbedarf betragt fir jede im
Haushalt lebende leistungsberechtigte Person:

Mehrbedarf
Berechtigte in EUR
Alleinstehende Elternteile 9,94 EUR
(2,3 % des malgeblichen Regelbedarfs )
Elternpaare 17,89 EUR
(2 x 2,3 % des malRgeblichen Regelbedarfs)
Kinder unter 6 Jahre 2,00 EUR
(0,8 % des malgeblichen Regelbedarfs)
Kinder von 6 bis unter 14 Jahre 3,70 EUR
(1,2 % des maRgeblichen Regelbedarfs)
Kinder von 14 bis unter 18 Jahre 4 59 EUR
(1,4 % des malgeblichen Regelbedarfs)
Kinder von 18 bis unter 25 Jahre, die im Haushalt 7,93 EUR
ihrer Eltern leben
(2,3 % des malgeblichen Regelbedarfs)

e nichterwerbsfahige Hilfebedurftige, die voll erwerbsgemindert
nach dem SGB VI sind und einen Ausweis nach § 152 Absatz 5
SGB IX mit dem Merkzeichen ,G* besitzen, soweit kein Anspruch
nach § 21 Absatz 4 SGB Il oder § 23 Nr. 2 oder 3 SGB |l besteht.

3Die Summe der insgesamt zu zahlenden Mehrbedarfe darf gemafR
§ 21 Absatz 8 SGB Il die Hohe der jeweils zustehenden Regelbe-
darfe nicht Ubersteigen. “Die Mehrbedarfe sind Tag genau zu ermit-
teln. 5Zur Ermittlung der Mehrbedarfe und deren Héhe siehe im Ubri-
gendie FW § 21 SGB |l

®Der Kinderbetreuungszuschlag nach § 14b BAf6G bzw. § 64 Ab-
satz 3 SGB Ill und der Mehrbedarf wegen Alleinerziehung sind beide
unabhangig voneinander zu gewahren und schlief3en sich nicht ge-
genseitig aus.

(3) Fur die Mehrbedarfe nach §23 Nr.2-4 SGB Il gelten die
FW 21 SGB |l entsprechend.
C.3.1.2. Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung

(1) 'Zur Feststellung des Gesamtbedarfs der Eltern sind die Bedarfe
fur Unterkunft und Heizung in dem Verhaltnis aufzuteilen, das sich
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aus dem 12. Bericht der Bundesregierung Uber die Héhe des Exis-
tenzminimums von Erwachsenen und Kindern festgestellten entspre-
chenden Bedarfen flir Alleinstehende, Ehepaare, Lebenspartner-
schaften und Kinder ergibt.

Alleinste- \é\;c;hnalgl’:zl:n_ Elternpaare Wohnanteil
hende teils mit P der  Eltern
Elternteile mit | . in Prozent
in Prozent
1 Kind 77 1 Kind 83
2 Kindern 63 2 Kindern 71
3 Kindern 53 3 Kindern 62
4 Kindern 46 4 Kindern 55
5 Kindern 40 5 Kindern 50
6 Kindern 36 6 Kindern 45
7 Kindern 33 7 Kindern 41
8 Kindern 30 8 Kindern 38
9 Kindern 27 9 Kindern 35
10 Kindern 25 10 Kindern 33
Beispiel
Ein Elternpaar mit zwei minderjahrigen Kindern ohne eigenes Einkommen
zahlt fir seine Wohnung monatlich 800 EUR Warmmiete. Als Wohnbedarf
der Eltern sind 71 % von 800 EUR zugrunde zu legen (= 568 EUR).
Der Bedarf flir Warmwassererzeugung ist in den Bedarfen fiir Unter- Warmwasser-

kunft und Heizung enthalten, wenn die Warmwasseraufbereitung erzeugung
zentral erfolgt.

(2) 'Leben Angehérige mit in der Wohnung, die nicht zur BG gehoren,
z. B. ein minderjahriges Kind, das sich aufgrund von eigenem Ein-
kommen selbst unterhalten kann, oder die GroRmutter, wird ein Kopf-
teil der Miete errechnet und von der Gesamtmiete abgezogen. 2An-
schlieRend ist der auf die Eltern entfallende Anteil aus der Tabelle
gemal Absatz 1 zu entnehmen.

Beispiel

Im Haushalt der Familie R. aus Brandenburg leben das Ehepaar R., zwei
Téchter und die GroRmutter. Die monatliche Belastung durch die Warm-
miete betragt 605 EUR.

Die GroRmutter gehdrt nicht zur BG. lhr Wohnanteil muss zunachst abge-
zogen werden.

605 EUR/5 =121 EUR

Es verbleiben Wohnkosten in Héhe von 484 EUR (605,00 EUR —
121,00 EUR). Anschlieend ist der Wohnanteil der Eltern zu ermitteln.
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Dieser betragt bei einem Elternpaar mit zwei Kindern 71 % und liegt somit
bei 343,64EUR.

(3) 'Auszubildende oder Studierende unter 25 Jahren, die ausbil-
dungsbedingt eine eigene Wohnung am Ausbildungs- bzw. Studien-
ort haben, gehoren nicht mehr zur BG der Eltern. 2Gehort ein weiteres
Kind der BG an, fir das ein Anspruch auf Kinderzuschlag besteht, ist
zu prufen, ob das auswartig untergebrachte Kind zur Haushaltsge-
meinschaft der Eltern gehort. *Gehort das auswartig untergebrachte
Kind der Haushaltsgemeinschaft der Eltern an, ist bei der Ermittlung
des Wohnanteils der Eltern vorab sein Kopfanteil abzuziehen. “Ergibt
die Prifung, dass es nicht mehr der Haushaltsgemeinschaft ange-
hort, ist der Wohnanteil der Eltern von den gesamten Bedarfen fir
Unterkunft und Heizung — ohne Beriicksichtigung des auswartig le-
benden Kindes — zu ermitteln.

(4) Soweit ein Uber 18 Jahre altes Kind ohne Kindergeldanspruch in
der BG lebt und das eigene Einkommen dessen Bedarf nicht deckt,
wird flr dieses Kind zwar kein Kopfteil der Miete errechnet und von
der Gesamtmiete abgezogen, der prozentuale Wohnbedarf der El-
tern/des Elternteils sowie ein eventueller Mehrbedarf wegen Alleiner-
ziehung ist jedoch ohne dieses Kind zu berechnen.

Beispiel

Eine alleinerziehende Mutter lebt mit zwei Kindern im Alter von 16 und 19
Jahren in einer BG. Fur den 19-Jahrigen besteht kein Kindergeldan-
spruch.

Der Mutter steht ein Mehrbedarf fir Alleinerziehung geman § 21 Ab-
satz 3 Nr. 2 SGB Il in Hohe von 12 % des Regelbedarfs zu, weil hier nur
das 16-jahrige Kind zu beriicksichtigen ist. Der maf3gebliche Wohnanteil
der Mutter betragt 77 % (ebenfalls nur Bericksichtigung des Kindes, fir
welches der Kindergeldanspruch besteht).

C.3.1.2.1. MaRgeblicher Bemessungszeitraum fiir Bedarfe der
Unterkunft bei Miete

(1) 'Bewohnen die Berechtigten den selbst genutzten Wohnraum zur
Miete, sind die laufenden Bedarfe fir den ersten Monat des BWZ
mafgeblich (BMZ fiir Bedarfe einer Mietunterkunft). 2Die laufenden
Bedarfe setzen sich zusammen aus der Miete und den Ublichen Ne-
benkosten (z. B. Wasser, Abwasser, Mullabfuhr, Stralenreinigung,
Schornsteinfeger, Gebaudereinigung, Grundsteuer usw.). *Abzustel-
len ist immer auf die tatsachlichen Bedarfe. “Eine Angemessenheits-
prifung wie im SGB Il erfolgt nicht.

°Rickzahlungen und Guthaben, die dem Bedarf fiir Unterkunft und
Heizung zuzuordnen sind, z. B. aus einer Neben- oder Betriebskos-
tenabrechnung, mindern nicht die Aufwendungen fir Unterkunft und
Heizung.

Beispiel 1:

Am 5. August 2019 wird ein Antrag auf Kinderzuschlag gestellt. Der BMZ
fiir das Einkommen ist von Februar bis Juli 2019 und der BWZ von August
2019 bis Januar 2020. Die Warmmiete betragt bis Juli 2019 651,23 EUR
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und erhéht sich ab August 2019 auf 689,25 EUR. Die Nebenkostenab-
rechnung ergibt ein Guthaben von 256,54 EUR, die im Mé&rz 2019 ausge-
zahlt wurden.

Fir die Prifung des Anspruchs ist die Warmmiete im Antragsmonat (ers-
ter Monat des BWZ) maRgeblich, also hier 689,25 EUR. Die Riickzahlung
wird nicht berlicksichtigt.

Beispiel 2:

Wie Beispiel 1, nur, dass entsprechend der Nebenkostenabrechnung ein
Guthaben von 256,54 EUR im Antragsmonat August 2019 ausgezahit
werden soll.

Fur die Prifung des Anspruchs ist die Warmmiete im Antragsmonat (ers-
ter Monat des BWZ) maRgeblich, also auch hier 689,25 EUR. Die Riick-
zahlung wird nicht berticksichtigt. Wenn das Guthaben mit der fir den Mo-
nat August 2019 zu zahlenden Miete vom Vermieter verrechnet und somit
nur eine geringere Miete gezahlt wurde, ist auf die tatsachliche Miethéhe
ohne Verrechnung abzustellen.

éSoweit im laufenden BWZ der Bedarf fiir die einmalige Beschaffung
von Brennstoffen nicht gedeckt werden kann, besteht die Moglichkeit,
die Ubernahme der einmalig anfallenden Kosten beim Trager der
Grundsicherung zu beantragen. “Im Bewilligungsbescheid kiz-30 ist
der zusétzliche Hinweis auf die Ubernahme dieser Kosten durch den
Trager der Grundsicherung auszuwahlen.

(2) 'Sind in der monatlichen Miete keine Abschlage fir Nebenkosten
enthalten, weil der Mieter direkt Vertrage mit Versorgungstragern ge-
schlossen hat, z. B. bei einem gemieteten Haus, werden Abschlags-
zahlungen nur bericksichtigt, sofern sie monatlich gezahlt werden.
2Werden im ersten Monat des BWZ keine Abschlagszahlungen ge-
leistet, weil z. B. die Abschlagszahlungen in gréReren Abstanden ge-
leistet werden, sind keine Abschlagszahlungen zu berticksichtigen.

(3) Werden im ersten Monat des BWZ Abschlagszahlungen fiir mehr
als einen Monat gezahlt, werden diese fur die Berechnung nicht, auch
nicht anteilig, berucksichtigt.

(4) Anderungen der laufenden Miete im BWZ fiihren nicht zu einer
Neuberechnung.

C.3.1.2.2. MaRgeblicher Bemessungszeitraum fiir Bedarfe der
Unterkunft bei Eigentum

(1) 'Bei Wohneigentum sind die monatlichen Bedarfe flr Unterkunft
und Heizung aus den durchschnittlichen Monatswerten des letzten
Kalenderjahres vor dem BWZ maRgeblich (BMZ fir die Bedarfe von
Wohneigentum). 2Dabei kommt es auf die Falligkeit der einzelnen
Zahlungen an. *Rlckzahlungen oder Nachforderungen im BMZ sind
zu berlicksichtigen. “Die Bedarfe setzen sich in der Regel aus der
Grundsteuer, Schuldzinsen, Versicherungen und den Ublichen Ne-
benkosten (z. B. Wasser, Abwasser, Mullabfuhr, Schornsteinfeger
usw.) zusammen. Mit Kalenderjahr ist die Zeit vom 1. Januar bis zum
31. Dezember eines Jahres gemeint.
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SUnabweisbare Instandhaltungs- und Reparaturkosten bei selbst ge-
nutztem Wohneigentum werden als Unterkunftskosten in tatsachli-
cher Hohe anerkannt. °Einmalig anfallende Aufwendungen fiir die Be-
schaffung von Brennstoffen sind bei der Ermittlung der durchschnitt-
lichen monatlichen Unterkunftskosten mit einzubeziehen. ’Auch
dann, wenn die Kosten vom SGB II-Trager bezuschusst wurden. 8So-
weit im laufenden Bewilligungszeitraum der Bedarf fir die einmalige
Beschaffung von Brennstoffen nicht gedeckt werden kann, besteht
die Moglichkeit, die Ubernahme der einmalig anfallenden Kosten
beim Trager der Grundsicherung zu beantragen. °Im Bewilligungsbe-
scheid kiz-30 ist der zusétzliche Hinweis auf die Ubernahme dieser
Kosten durch den Trager der Grundsicherung auszuwahlen.

Beispiel 1:

Herr B. stellt am 11. Juni 2020 einen Antrag auf Kinderzuschlag. Er be-
wohnt mit seiner Familie ein Einfamilienhaus und es fielen dafiir im Ka-
lenderjahr 2019 (01.01. bis 31.12.) folgende Kosten an:

Monatliche Zahlungen in EUR Jahresbetrag
Schuldzinsen (ohne Til- | 369 EUR 4.428 EUR/Jahr
gung)

Wasser 45 EUR 540 EUR/Jahr
Gas 77 EUR 924 EUR/Jahr
Quartalsweise Zahlungen | in EUR Jahresbetrag
Grundsteuer 350 EUR 1.400 EUR/Jahr
Gebaudeversicherung 45 EUR 180 EUR/Jahr
Mdllabfuhr 49 EUR 196 EUR/Jahr
Jahrliche Zahlungen in EUR Jahresbetrag
Schornsteinfeger 87 EUR 87 EUR/Jahr
Summe jahrlich 7.755 EUR/Jahr
Summe monatlich 646,25 EUR

Fir die Anspruchspriifung werden im fir Wohnkosten mafgeblichen BMZ
von Januar bis Dezember 2019 monatlich 646,25 EUR Wohnkosten be-
rucksichtigt.

Beispiel 2:

Frau K. stellt am 25. Marz 2020 einen Antrag auf Kinderzuschlag. Sie be-
wohnt mit ihrer Familie eine Eigentumswohnung und es fielen dafir im
Kalenderjahr 2019 (01.01. bis 31.12.) folgende Kosten an:
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Monatliche Zahlungen in EUR Jahresbetrag
Schuldzinsen (ohne Til- | 287 EUR 3.444 EUR/Jahr
gung)
Grundsteuer 80 EUR 960 EUR
Wasser 31 EUR 372 EUR/Jahr
Heizung 57 EUR 684 EUR/Jahr
Hausgeld 70 EUR 840 EUR/Jahr
Summe jahrlich 6.300 EUR/Jahr
Summe monatlich 525 EUR

Fir die Anspruchspriifung werden im fir Wohnkosten mafgeblichen BMZ
von Januar bis Dezember 2019 monatlich 525 EUR Wohnkosten bertick-
sichtigt.

(2) Liegen fur den Wohnraum keine Werte aus dem letzten Kalender-
jahr vor, weil z. B. das Eigenheim erst neu bezogen wurde, wird aus
den vorliegenden Werten (maximal zwolf Monatswerten) ein Monats-
wert ermittelt.

Beispiel 1:

Familie D. bezieht ihr neu erworbenes Haus im April 2020 und stellt am
15. Mai 2020 einen Antrag auf Kinderzuschlag. Da die Familie das Haus
neu bezogen hat, liegen im mafRgeblichen Kalenderjahr 2019 keine Kos-
ten vor. Sie haben sich jedoch bereits bei den entsprechenden Versor-
gern, wie Strom, Wasser u. s. w. angemeldet, so dass sie Bescheide Uber
die zu entrichtenden Abschlagszahlungen vorlegen kénnen. Auch sind die
zu entrichtenden Schuldzinsen bekannt.

Aus den vorgelegten Unterlagen sind die monatlichen Gesamtkosten zu
ermitteln.

Beispiel 2:

Familie D. hat ihr neu erworbenes Haus im Marz 2019 bezogen und stellt
am 15. Mai 2020 einen Antrag auf Kinderzuschlag. Unterlagen Uber die
mafgeblichen Kosten liegen auch fiir die Monate ab Marz 2019 vor. Zu
berticksichtigen sind jedoch nur die durchschnittlichen Kosten aus héchs-
tens zwolf Monaten. Das sind in diesem Fall die Kosten aus den Monaten
Mai 2019 bis April 2020.

C.3.2. Beriicksichtigung von Einkommen und Vermégen
der Eltern

(1) Einkommen und Vermdgen der Eltern, das deren eigenen Bedarf
Ubersteigt, wirkt sich mindernd auf den Gesamtkinderzuschlag aus,
§ 6a Absatz 6 BKGG.

(2) Kommt eine Minderung des flir mehrere Kinder zu zahlenden Kin-
derzuschlags in Betracht, wird der Gesamtkinderzuschlag gemindert,
ohne dass eine Zuordnung des verbleibenden Betrags zu einzelnen
Kindern erfolgt.
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C.3.2.1. Einkommen der Eltern

C.3.2.1.1. Einkommensbegriff

(1) '"Fur die Minderung des Gesamtkinderzuschlags ist das Einkom-
men der Eltern nach § 11 SGB Il maRgebend. ?Als Einkommen zu
berlcksichtigen sind somit Einnahmen in Geld abzuglich der nach
§ 11b SGB Il abzusetzenden Betrage. 3Die F\W §§ 11-11b SGB |l und
FW § 9 SGB Il sind zu beachten.

(2) 'Als Einkommen der Eltern gilt nach § 6a Absatz 5 Satz 2 BKGG
das Einkommen, das die dort genannten Personen, die mit dem Kind
im gemeinsamen Haushalt leben, erzielen. 2Dabei kann es sich um
alleinerziehende Elternteile, Ehepaare oder eingetragene Lebens-
partner sowie in ehedhnlichen Gemeinschaften zusammenlebende
Paare handeln. *Es wird also auch das Einkommen und Vermdégen
einer Person bertcksichtigt, die kein Elternteil des Kindes ist, fur das
Kinderzuschlag beantragt wird, und zwar auch dann, wenn diese Per-
son kein Kindergeld fir dieses Kind beanspruchen kann.

(3) Gehort ein unter 25 Jahre altes Kind ohne Kindergeldanspruch
zur BG, wird das Kindeseinkommen dieses Kindes auch dann nicht
dem Einkommen und Vermégen der Eltern zugerechnet, wenn und
soweit es nicht zur Deckung des eigenen Bedarfes des Kindes bené-
tigt wird.

(4) 'Kindergeld (sowohl nach dem BKGG als auch nach dem EStG)
fur zur BG gehoérende Kinder ist nach § 11 Absatz 1 SGB Il dem Kind
als Einkommen zuzuordnen, soweit es fur die Sicherung des Lebens-
unterhaltes benétigt wird. ?Bezieht das unter 25 Jahre alte Kind eige-
nes Einkommen, wird das Kindergeld als Einkommen der Eltern be-
rucksichtigt, sofern es zusammen mit 45 Prozent des Kindeseinkom-
mens nicht fir den Bedarf des Kindes bendtigt wird. *Das vom Kind
selbst erzielte Einkommen wird nicht als Einkommen der Eltern be-
rtcksichtigt.

Beispiel 1:

Ein Kind, 17 Jahre, erhalt eine zu beriicksichtigende Ausbildungsvergi-
tung in H6he von 800 EUR.

SGB llI-Bedarf (328 EUR RL + 150 EUR BdU) 478 EUR

Auf den Bedarf anzurechnendes Einkommen (45% von 800 Euro)

360 EUR
Ungedeckter Restbedarf 118 EUR
Kindergeld 204 EUR
Den Bedarf libersteigendes Kindergeld 86 EUR

86 EUR Kindergeld sind bei den Eltern als sonstiges Einkommen zu be-
riicksichtigen.

Beispiel 2 (wie Beispiel 1, aber héhere BdU)
SGB II-Bedarf (328 EUR RL + 250 EUR BdU) 578 EUR
Auf den Bedarf anzurechnendes Einkommen 360 EUR
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Ungedeckter Restbedarf 218 EUR
Kindergeld 204 EUR
Den Bedarf tibersteigendes Kindergeld 0 EUR

Das Kindergeld wird vollstandig zur Deckung des Bedarfes des Kindes
bendtigt. Es erfolgt kein Ubertrag von Kindergeld auf die Eltern.

(5) 'Das Kindergeld fiir aulRerhalb der BG lebende Kinder ist grund-
satzlich Einkommen der Eltern. 2Das Kindergeld ist nur dann nicht als
Einkommen der Eltern zu berlicksichtigen, wenn die Weiterleitung an
das jeweilige Kind explizit nachgewiesen wird. 3Eine Priifung von
Amts wegen ist nicht vorzunehmen. “Von Weiterleitung ist nicht be-
reits auszugehen, wenn das Kind lediglich einen Abzweigungsantrag
gestellt hat.

(6) 'Das Kindergeld ist in der nach § 66 Absatz 1 EStG bzw. § 6 Ab-
satz 1 BKGG festgelegten Hohe dem jeweiligen Kind zuzuordnen. 2In
Fallen der Abzweigung oder Pfandung des Kindergeldes ist die Ver-
teilung entsprechend § 76 EStG/§ 54 SGB | vorzunehmen (verglei-
che F\W §§ 11-11b, Rz. 11.47).

(7) 'Gehoéren vom SGB ll-Leistungsbezug ausgeschlossene Rentne-
rinnen und Rentner mit einer Altersrente zur BG, wird deren berei-
nigtes Einkommen auf ihren Bedarf (bestehend aus Regelbedarf,
Wohnanteil und etwaigen Mehrbedarfen) angerechnet. 2Ggf. tber-
steigendes Einkommen ist auf den Restbedarf der BG zu Ubertragen
(siehe auch DA D.2.).

(8) Als Einkommen kann auch die Erflllung eines Erstattungsan-
spruchs in Betracht kommen, selbst wenn der Zufluss nicht direkt bei
der Antragstellerin oder dem Antragsteller erfolgt.

Beispiel:

Die Antragstellerin hat am 10.01.2020 eine Rente wegen Alters beantragt.
Bis Uber die Rente entschieden wird, erbringt der SGB |I-Trager Leistun-
gen und hat bereits einen Erstattungsanspruch gegeniiber dem Renten-
trager geltend gemacht. Nachdem die Rente am 05.03.2020 bewilligt
wurde, Uberweist der Rententrager einen Teil der Rente zur Erfullung des
Erstattungsanspruchs an den SGB |I-Trager. Den restlichen Betrag Gber-
weist der Rententréager an die Antragstellerin.

Zusammen mit dem Einkommen ihres Ehemannes wiirde die Rente der
Antragstellerin fiir einen Anspruch auf Kinderzuschlag reichen. Sie stellt
daher am 13.04.2020 einen Antrag.

Bei der Ermittlung des durchschnittlichen Einkommens ist die im Marz an
die Antragstellerin iberwiesene Rente als Einkommen zu beriicksichti-
gen, aber auch die Rente, die an den SGB II-Trager zur Erfullung des
Erstattungsanspruchs tGberwiesen wurde.

(9) '"Einnahmen sind nur dann nicht als Einkommen zu beriicksichti-
gen, wenn dies in § 6a Absatz 5 BKGG sowie § 11 Absatz 1 und
§ 11a SGB Il ausdricklich bestimmt ist. 2§ 6a Absatz 5 BKGG be-
stimmt ausdrticklich, dass Wohngeld und Kinderzuschlag nicht als
Einkommen zu berlicksichtigen sind. *Wohngeld, Kinderzuschlag
und in der Regel Kindergeld, das den Eltern zufliel3t, ist daher nicht
als Einkommen zu berilcksichtigen.
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(10) 'Fur Auszubildende/Studierende, die mit mindestens einem ei-
genen Kind, das das zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, in
einem Haushalt leben, wird zusatzlich zur Ausbildungsférderung ein
Kinderbetreuungszuschlag nach § 14b BAf6G bzw. 64 Absatz 3 SGB
[l gewahrt. 2Der Kinderbetreuungszuschlag betragt aktuell 140 EUR
fur jedes Kind. ®Der Kinderbetreuungszuschlag nach § 14b BAf6G, §
64 Absatz 3 SGB Il wird als zweckbestimmter Teil der Ausbildungs-
férderung nicht als Einkommen angerechnet.

(11) 'Die Berechtigten kdnnen wahrend des laufenden Bezuges von
Kinderzuschlag ggf. erganzend Leistungen nach dem SGB Il bezie-
hen. ?Diese Leistungen sind kein Einkommen und werden nicht be-
ricksichtigt. *Unter Umsténden entstehende Nachzahlungen im Kin-
derzuschlag bei Folgebewilligungen sind fir einen eventuellen Erstat-
tungsanspruch des Grundsicherungstragers einzubehalten.

Beispiel:

Familie M. bezieht von April 2020 bis September 2020 Kinderzuschlag.
Im August 2020 endet der Minijob von Frau M. und sie beziehen ab Au-
gust 2020 noch zusétzlich Alg Il. Im Oktober 2020 stellt Familie M. erneut
einen Antrag auf Kinderzuschlag. Aufgrund des zu berlcksichtigenden
Einkommens entsteht ein neuer Anspruch auf Kinderzuschlag fur Oktober
2020 bis Marz 2021. Das bezogene Alg Il ab August 2020 ist nicht als
Einkommen zu berticksichtigen. Der SGB II-Trager ist tber die weitere
Bewilligung zu informieren. Bei einer verzdgerten Bearbeitung ist die
Nachzahlung des Kinderzuschlags fur einen eventuellen Erstattungsan-
spruch des SGB II-Tragers einzubehalten.

(12) Auslandische Wahrungen sind zum Kurswert zum Zeitpunkt des
Zuflusses der Einnahmen in EUR umzurechnen.

(13) 'Die Aufzahlung der Absetzbetrage in § 11b SGB Il ist abschlie-
Rend. ?Dort nicht als Absetzbetrage aufgefiihrte Belastungen kénnen
nicht berlicksichtigt werden. 3Zur Beriicksichtigung titulierter Unter-
haltsanspruche vergleiche F\W §§ 11 - 11b SGB II, Rz. 11.166.

(14) 'Kinderbetreuungskosten kénnen grundséatzlich als Abzugspos-
ten berticksichtigt werden. ?Besteht jedoch allein aufgrund des Ab-
zugs von Kinderbetreuungskosten kein Anspruch auf Kinderzu-
schlag, so wird den Berechtigten folgendes Wahlrecht hinsichtlich der
Bertcksichtigung der Kinderbetreuungskosten erdffnet:

1. Die Berechtigten verzichten schriftlich auf die Bertcksichtigung
der Kinderbetreuungskosten als Abzugsposten, so dass der Kin-
derzuschlag gewahrt werden kann.

2. Die Berechtigten méchten, dass die Kinderbetreuungskosten als
Abzugsposten berucksichtigt werden. Wenn sich kein Kinderzu-
schlagsanspruch errechnet, erfolgt die Ablehnung der Bewilli-
gung und der Verweis an den Trager fiur Leistungen nach dem
SGB I, da die Hilfebedurftigkeit nicht vermieden werden kann.
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C.3.2.1.2. MaRgeblicher Bemessungszeitraum fiir das Einkom-
men

(1) 'Far die Anspruchspriifung ist ein fester BMZ fiir das Einkommen
mafgeblich. 2Der BMZ von sechs Monaten endet mit dem Monat vor
Beginn des BWZ und beginnt sechs Monate vorher.

Beispiel 1:

Am 25. Juni 2020 wird ein Antrag auf Kinderzuschlag gestellt. Der BWZ
umfasst die Monate Juni 2020 bis November 2020. Der BMZ umfasst die
Monate Dezember 2019 bis Mai 2020.

Beispiel 2:

Wegen Anderung der Zusammensetzung der BG wird eine Kinderzu-
schlagsbewilligung ab August 2020 aufgehoben. Der Aufhebungsbe-
scheid geht der Kinderzuschlagsberechtigten erst am 3. Oktober zu, sie
beantragt am 30. Oktober den Kinderzuschlag neu. BWZ ist der Zeitraum
von August 2020 bis Januar 2021. BMZ ist der Zeitraum von Februar 2020
bis Juli 2020.

(2) 'Fir die Anspruchsprifung ist das in dem festen BMZ zugeflos-
sene Einkommen mafRgeblich. ?Das in den Monaten des BMZ erzielte
Einkommen wird monatlich bereinigt. *AnschlieRend wird das Ein-
kommen addiert und das Gesamteinkommen durch 6 geteilt, um ei-
nen Durchschnittsbetrag zu ermitteln. lm BMZ zugeflossene einma-
lige Einnahmen sind ebenfalls zu berticksichtigen. SLeistungen nach
dem SGB Il sind dagegen nach § 6a Absatz 5 Satz 1 BKGG in Ver-
bindung mit § 11a SGB Il nicht als Einkommen zu beriicksichtigen.

Beispiel:

Der Antrag auf Kinderzuschlag wird am 5. Februar 2020 gestellt. BMZ ist
der Zeitraum von August 2019 bis Januar 2020. Im August 2019 hat die
Antragstellerin nur Leistungen nach dem SGB Il bezogen. Von September
2019 bis Januar 2020 hat die Antragstellerin Einkommen aus nichtselb-
standiger Tatigkeit erzielt und erganzend Leistungen nach dem SGB Il er-
halten. Als Einkommen im BMZ ist nur das Einkommen aus nichtselbstan-
diger Tatigkeit von September 2019 bis Januar 2020 zu beriicksichtigen
und durch sechs Monate zu teilen.

(3) 'Die Einkommensermittlung erfolgt nach §§ 11 bis 11b SGB II.
°Die Ermittlung des anzurechnenden Einkommens ist getrennt flr
jede Person vorzunehmen. *Das Einkommen der Eltern ist nach der
monatlichen Einkommensbereinigung fir die Ermittlung des Durch-
schnittseinkommens zu addieren.

(4) Werden in dem BMZ nicht nur Einnahmen aus nichtselbstandiger
Erwerbstatigkeit bezogen, werden samtliche Einnahmen (z. B. auch
Einkommen aus selbstandiger Tatigkeit, Alg, Krankengeld, Eltern-
geld) nach der monatlich getrennten Bereinigung addiert und durch
die Anzahl der Monate des BMZ (immer sechs Monate) geteilt.

Beispiel 1:

In dem BMZ von Dezember 2019 bis Mai 2020 wird fur die Monate De-
zember bis Méarz bereinigtes Einkommen aus nichtselbstandiger Tatigkeit
von monatlich 1.550 EUR erzielt und fiir April bis Mai 2020 Krankengeld
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von monatlich 860 EUR. Daruber hinaus flief3tim Januar 2020 bereinigtes

Weihnachtsgeld von 800 EUR zu.

Das monatlich anzurechnende Einkommen ermittelt sich aus

Berechnung in EUR
4x 1.550 EUR fur Dezember 2019 bis Marz 6.200 EUR
2020

zzgl. 2 x 860 EUR flr April und Mai 2020 1.720 EUR
zzgl. Weihnachtsgeld 800 EUR
Summe gesamt 8.720 EUR
Summe monatlich (geteilt durch 6) 1.453,33 EUR

Fir die Berechnung werden durchschnittlich 1.453,33 EUR ber(cksichtigt.
Die einmalige Einnahme Weihnachtsgeld wird mit in die Berechnung ein-

bezogen.

Beispiel 2:

In dem BMZ von Dezember 2019 bis Mai 2020 wird fiir die Monate De-
zember bis Januar kein Einkommen und fir die Monate Februar bis Mai
bereinigtes Einkommen aus nichtselbstandiger Tatigkeit von monatlich
1.550 EUR erzielt. Dartiber hinaus flieRt im Dezember 2019 bereinigtes

Weihnachtsgeld von 800 EUR zu.

Das monatlich zu berlicksichtigende Einkommen ermittelt sich aus

Berechnung in EUR
4 x 1.550 EUR fiir Februar bis Mai 2020 6.200 EUR
zzgl. Weihnachtsgeld 800 EUR
Summe gesamt 7.000 EUR
Summe monatlich (geteilt durch 6) 1.166,67 EUR

Fur die Berechnung werden durchschnittlich 1.116,67 EUR ber(cksichtigt.

(5) 'Es ist auch dann auf den BMZ von sechs Monaten abzustellen,
wenn in diesem Zeitraum kein Einkommen erzielt wurde. ?Das betrifft
u. a. Falle, in denen lediglich SGB lI-Leistungen bezogen wurden und
keine Erwerbstatigkeit ausgelbt wurde. In Fallen, in denen der
SGB II-Bezug durch Aufnahme einer Beschéaftigung Uberwunden
wird, ist daher nicht nur auf die Monate der Erwerbstatigkeit oder das
zu erwartende Einkommen abzustellen. Maf3geblich sind auch hier
die davorliegenden sechs Monate, so dass ein Anspruch auf Kinder-
zuschlag ggf. erst nach einigen Monaten der Erwerbstatigkeit in Be-
tracht kommt.
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C.3.2.1.3. Minderung des Gesamtkinderzuschlags durch Eltern-
einkommen

(1) 'Der Gesamtkinderzuschlag wird um das den Gesamtbedarf der
Eltern Ubersteigende Einkommen gemindert. ?Dabei mindert Er-
werbseinkommen den Gesamtkinderzuschlag um 45 Prozent des Be-
trags, den die monatlichen Erwerbseinkiinfte den Gesamtbedarf der
Eltern Gibersteigen. *Anderes Einkommen der Eltern mindert den Ge-
samtkinderzuschlag in voller Hohe, also zu 100 Prozent. *Zu den an-
deren Einnahmen gehoren z. B. Krankengeld, Alg und Mutterschafts-
geld.

(2) 'Der Begriff der Erwerbseinkiinfte in § 6a Absatz 6 Satz 2 BKGG
stimmt mit dem Begriff des Einkommens aus Erwerbstatigkeit in
§ 11b Absatz 3 SGB Il Uiberein. 2Erwerbseinkiinfte im Sinne von § 6a
Absatz 6 Satz 2 BKGG sind Einklinfte aus einer nichtselbststandigen
oder selbststandigen Tatigkeit. *Die Tatigkeit muss darauf gerichtet
sein, unter Einsatz der Arbeitskraft Ertrage zur Bestreitung des Le-
bensunterhaltes zu erzielen (BVerwG, Urteil vom 21. Juli 1994 — 5 C
32/91 -, BVerwGE 96, 246). “Der zeitliche Umfang der Arbeitszeit o-
der das Bestehen von Sozialversicherungspflicht sind unerheblich.

SErwerbseinkiinfte sind auch:

e das Arbeitsentgelt aus einer geringfligigen oder kurzfristigen Ta-
tigkeit,

¢ die Ausbildungsvergltung von Personen in betrieblicher Berufs-
ausbildung,

e das Arbeitsentgelt von Personen, die gemeinnutzige Arbeit leisten,

e das Arbeitsentgelt von Personen, die im Arbeitsbereich einer
Werkstatt flr behinderte Menschen beschaftigt sind, sowie

e das Insolvenzgeld und Kurzarbeitergeld als Lohnersatz bei einem
weiterhin bestehenden Beschaftigungsverhaltnis.

(3) Keine Erwerbseinkilnfte sind

o Entgeltersatzleistungen wie z. B. Alg, Mutterschaftsgeld (ohne Ar-
beitgeberzuschuss) oder Krankengeld oder

e Sonstige Einklnfte z. B. aus Vermietung/Verpachtung, Unterhalts-
anspruchen.

(4) Wenn das zu berlcksichtigende Einkommen der Eltern nicht nur
aus Erwerbseinkilnften besteht, ist davon nach § 6a Absatz 6 Satz 2
BKGG auszugehen, dass die Uberschreitung des Gesamtbedarfs
der Eltern vorrangig durch die Erwerbseinklnfte verursacht wird,
wenn nicht die Summe der anderen Einkommensteile oder des Ver-
maogens flr sich genommen den Gesamtbedarf Ubersteigt.

Beispiel

Die allein erziehende Mutter T. hat zwei Kinder (8 und 11 Jahre) und er-
halt
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Berechnung in EUR
Unterhalt 450 EUR
Zu beriicksichtigende Erwerbseinkiinfte 400 EUR
Zu beriicksichtigende Gesamteinkiinfte 850 EUR

Mit einem Gesamteinkommen von 850 EUR liegt Frau T. mit 10,56 EUR
Uber ihrem Bedarf von 839,44 EUR (Regelbedarf von 432 EUR + Mehr-
bedarf von 155,52 EUR (36 % von 432 EUR) + Wohnkosten in diesem
Fall von 251,92 EUR). Kinderzuschlag wird nach § 6a Absatz 6 Satz 3
BKGG um 4,75 EUR (10,56 EUR x 45%) gemindert.

(5) 'Wenn die Summe der anderen Einkommensteile oder des Ver-
mdgens fir sich genommen den Gesamtbedarf tbersteigt, aber au-
Rerdem noch Erwerbseinkinfte zu berticksichtigen sind, ist der Ge-
samtkinderzuschlag zuerst um die den Gesamtbedarf der Eltern
Ubersteigenden anderen Einkommensteile oder das Vermdgen voll
zu mindern. 2AnschlieRend sind die Erwerbseinkiinfte anzurechnen.

Beispiel

Das Rentnerehepaar X., drei Kinder (12, 14, 16 Jahre alt), hat ein monat-
liches Einkommen von

Berechnung in EUR
Rente 1.200 EUR
Zu bericksichtigende Erwerbseinkinfte 300 EUR
Zu bericksichtigendes Gesamteinkommen 1.500 EUR

Bereits die Rente Ubersteigt den Gesamtbedarf des Rentnerehepaares
von 1.178 EUR (Regelbedarf von 778 EUR + Wohnkosten in Héhe von
400 EUR) um 22 EUR. Um diesen Betrag wird der Gesamtkinderzuschlag
(3 x 185 EUR = 555 EUR) gemindert. Der verbleibende Gesamtkinderzu-
schlag von 533 EUR (555 EUR - 22 EUR) wird wegen der Erwerbsein-
kiinfte nochmals um 135 EUR (300 EUR x45 %) gemindert. Der zu-
stehende Kinderzuschlag betragt 398 EUR (533 EUR - 135 EUR).

(6) 'Eine Aufteilung des Kinderzuschlags fiir ein Kind auf mehrere
Personen ist nicht méglich. 2Jedoch kann sich in einer BG mit Stief-
kindern ergeben, dass jeweils die leiblichen Elternteile kindergeld-
berechtigt fir ihr Kind sind und somit der Gesamtkinderzuschlag
aufzuteilen ist. 3In diesem Fall ist die Minderung des verbleibenden
Gesamtkinderzuschlags entsprechend dem Verhaltnis vorzuneh-
men, das dem Anteil der jeweiligen Kinder am Gesamtkinderzuschlag
entspricht

Beispiel

Eine ,Patchwork Familie“ bestehend aus zwei unverheirateten Elterntei-
len, die je ein eigenes Kind (5 und 8 Jahre) haben, beantragt Kinderzu-
schlag. Das zu berlicksichtigende Elterneinkommen betragt 1.350 EUR.
Das 8-jahrige Kind hat eigenes Einkommen in Héhe von 50 EUR. Die
Miete betragt 600 EUR.

Die Mindesteinkommensgrenze von 900 EUR wird mit dem Einkommen
der Eltern erreicht.

Ermittlung des Bedarfs der Familie:

Familienkasse Direktion RV1, Stand: 01.01.2020 Seite 38

Familienkasse
Direktion

Sonderfall: Minde-
rung des Gesamtkin-
derzuschlags in
Patchworkfamilien



Familienkasse

DA-KIZ Q Direktion

Berechnung in EUR
Elternpaar Regelbedarf je389 EUR 778 EUR
Kind 1 Regelbedarf 308 EUR
Kind 2 Regelbedarf 250 EUR
BdU 600 EUR
Gesamtbedarf 1.936 EUR

Ermittlung des Gesamtbedarfs der Eltern:

Berechnung in EUR
2 x Regelbedarf 389 EUR 778 EUR
Miete x 71% 426 EUR
Gesamtbedarf der Eltern 1204,00 EUR

Ermittlung des Gesamtkinderzuschlags:

Berechnung in EUR

Kind 1: Minderung Kindseinkommen 45 % 162,50 EUR
von 50 EUR 22,50 EUR anzurechnen
185 EUR - 22,50 EUR = 162,50 EUR

Kind 2:Ungeminderter KiZ 185,00 EUR
Gesamtkinderzuschlag 347,50 EUR

Das zu beriicksichtigende Einkommen (bersteigt den Gesamtbedarf der
Eltern um 146,00 EUR.

Der Gesamtkinderzuschlag ist daher wie folgt zu mindern:

Berechnung in EUR
Gesamtkinderzuschlag 347,50 EUR
Abziglich anzurechnendes Elterneinkom- 65,70 EUR
men (146 EUR x 45 %)

Verbleibender = Gesamtkinderzuschlag (281,80 EUR)
(gerundet nach § 11 Abs. 2 BKGG) 282 EUR

Da vorliegend jeder Elternteil nur fiir sein Kind kindergeldberechtigt ist, ist
den jeweiligen Berechtigten nur der auf ihr Kind entfallende Teil am Kin-
derzuschlag auszuzahlen. Die Minderung des Gesamtkinderzuschlags ist
dabei entsprechend der Anteile am Gesamtkinderzuschlag vorzunehmen.

Anteile in %
Anteil Kind 1 am Gesamtkinderzuschlag 46,76 %
(162,50 EUR von 347,50 EUR)

Anteil Kind 2 am Gesamtkinderzuschlag 53,24 %
(185 EUR von 347,50 EUR)

Damit ist die Minderung von 65,70 EUR wie folgt zu verteilen:

Berechnung in EUR

Kind 1 Minderung 162,50 EUR - 30,72

46,76 % von 65,70 EUR = 30,72 EUR EUR = 131,78 EUR
rund 132 EUR

Kind 2 Minderung 185 EUR - 34,98 EUR

53,24 % von 65,70 EUR = 34,98 EUR = 150,02 EUR rund
150 EUR
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Mit dem zu bertcksichtigenden Elterneinkommen von 1.350 EUR, dem
ermittelten Kinderzuschlag von 282 EUR, dem Einkommen des Kindes 1
von 50 EUR und dem zustehenden Kindergeld von 408 EUR (insgesamt
2090,00EUR) wird der Bedarf der Familie von 1.936 EUR gedeckt. Somit
ist Kinderzuschlag zu gewahren. Fir Kind 1 ergibt sich ein Auszahlungs-
betrag von 132 EUR, fiir Kind 2 sind 150 EUR auszuzahlen.

C.3.2.2. Vermodgen der Eltern

C.3.2.2.1. Vermogensbegriff

(1) 'Fur die Minderung des Gesamtkinderzuschlags ist das Vermo-
gen der Eltern nach § 12 SGB Il maRgebend. 2Zu berlicksichtigen ist
nur verwertbares Vermogen. 3Zu berticksichtigen sind die FW § 12
SGB 1. 3lm Rahmen des Kinderzuschlags ist dabei auch zu bertick-
sichtigen, dass es zu keiner doppelten Berlcksichtigung kommen
darf, da der BMZ fiir Einkommen und der BMZ fiir Vermdgen unter-
schiedlich sind. “Einkommen, das im BMZ zugeflossen ist, darf somit
nicht im Antragsmonat als Vermdgen berticksichtigt werden.

“Nicht zu berlicksichtigen ist Vermdgen innerhalb der Vermdgensfrei-
betréage des § 12 Absatz 2 Satz 1 SGB II. °*Vom Vermdgen unberiick-
sichtigt bleiben daher:

ein Grundfreibetrag
ein Freibetrag fur Altersvorsorge und

ein Freibetrag flr notwendige Anschaffungen in Hohe von
750 EUR.

®Ebenso unberiicksichtigt bleibt eine selbst genutzte Immobilie (ein-
schlieRlich des Grundstlicks).

(2) "Das fur die Minderung des Gesamtkinderzuschlags mafgebliche
Vermogen ist demnach in mehreren Schritten zu ermitteln. 2Soweit
die Eltern Vermdgensgegenstande besitzen, ist zunachst zu bestim-
men, ob diese Vermdgensgegenstande nach § 12 SGB Il dem
Grunde nach als Vermdgen anzusehen sind. *Soweit die Vermogens-
gegenstande zu berlcksichtigen sind, ist ihr Verkehrswert zu bestim-
men. *Von der Summe der Verkehrswerte sind dann die in § 12 Ab-
satz 2 SGB Il aufgefiihrten Freibetrage abzuziehen. °Der danach ver-
bleibende Betrag ist das fur die Minderung des Gesamtkinderzu-
schlags maflgebende Vermogen.

(3) 'Der Kinderzuschlag kann bei nicht sofortiger Vermdgensverwer-
tung nicht in Form eines Darlehens gewahrt werden. 2Liegt berlick-
sichtigungsfahiges Vermdgen vor, bei dem ein sofortiger Zugriff bzw.
eine sofortige Verwertung nachweislich nicht méglich ist, ist der Kin-
derzuschlag bei Vorliegen der sonstigen Anspruchsvoraussetzungen
flr einen BWZ zu gewahren. 3Der Antragsteller ist zur Verwertung
aufzufordern. “Danach ist jeweils erneut die Verwertung des Vermo-
gens zu prufen.
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(4) Fur eine selbstbewohnte Immobilie wie z. B. ein Eigenheim (inklu-
sive Grundstlick) oder eine Eigentumswohnung ist das Vermogen
(hier: Angemessenheit, Verwertbarkeit) nicht zu prifen.

C.3.2.2.2. MaRgeblicher Bemessungszeitraum fiir das Vermo-
gen

Malgeblicher Zeitpunkt (BMZ) fir die Beurteilung des Vermoégens ist
nach § 6a Absatz 8 Satz 5 BKGG der Beginn des BWZ (erster Tag).

C.3.2.2.3. Minderung des Gesamtkinderzuschlags durch Ver-
mogen der Eltern

(1) 'Der Gesamtkinderzuschlag wird um das den Gesamtbedarf der
Eltern Ubersteigende Vermdgen gemindert. 2Vermogen der Eltern
mindert den Gesamtkinderzuschlag in voller Hohe, also zu 100 Pro-
zent. 3Fir die Anrechnung des Vermdogens gelten die Bestimmungen
zur Anrechnung des Vermogens der Kinder entsprechend (DA
C.2.2.2. Absatz 5 und 6).

(2) "Ubersteigt das anzurechnende Vermégen der Eltern den ermit-
telten monatlichen Anspruch auf Kinderzuschlag, entfallt der An-
spruch auf Kinderzuschlag. ?Der Antrag ist abzulehnen. 3Die Ableh-
nung gilt grundsatzlich nur fir den Antragsmonat und ist mit dem Hin-
weis zu versehen, dass jederzeit, ab dem Folgemonat ein neuer An-
trag gestellt werden kann, sobald das Ubersteigende Vermodgen ver-
braucht wurde.

(3) "Ist das anzurechnende Vermogen niedriger als der monatliche
Anspruch auf Kinderzuschlag, wird es im ersten Monat des BWZ ent-
sprechend angerechnet. 2Der Kinderzuschlag wird um das anzurech-
nende Vermogen gemindert. 3Ab dem folgenden Monat ist Kinderzu-
schlag ohne Minderung wegen des Vermodgens zu zahlen.

c.4. Keine Hilfebediirftigkeit nach dem SGB Il

(1) 'Durch die Zahlung des Kinderzuschlags muss ein ggf. vorhande-
ner ungedeckter Bedarf nach dem SGB Il gedeckt sein. 2Das heilt,
es darf mit dem Kinderzuschlag keine Hilfebedurftigkeit nach dem
SGB Il mehr bestehen (§ 6a Absatz 1 Nr. 3 BKGG). Eine Ausnahme
besteht lediglich im Rahmen des erweiterten Zugangs (siehe DA
C.4.2).

C.41 Hilfebediirftigkeitsbegriff

(1) "Hilfebedurftigkeit nach § 9 SGB Il liegt bei Personen vor, die ih-
ren Lebensunterhalt und den Lebensunterhalt der mit ihnen in einer
BG lebenden Personen nicht oder nicht ausreichend aus eigenen
Kraften und Mitteln, vor allem aus dem zu bericksichtigenden Ein-
kommen oder Vermogen, sichern kénnen und die erforderliche Hilfe
nicht von anderen erhalten. 2Hilfebedurftigkeit im Sinne § 9 SGB I
kann nur bei Personen bestehen, die zu einer BG nach § 7 Absatz 3
SGB Il gehoren. *Auch die nach § 7 Absatz 1, 4, 4a, SGB Il ausge-
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schlossenen Personen kénnen daher als Berechtigte einen Kinder-
zuschlag erhalten, wenn sie mit einer/einem erwerbsfahigen Leis-
tungsberechtigten eine BG bilden (siehe DA B. 3. Absatz 2 Satz 4 ff.).

(2) 'Die Feststellung der Bediirftigkeit nach § 9 SGB Il ergibt sich aus
der Gegenuberstellung des Bedarfs der BG (Regelbedarfe, Bedarfe
fur Unterkunft und Heizung, Mehr- und Sonderbedarfszuschlage) und
dem nach §§ 11 — 11b SGB Il zu bericksichtigendem Einkommen.
2Die Bedarfe fur Bildung und Teilhabe nach § 28 SGB Il bleiben un-
berlcksichtigt. *Einmalige Bedarfe nach § 24 Absatz 3 SGB Il wer-
den ebenfalls nicht berlicksichtigt.

“MaRgebend sind die Verhaltnisse, die am ersten Tag des Bewilli-
gungszeitraums vorliegen, § 6a Absatz 8 Satz 5 BKGG. °Das gilt ins-
besondere fir den zugrunde zu legenden Bedarf. ®Mafgeblich sind
somit die zu Beginn des Monats der Antragstellung (erster Monat
BWZ) vorliegenden Bedarfe.

Beispiel:
Das Kind wird im Antragsmonat 14 Jahre alt.

Heranzuziehen ist der Regelbedarf fiir ein Kind unter 14 Jahren.

"Das den Bedarfen der BG gegeniiberzustellende Einkommen ermit-
telt sich nach § 6a Absatz 8 Satz 1 BKGG.

8Bei der Berechnung des Bedarfs nach SGB Il ist der Mietanteil nach
den Regelungen des SGB I, das heift nach Kopfanteil zu ermitteln.

Beriicksichtigung

der Wohnkosten zur Rechtsgrundlage und Auswirkungen

Ermittlung des o §§20ff. SGB I

SGB lI-Bedarfs e BdU: Kopfanteil

Ermittlung des Ge- e §6aBKGG

samtbedarfs der El- e BdU: Anteilige Wohnkosten nach
tern 12. Existenzminimumbericht

°Ein Kind, das Uber eigenes Einkommen verfligt, gehort bei der Pri-
fung der Hilfebedurftigkeit nicht zur BG, wenn es seinen eigenen Be-
darf mit seinem Einkommen decken kann, das hier abweichend zu
DA B.3. Absatz 2 Satz 11 und DA C.2.2.1. Absatz 5 zu 100 Prozent
bertcksichtigt wird.

'9Bei der Berechnung des SGB Il-Bedarfs sind stets die tatsachlichen
Bedarfe der Unterkunft und Heizung des entsprechenden BMZ fir
Miete und Eigentum anzusetzen (vgl. DA C.3.1.2.1./ C.3.1.2.2.).

(3) "Soweit die/der Berechtigte, der das Kindergeld bezieht, die Kin-
der nur zeitweise bei sich im Haushalt hat (i. S. einer temporaren BG),
wird bei etwa halftigem Aufenthalt des Kindes beim anderen Elternteil
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bei der Bedarfsermittlung nur der halbe Regelbedarf des ersten Mo-
nats im BWZ fur die Kinder angesetzt, die Bedarfe fur Unterkunft und
Heizung werden in beiden BG in voller Hohe beriicksichtigt. ?In den
Fallen, in denen das Kind/die Kinder mehr als die Halfte im Haushalt
ist/sind, wird beim Kindergeldberechtigten der volle Regelbedarf des
Kindes berticksichtigt. *Als anzusetzender Tag wird immer der Tag
bei dem Elternteil berlicksichtigt, bei dem das Kind die vorherge-
hende Nacht verbracht hat. °Das Kindergeld wird bei der Priifung, ob
Hilfebedurftigkeit noch besteht, in voller H6he berlcksichtigt, es sei
denn, es wird nachgewiesen, dass das halftige Kindergeld an den
anderen Elternteil gezahlt wird. ¢Trifft das Wechselmodell nur auf ein
Kind in der BG zu (wahrend ein Kind dauerhaft bei der/dem Berech-
tigten lebt), ist der Mehrbedarf Alleinerziehende individuell zu be-
trachten.

Familienkasse
Direktion

BdU des Kindes

temporare BG beim
kindergeldberechtigten
Elternteil

Regelbedarfe und
Mehrbedarfe des
Kindes

Mehrbedarf Allein-
erziehende

Uberwiegender Aufent-
halt beim Kindergeldbe-

Voller Betrag

Volle Bericksichti-
gung in der BG

rechtigten
(17 und mehr Tage)

Voller Mehrbedarf

Volle Bericksichti-
gung in der BG

Etwa gleicher Aufenthalt
beim Kindegeldberech-
tigten und beim anderen
Elternteil

(14 — 16 Tage)

Halftiger Betrag

Halber Mehrbedarf

"Fir den anderen Elternteil, der nicht das Kindergeld bezieht, gilt bei
der Ermittlung des Gesamtbedarfs der Familie das Gleiche. Der Re-
gelbedarf des Kindes, das sich zeitweise im Haushalt aufhalt, wird
anteilig und die Wohnkosten voll berticksichtigt. °Den Kinderzuschlag
fur dieses Kind erhalt jedoch grundsatzlich nur der Kindergeldberech-
tigte.
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temporédre BG beim | Regelbedarfe und | BdU des Kindes Mehrbedarf Allein-
nicht kindergeldbe- | Mehrbedarfe des erziehende
rechtigten Elternteil | Kindes

Nicht Uberwiegender | Anteilig entspre- | Volle  Bericksichti- | Kein Mehrbedarf

Aufenthalt beim nicht

chend des Aufenthal-

gung in der BG

kindergeldberechtig- | tes
ten Elternteil
(1-13 Tage)
Etwa gleicher Auf- | Halftiger Betrag Volle Berlcksichti- | Halber Mehrbedarf
enthalt beim Kinde- gung in der BG
geldberechtigten und
beim nicht kinder-
geldberechtigten EI-
ternteil
(14 — 16 Tage)
Beispiel1:
Frau B hat zwei Kinder (9 und 12 Jahre) mit unterschiedlichen Vatern. Das
12-jahrige Kind lebt im Wechselmodell etwa halftig bei ihr und beim Vater
und das 9-jahrige Kind beim Kindesvater. Ist bei Frau B der Alleinerzie-
henden-Mehrbedarf zu bertcksichtigen und wenn ja in welcher Héhe?
Da das 9-jahrige Kind beim Vater lebt, kann die Mutter fur dieses Kind
keinen Mehrbedarf erhalten. Der Alleinerziehenden-Mehrbedarf richtet
sich lediglich nach den Werten fiir ein Kind und betragt nach § 21 Absatz 3
SGB Il im Grunde 12 %. Allerdings ist der Mehrbedarf aufgrund des
Wechselmodells zu halbieren.
Beispiel 2:
Die Kinder Ida und Franz (9 und 12 Jahre) leben im echten Wechselmo-
dell (50/50) und wechseln immer wdchentlich gemeinsam den Haushalt.
Fir Ida bezieht die Mutter das Kindergeld, fur Franz der Vater. Die Mutter
beantragt fiir beide Kinder Kinderzuschlag. Die Kinder sind wie folgt in der
Berechnung bei der Mutter zu bertcksichtigen:
Kind Regelbedarf Mehrbedarf Allein- | BdU Kindergeld- KiZ-An-
des Kindes erziehende des El- | des anrechnung | spruch
ternteils Kindes
Kind mit Kindergeld- | halber Regel- | 36 % von 432 EUR | Voll Voll moglich
anspruch (lda) bedarf fur 2 Kinder unter
16 Jahren = 155,52
EUR x 50 % =
77,76 EUR
Kind ohne Kinder- | halber Regel- | 36 % von 432 EUR | Voll Keine  An- | abzulehnen
geldanspruch (Franz) | bedarf fir 2 Kinder unter rechnung
16 Jahren = 155,52
EUR x 50 % =
77,76 EUR

Beispiel 3:

Frau B ist Mutter zweier Kinder, Tina und Max (3 und 12 Jahre) mit unter-
schiedlichen Vatern. Tina, fir die Frau B das Kindergeld bezieht, lebt im
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echten Wechselmodell und Max lebt Gberwiegend beim Kindesvater, der
fur ihn das Kindergeld bezieht. Er besucht seine Mutter an den Wochen-

enden. Die Mutter beantragt fur beide Kinder Kinderzuschlag.

Kind Regelbedarf Mehrbedarf Al- | BdU des Kin- | Kindergeld-an- | KiZ-Anspruch
des Kindes leinerziehende | des rechnung
des Elternteils
Kind mit Kin- | halber Regel- | 36 % von 432 | Voll Voll Maoglich
dergeldan- bedarf EUR fir ein
spruch (Tina) Kind unter 7
Jahre = 155,52
EUR x 50 % =
77,76 EUR
Kind ohne Kin- | 308 EUR / 30 | Kein Mehrbe- | Voll Keine Anrech- | abzulehnen
dergeldan- Tage x Anwe- | darf nung
spruch (Max) senheitstage
(z.B. 4 Wo-
chenende a 2
Tage =8 Tage)
= 82,13 EUR
(4) 'Im Falle einer Internatsunterbringung des Kindes mit regelmafi- Internats-

ger Rickkehr in den Haushalt der Eltern (sieche DA B. 2. Absatz 2) ist
zu unterscheiden:

e Wenn die Internatsunterbringung des Kindes vollstandig drittfinan-
ziert ist und die Eltern nur fur den Bedarf aufkommen, der im Rah-
men der regelmafligen Riickkehr in den Haushalt entsteht, ist fr
jeden Anwesenheitstag von mehr als 12 Stunden ein Dreiligstel
des Regelbedarfs anzusetzen; der auf das Kind entfallende Anteil
an den Kosten der Unterkunft ist vollstandig zu bertcksichtigen.
Gleiches gilt, wenn das Kind im Rahmen einer Ma3nahme der Ju-
gendbhilfe untergebracht ist und sich nur besuchsweise bei den El-
tern aufhalt.

¢ Wenn die Kosten fir die Internatsunterbringung des Kindes von
den Eltern getragen werden, ist der Bedarf des Kindes in voller
Hohe sowie der auf das Kind entfallende Anteil an den Kosten der
Unterkunft zu bertcksichtigen.

(7) 'Bei der Priifung, ob die Hilfebedirftigkeit durch Kinderzuschlag
beseitigt werden kann, mussen auch Beitrage zur Kranken- und Pfle-
geversicherung beachtet werden. 2Ein Anspruch auf Kinderzuschlag
besteht nicht, sofern erganzend ein Zuschuss nach § 26 SGB Il not-
wendig ware, weil die gesetzliche Voraussetzung der (vollstéandigen)
Vermeidung von Hilfebedurftigkeit nicht erflllt ist (§ 6a Absatz 1 Nr. 3
BKGG).

(8) 'Reichen das Einkommen und Vermdgen im Sinne von §§ 11 bis
12 SGB Il und der Kinderzuschlag nicht aus, dass keine Hilfebedurf-
tigkeit mehr besteht, ist zu priifen, ob dies unter Einbeziehung des
Wohngeldes der Fall ware. ?Wird kein Wohngeld gezahlt, ist eine fik-
tive Wohngeldberechnung durchzufiihren. ®Als Berechnungshilfe
kann der Wohngeldrechner von geldsparen.de verwendet werden
(http://www.geldsparen.de/wohngeld-rechner/). “5Auch wenn kein
Wohngeld beantragt und demzufolge tatsachlich auch kein Wohngeld
bezogen wurde, kann der Kinderzuschlag bewilligt werden, wenn

Familienkasse Direktion RV1, Stand: 01.01.2020 Seite 45

Familienkasse
Direktion

unterbringung

(Fiktive) Wohngeld-

berechnung


http://www.geldsparen.de/wohngeld-rechner/

DA-KiZ

auch klnftig mit dem fiktiven Wohngeld keine Hilfebedurftigkeit mehr
besteht. 5Ein tatsachlicher Wohngeldbezug ist nicht erforderlich. ’So-
weit es sich bei Antragstellerinnen und Antragstellern um Personen
handelt, die bislang im Alg ll-Leistungsbezug stehen und fiir die der
Trager der Grundsicherung einen vorrangigen Anspruch auf Kinder-
zuschlag unter Berucksichtigung von Wohngeld festgestellt hat, gilt
Folgendes:

o Wird der Familienkasse die vom Trager der Grundsicherung mit
der Berechnungshilfe KIWI erstellte Kinderzuschlagsberechnung
Ubersandt und leistet der Trager der Grundsicherung unter Anmel-
dung eines Erstattungsanspruchs bis zur Kinderzuschlags-/WWohn-
geldbewilligung vor, ist vor der Bewilligung des Kinderzuschlags
die tatsachliche Hohe des Wohngelds abzuwarten.

e Wird die Kinderzuschlagsberechnung trotz Rickfrage seitens der
Familienkasse nicht durch den Trager der Grundsicherung Uber-
sandt und leistet der Trager der Grundsicherung auch nicht vor, so
ist der Kinderzuschlag unter Berucksichtigung einer fiktiven Wohn-
geldberechnung zu bewilligen. Dies gilt entsprechend fir Falle, in
denen ein/e Erst-/Neuantragsteller/in auf Alg Il vom Trager der
Grundsicherung auf die vorrangigen Leistungen Kinderzuschlag
und ggf. erganzend Wohngeld verwiesen wird.

C.4.2. Erweiterter Zugang

(1) "Ergibt die Priifung der Hilfebedrftigkeit nach DA C.4.1., dass mit
dem Erwerbseinkommen der Eltern, dem Kinderzuschlag und ggf.
dem Wohngeld hdéchstens 100 EUR fehlen, um Hilfebedurftigkeit
nach dem SGB Il zu vermeiden, kann ggf. Kinderzuschlag bezogen
werden. 2Mit der Einfiihrung eines erweiterten Zugangs wird Familien
in diesen Fallen ermdglicht, den Kinderzuschlag zu erhalten, sofern
sie kein SGB Il beziehen oder beantragt haben und Erwerbstéatigen-
freibetrage bei der Einkommensermittiung berlcksichtigt wurden.
3Dieser erweiterte Zugang ersetzt das bisher geregelte sogenannte
Lkleine Wahlrecht” und ist zunachst auf drei Jahre befristet.

(2) 'Die Prufung der Hilfebedurftigkeit erfolgt nach den Regelungen
in DA C. 4.1. 2Im Ergebnis diirfen unter Berlicksichtigung des elterli-
chen Einkommens, dem Kinderzuschlag und dem Wohngeld maxi-
mal 100 EUR fehlen, damit die Hilfebedurftigkeit nicht mehr besteht.

(3) 'Die Ermittlung des Einkommens erfolgt nach den Regelungen in
DA C. 3.2.1. ?Ein Teil des Elterneinkommens muss aus Erwerbsein-
kommen bestehen, damit Erwerbstatigenfreibetrage nach § 11b Ab-
satz 2 und 3 SGB Il berticksichtigt werden kénnen. ®Die Hohe der
Erwerbstatigenfreibetrage muss mindestens 100 EUR betragen.

(4) 'Die Moglichkeit des erweiterten Zugangs besteht nur, wenn die
gesamte BG zu Beginn des BWZ keine Leistungen nach dem SGB Il
oder SGB XI| erhalt oder beantragt hat. ?In Einzelfallen kann bei ent-
sprechenden Anhaltspunkten ein Antrag auf Kinderzuschlag, der im
letzten Monat des noch laufenden SGB |I-Bezuges gestellt wird, so
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ausgelegt werden, dass Kinderzuschlag erst fir den Zeitpunkt nach
Ablauf des SGB Il-Bewilligungszeitraums beantragt wird.

(5) 'Ergibt die Berechnung, dass nur ein Anspruch auf Kinderzu-
schlag besteht, wenn vom erweiterten Zugang Gebrauch gemacht
wird, ist der Berechtigte anzuschreiben und dartber zu informieren
und umfassend zu beraten. ?Hierfirr steht der Vordruck KiZ-14 zur
Verfugung. 3In diesem erklart der Berechtigte, dass er aufgrund des
erweiterten Zugangs den Kinderzuschlag beziehen mdchte. “Eine
Bewilligung des Anspruchs ist erst nach Vorliegen der Erklarung
maglich. °Ein Verzicht auf Leistungen nach dem SGB Il im Sinne des
§ 46 SGB | ist nicht Voraussetzung.

(6) "Treten im laufenden BWZ des Kinderzuschlags Anderungen ein,
aufgrund derer mehr als 100 EUR fehlen, um Hilfebedirftigkeit zu
vermeiden, oder entscheidet der Berechtigte, dass die Zahlung des
Kinderzuschlags fur ihn doch nicht ausreicht, ist ein erganzender Be-
zug von SGB lI-Leistungen bis zum Ende des BWZ mdglich.

D. Sonderfalle

(1) "Personen, die von SGB II-Leistungen ausgeschlossen sind, kon-
nen dennoch Kinderzuschlag erhalten, wenn sie eine BG mit einer/ei-
nem erwerbsfahigen Leistungsberechtigten bilden (siehe DA B.3. Ab-
satz 2 Satz 4). Bei diesen Personen sind verschiedene Besonder-
heiten bei der Berechnung zu beriicksichtigen. *Betroffen hiervon
sind insbesondere Auszubildende/Studierende und Rentenbeziehe-
rinnen und Rentenbezieher.

D.1. Auszubildende/Studierende

(1) "Auszubildende/Studierende, die vom Leistungsbezug nach dem
SGB Il ausgeschlossen sind, kdnnen trotz des Ausschlusses Mitglied
einer BG sein und sogar eine BG begrinden, da der Leistungsaus-
schluss nur bezlglich der durch die Ausbildung gepragten Bedarfe
besteht. Dazu gehdren die Regelbedarfe und die Bedarfe fir Unter-
kunft und Heizung. ?In diesem Fall ist eine gesonderte Ermittlung des
fiktiven SGB II-Bedarfs erforderlich.

(2) 'Als Bedarf der Auszubildenden/Studierenden ist der Bedarf nach
dem SGB Il zu Grunde zu legen, das heifl3t ein fiktiver Regelbedarf
nach § 20 SGB Il und der Kopfanteil an den (tatsachlichen) Bedarfen
der Unterkunft und Heizung. ?Dieser Bedarf ist durch das Einkommen
der Auszubildenden/Studierenden zu decken. *Einkommen der Aus-
zubildenden/Studierenden bleibt bis dieser Hohe unbericksichtigt.
3Nur den jeweiligen SGB II-Bedarf (ibersteigendes Einkommen ist auf
den Kinderzuschlag anzurechnen. Mehrbedarfe sind jedoch Bedarfe
nach dem SGB Il und bei der Ermittlung der Bedarfe der BG zu be-
ricksichtigen.

“Der SGB lI-Bedarf der librigen Personen in der BG ist gesondert zu
berechnen.
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Beispiel 1
(Ehe-)Paar, ein Kind (5 Jahre alt)

Der Vater (Bruttoverdienst mindestens 900 EUR) arbeitet und die Mutter
studiert an der Hochschule (Studium dem Grunde nach férderungsfahig),
die monatliche Warmmiete betragt 300 EUR.

Ermittlung des Bedarfs von Vater und Kind nach dem SGB Il (§ 6a Ab-
satz 1 Nr. 3 BKGG):

Berechnung in EUR
Vater Regelbedarf 389 EUR
Kind Regelbedarf 250 EUR
2/3 der Miete (Vater und Kind) 200 EUR
Gesamtbedarf 839 EUR
(mafRgeblich fir die Priifung, ob mit Kinder-

zuschlag keine Hilfebedirftigkeit besteht)

Ermittlung des fiktiven SGB II-Bedarfs der Mutter:

Berechnung in EUR
Mutter Regelbedarf 389 EUR
1/3 der Miete (Mutter) 100 EUR
Gesamtbedarf 489 EUR

(mafgeblich fiir die Frage des Ubersteigen-
den Einkommens der Mutter zur Anrech-
nung auf den Kinderzuschlag)

Das Einkommen der Mutter bleibt bis zur Héhe des Regelbedarfs zuziig-
lich der anteiligen Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung (hier: 489 EUR) un-
berticksichtigt. Bei der Berechnung sind Freibetrage gemaR § 11b SGB |l
vom BAfoG in Abzug zu bringen.

Ermittlung des Gesamtbedarfs der Eltern:

Berechnung in EUR
Vater Regelbedarf 389 EUR
2/3 der Miete x 77 % (abzlglich Anteil des 154 EUR
Kindes)5

Gesamtbedarf der Eltern 543 EUR

(malgeblich fir die Frage, ab welcher
Grenze elterliches Einkommen den Kinder-
zuschlag mindert)
Der fiktive SGB lI-Bedarf der Mutter bleibt aufgrund des § 7 Ab-
satz 5 SGB Il unbericksichtigt.

°Bezieht der studierende Elternteil BAf6G (nach Abzug der Freibe-
trage) in Hohe des fiktiven SGB II-Bedarfs, wird das volle Einkommen
des anderen Elternteils beim Kinderzuschlag herangezogen.

®Bezieht der studierende Elternteil weniger BAf6G als der eigentliche
BAf6G-Bedarf, weil eigenes Einkommen, Einkommen des Ehegatten
oder Einkommen der Eltern auf den BAf6G-Bedarf angerechnet
wurde, wird die tatsachliche BAf6G-Leistung um das im Rahmen der

5 Wohnbedarf Alleinstehende mit entsprechender Anzahl der Kinder nach dem Zwolf-
ten Existenzminimumbericht der Bundesregierung, weil der Kindesvater nur mit dem
Kind leistungsberechtig ist.
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BAfoG-Berechnung angerechnete Einkommen erhoht. "Dieser Be-
trag ist um den Freibetrag nach § 11b Absatz 2 Satz 3 SGB Il zu re-
duzieren, soweit nicht bereits eine Absetzung nach Absatz 2, Satz 1
bis 3 erfolgt. 8Ubersteigt das danach verbleibende Einkommen den
fiktiven SGB II-Bedarf ist dieses beim Kinderzuschlag zu bericksich-
tigen. *Wurde das Einkommen des anderen Elternteils im Rahmen
der BAf6G-Berechnung angerechnet, ist dieses von dessen Einkom-
men abzuziehen, da es andernfalls doppelt berlicksichtigt werden
wirde. "°Liegt das Einkommen des studierenden Elternteils nach Ab-
zug des Grundfreibetrags und ggf. weiterer Abzugsbetrage (weiter-
hin) unterhalb des fiktiven SGB |l-Bedarfs, wird der Differenzbetrag
vom Einkommen des anderen Elternteils abgezogen. "'Erhalt der stu-
dierende Elternteil jedoch wegen personlicher Verhaltnisse (Staats-
angehorigkeit, Alter, Zweitstudium), trotz grundsatzlicher Foérde-
rungsfahigkeit des Studiums, keine Leistung nach dem BAf6G, ist
dessen Bedarfsdeckung durch Einkommen des anderen Elternteils
ausgeschlossen. '?Das heilt, der Bedarf des studierenden Elternteils
bleibt vollig unberlicksichtigt. *Das Einkommen des anderen Eltern-
teils ist in voller Héhe bei der Berechnung des Kinderzuschlags zu
bertcksichtigen.

D.2. Rentnerinnen und Rentner

(1) 'Bezieher/innen einer Regelaltersrente erhalten keine Leistungen
nach dem SGB Il (§ 7 Absatz1 Nr.1 SGB Il i.V.m. § 7a SGB II).
2Auch Bezieher/innen einer Rente wegen unbefristeter voller Er-
werbsminderung haben wegen fehlender Erwerbsfahigkeit keinen
Anspruch auf Leistungen nach dem SGB Il, wenn sie nicht in einer
BG mit einer erwerbsfahigen Person leben und hiertiber Sozialgeld
nach dem SGB Il beziehen kénnen (§ 7 Absatz 1 Nr. 2SGB Ili. V. m.
§§ 19 Absatz 1 Satz 2, 23 SGB II).

3Diese Personen kdnnen zwar als Angehdrige von erwerbsfahigen
Leistungsberechtigten zur BG gehdren; sie kdnnen aber grundsatz-
lich keine eigene BG begriinden.

“Fur den Kinderzuschlag bedeutet dies, dass Bezieher/innen einer
Regelaltersrente oder einer Rente wegen unbefristeter voller Er-
werbsminderung, die mit einer erwerbsfahigen leistungsberechtigten
Person in einer BG leben, einen Anspruch auf Kinderzuschlag haben
kdénnen.

SLebt die Bezieherin/der Bezieher einer Regelaltersrente oder einer
Rente wegen voller Erwerbsminderung hingegen nicht mit einer er-
werbsfahigen leistungsberechtigten Person zusammen (z. B. ein al-
leinerziehender 66-jahriger Rentner mit seinem 13-jahrigen Sohn),
kann kein Anspruch auf Kinderzuschlag entstehen, da Hilfebedurftig-
keit nach dem SGB XIlI besteht.

%Reicht das Einkommen nicht aus, den Lebensunterhalt der Renten-
bezieherin/des Rentenbeziehers zu decken, besteht nach Erreichen
der jeweiligen Altersgrenze nach § 7a SGB Il dem Grunde nach An-
spruch auf Grundsicherung nach dem 4. Kapitel des SGB XII. Glei-
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ches gilt bei Bezug einer unbefristeten Rente wegen voller Erwerbs-
minderung, wenn keine Einbeziehung in eine BG nach dem SGB Il
erfolgen kann. "Da vor Erreichen der Altersgrenze nach § 7a SGB I
kein Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung im Alter besteht,
ergibt sich ggf. zur Deckung des Bedarfs ein Anspruch auf Hilfe zum
Lebensunterhalt nach dem 3. Kapitel des SGB XII.

8Wenn Bezieher/innen einer Regelaltersrente weiterhin zur BG ge-
horen, ist das den eigenen Bedarf Ubersteigende Einkommen der
Rentenbezieherin/des Rentenbeziehers bei der Berechnung des Kin-
derzuschlags zu berlcksichtigen. °Es bleibt jedoch in Hohe des eige-
nen Bedarfs unberlcksichtigt (vergleiche F\W § 9 SGB II). "°Kann die
Person ihren Bedarf aus der Rente hingegen selber nicht decken, so
bleibt dies ohne Auswirkung.

Beispiel 1

Ein Vater mit Bezug einer Altersrente ist der Kindergeldberechtigte fiir die
zwei im Haushalt lebenden Kinder (8 und 10 Jahre alt). Die Mutter ist ar-
beitslos. Den Antrag auf Kinderzuschlag kann auch der Vater stellen, da
er Uber die erwerbsfahige Mutter der BG im Sinne von §7 Ab-
satz 3 SGB Il angehort. Ein Berechtigtenwechsel ist somit nicht erforder-
lich.

Die monatliche Altersrente des Vaters betragt 1.100 EUR, die monatli-
chen Bedarfe flr Unterkunft und Heizung betragen 380 EUR.

Die Mindesteinkommensgrenze (900 EUR) ist durch die Rente des Vaters
von 1.100 EUR erreicht. Bei der Berechnung der Héhe des Kinderzu-
schlags ist die Rente nur zu berlcksichtigen, soweit sie den Bedarf des
Vaters uUbersteigt.

Ermittlung des Bedarfs des Rentenbeziehers (Vater):

Berechnung in EUR
Regelbedarf 389 EUR
Mietanteil (380 EUR / 4) 95 EUR
Gesamtbedarf 484 EUR

Ermittlung des zu beriicksichtigenden Einkommens:

Berechnung in EUR
Rente des Vaters 1.100 EUR
Leistungen nach dem SGB XII 0 EUR
Abziiglich Gesamtbedarf des Vaters 484 EUR
Abziiglich Versicherungspauschale 30 EUR
Zu beriicksichtigendes Einkommen 586 EUR

Ermittlung des Bedarfs nach SGB Il (§ 6a Absatz 1 Nr. 3 BKGG):

Berechnung in EUR
Mutter Regelbedarf 389,00 EUR
3/4 der Miete von 380 EUR x 63 % (abztig- 179,565 EUR
lich Anteil des Vaters)6

Gesamtbedarf der Eltern (hier nur der Mut- 568,55 EUR

ter)

6 Wohnbedarf Alleinstehende mit entsprechender Anzahl der Kinder
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Das anzurechnende Einkommen, konkret die Rente, die zu 100 % auf den
Gesamtkinderzuschlag anzurechnen ist, Ubersteigt um 17,45 EUR den
mutterlichen Gesamtbedarf (586 EUR — 568,55 EUR = 17,45 EUR). Es
errechnet sich somit ein Kinderzuschlag in Héhe von 352,55 EUR. Der
Kinderzuschlag ist auf 353 EUR aufzurunden.

Beispiel 2

Ein alleinerziehender Vater lebt mit einem 16-jahrigen Kind im Haushalt.
Der Vater bezieht eine Altersrente in Hohe von 720 EUR. Die monatlichen
Bedarfe der Unterkunft und Heizung fur die Mitwohnung betragen
360 EUR.

Die Mindesteinkommensgrenze (600 EUR) ist durch die Rente des Vaters
von 720 EUR erreicht. Bei der Berechnung der Héhe des Kinderzuschlags
ist die Rente nur zu beriicksichtigen, soweit sie den Bedarf des Vaters
Ubersteigt.

Ermittlung des Bedarfs des Rentenbeziehers (Vater):

Berechnung in EUR
Regelbedarf 432,00 EUR
Mehrbedarf Alleinerziehend 51,84 EUR
Mietanteil (360,00 EUR / 2) 180,00 EUR
Gesamtbedarf 663,84 EUR

Ermittlung des zu bericksichtigenden Einkommens:

Berechnung in EUR
Rente des Vaters 720,00 EUR
Leistungen nach dem SGB XII 0,00 EUR
Abziiglich Gesamtbedarf des Vaters 663,84 EUR
Abziiglich Versicherungspauschale 30,00 EUR
Zu bertiicksichtigendes Einkommen 26,16 EUR

Der Gesamtbedarf der Eltern betragt 0 EUR. Das anzurechnende Ein-
kommen in H6he von 26,16 EUR mindert zu 100 % den Gesamtkinderzu-
schlag. Es errechnet sich somit ein Kinderzuschlag in Héhe von 158,84
EUR, der auf 159 EUR zu runden ist.

""Bezieher/innen einer Rente wegen voller Erwerbsminderung, die
mit einer erwerbsfahigen Person in einer BG leben, kénnen einen ei-
genen Anspruch auf Sozialgeld haben (vgl. BSG-Urteil vom
28.11.2018, B 4 AS 46/17 R). "?Aus diesem Grund sind bei der Be-
rechnung des Kinderzuschlags in diesen Fallen keine Besonderhei-
ten zu beachten. Insbesondere sind die Satze 8 bis 10 nicht einschla-

g19.

(2) 'Bezieher/innen einer vorgezogenen Altersrente (Rentner vor Er-
reichung der jeweiligen Regelaltersgrenze’), die nicht mit einer er-
werbsfahigen leistungsberechtigten Person zusammenleben, kén-
nen einen Anspruch auf Kinderzuschlag haben. Dieser Personen-
kreis kann zwar aufgrund des Leistungsausschlusses des § 7 Ab-
satz 4 SGB |l keine Leistungen nach dem SGB Il beziehen, sie geho-
ren jedoch grundsatzlich zum Personenkreis des § 7 Absatz 1i. V. m.

7 Ubergangsregelung in § 235 SGB VI
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Absatz 3 SGB Il und kénnen eine BG griinden. *Dies beruht darauf,
dass sie selbst vor Erreichen der Regelaltersgrenze noch als er-
werbsfahig gelten.

(3) 'Bezieherinnen/Bezieher sogenannter "Arbeitsmarktrenten" sind
erwerbsfahig im Sinne des § 8 Absatz 1 SGB Il. ?Die Betroffenen er-
halten diese Leistung vom Rentenversicherungstrager, wenn sie in
der Lage sind, zwischen drei und sechs Stunden taglich erwerbstatig
zu sein und nach Ansicht des Rentenversicherungstragers der Ar-
beitsmarkt fiir sie verschlossen ist. °Da die Betroffenen zwischen drei
und sechs Stunden taglich arbeiten kénnen, sind sie in der Lage, un-
ter den Ublichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes er-
werbstatig zu sein, § 8 Absatz 1 SGB II. *Soweit sie die weiteren An-
spruchsvoraussetzungen nach § 7 Absatz 1 SGB Il erfillen, besteht
ein Anspruch auf Alg Il. °Die "Arbeitsmarktrente" wird dann auf das
Alg Il angerechnet. °In diesen Fallen ist eine normale KiZ-Berech-
nung in KIWI vorzunehmen.

E. Allgemeine Verfahrensregelungen

E.1. Bewilligung

(1) Die Bewilligung des Kinderzuschlags erfolgt endgultig flr sechs
Monate.

(2) "Treten wahrend des BWZ Anderungen in den tatsachlichen oder
rechtlichen Verhaltnissen ein, sind diese unbeachtlich (§ 6a Absatz 7
Satz 3 BKGG). ?Die Bewilligung ist deswegen nicht aufzuheben oder
zu andern. 3Etwas anderes gilt nur, wenn sich die Zusammensetzung
der BG andert oder der Hochstbetrag des Kinderzuschlags nach § 6a
Absatz 2 BKGG neu festgelegt wird (siche DA E.1.4.).

Beispiel:

Kinderzuschlag wird einer Berechtigten fir den BWZ vom 1. Marz 2020
bis 31. August 2020 bewilligt. Sie lebt zu diesem Zeitpunkt mit ihrem Ehe-
mann und zwei Kindern zusammen. Am 17. Juni 2020 zieht der Enemann
aus der gemeinsamen Wohnung aus. Die Bewilligung des Kinderzu-
schlags ist ab Juli 2020 aufzuheben (Vergleiche DA E.2.2.1.).

(3) War der Bescheid von Beginn an unrichtig, z. B. weil falsche An-
gaben gemacht wurden oder die Familienkasse bei der Bewilligung
versehentlich Angaben falsch berlcksichtigt hat, kann die Bewilli-
gung nach §§ 44 und 45 SGB X Uberpruft und ggf. aufgehoben wer-
den (siehe auch DA F.1./ F.2.).

E.1.1. Bewilligungszeitraum

E.1.1.1. Sechs-Monatszeitraum

(1) "Der Kinderzuschlag ist fir einen Zeitraum von sechs Monaten zu
bewilligen (BWZ). 2Anderungen, die voraussichtlich wahrend des
BWZ eintreten (werden) und zu einer Aufhebung flihren kénnen, fih-
ren nicht zu einer Verkiirzung des BWZ. *Auch eine vorlaufige Bewil-
ligung kommt nicht in Betracht.
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(2) 'Anderungen, die im Zeitpunkt der Bewilligung bereits bekannt
sind, fihren ebenfalls zu keiner Verkiirzung des BWZ. ?In Fallen, in
denen sich die Zusammensetzung der BG voraussichtlich dndern
wird, z. B. bei

e voraussichtlicher Geburt eines weiteren Kindes,

e der Absicht, einen gemeinsamen Haushalt mit einem (neuen)
Partner/ (einer neuen) Partnerin zu griinden,

¢ der Absicht eines Partners, aus dem gemeinsamen Haushalt aus-
zuziehen oder

¢ voraussichtlichem Ausbildungsende eines Kindes,

ist folglich fir den BWZ von sechs Monaten zu bewilligen und das
Eintreten der Anderung der Verhaltnisse abzuwarten. *Auf die Anzei-
gepflicht ist hinzuweisen.

E.1.1.2. Abweichender Bewilligungszeitraum

(1) Ausnahmen von der Bewilligung fir den BWZ von sechs Monaten
sind nur dann zulassig, wenn ein Kind wahrend des sechsmonatigen
BWZ das 25. Lebensjahr vollendet oder ein kiirzerer BWZ beantragt
wird.

(2) "Vollendet ein Kind wahrend des sechsmonatigen BWZ das
25. Lebensjahr, ist der Kinderzuschlag nur bis zum Ablauf des Mo-
nats zu bewilligen, in dem das Kind das 25. Lebensjahr vollendet.
2Das gilt auch, wenn in der BG mehrere zu beriicksichtigende Kinder
leben.

Beispiel:

Die Antragstellerin stellt am 20. Januar 2020 einen Antrag auf Kinderzu-
schlag fur ihre 3 Kinder im Alter von 13, 17 und 24 Jahren. Das élteste
Kind hat am 17. Marz 2020 seinen 25. Geburtstag.

Der sechsmonatige BWZ wiirde von Januar bis Juli 2020 gehen. Der Kin-
derzuschlag ist jedoch fiir alle Kinder nur von Januar bis Marz 2020 zu
bewilligen. Fir die Zeit ab April 2020 ist ein neuer Antrag zu stellen.

(3) '"Grundsatzlich ist davon auszugehen, dass der Antrag auf Kin-
derzuschlag flir sechs Monate gestellt wurde. ?Der Antragsteller kann
Kinderzuschlag jedoch auch flr einen Zeitraum von weniger als
sechs Monaten beantragen. 2In diesen Fallen ist der Kinderzuschlag
nur fir den beantragten Zeitraum zu bewilligen. *Warum der Antrag-
steller den Kinderzuschlag fur einen kirzeren Zeitraum beantragt, ist
nicht zu prifen.

Beispiel:

Die Antragstellerin stellt am 5. Januar 2020 einen Antrag auf Kinderzu-
schlag fir den Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis 31. Marz 2020. Fir den
BMZ von Juli bis Dezember 2019 sind Einkommensnachweise anzufor-
dern.

Im April 2020 mochte sie einen neuen Antrag auf Kinderzuschlag stellen
(BMZ Oktober 2019 bis Marz 2020), da sie seit Oktober 2019 weniger
verdient. Sie geht davon aus, dass ihr im Januar 2020 aufgrund ihres ho-
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heren Einkommens in den Monaten Juli bis September 2019 Kinderzu-
schlag nicht in voller Héhe zusteht. Um ab April 2020 aufgrund des gerin-
geren Einkommens im Zeitraum Oktober 2019 bis Marz 2020 den vollen
Kinderzuschlag zu erhalten, mdchte sie den aktuellen Antrag nur bis Méarz
2020 stellen.

Bei Vorliegen der Voraussetzungen ist Kinderzuschlag von Januar bis
Marz 2020 zu bewilligen.

Abwandlung:

Die Antragstellerin befiirchtet, dass das bei ihrem Antrag im April 2020 zu
bertcksichtigende Einkommen zu gering sein kdnnte und sie dann keinen
Anspruch mehr auf Kinderzuschlag hat, weil sie hilfebeddrftig nach § 9
SGB Il wird. Sie bittet die Familienkasse daher um Auskunft, ob sie aus-
gehend von dem Einkommen seit Oktober 2019 im April 2020 einen An-
spruch auf Kinderzuschlag haben wird.

Ihr ist mitzuteilen, dass sie den Kinderzuschlag ohne zeitliche Beschran-
kung beantragen kann und dieser dann fir den Zeitraum vom 1. Januar
2020 bis 31. Juni 2020 unter Berlcksichtigung ihres durchschnittlichen
Einkommens im Zeitraum vom 1. Juli 2019 bis 30. Dezember 2019 end-
gultig bewilligt wird. Wenn sie Kinderzuschlag nur bis zum 30. Méarz 2020
beantragt, erhalt sie den Kinderzuschlag nur fir diesen Zeitraum. Ob und
in welcher Hohe sie Kinderzuschlag in einem folgenden BWZ z. B. ab 1.
April 2020 erhalten wird, kann erst beurteilt werden, wenn die Einkom-
mensverhaltnisse im BMZ fir den folgenden BWZ nachgewiesen sind.

E.1.2. Beginn des Bewilligungszeitraums

(1) "Nach § 5 Absatz 3 BKGG besteht ein Anspruch auf Kinderzu-
schlag friihestens ab dem Monat der Antragstellung, soweit die An-
spruchsvoraussetzungen erfillt sind. 2Der Kinderzuschlag wird nicht
fur Zeiten vor der Antragstellung gewahrt.

(2) Mit dem Monat, in dem der Antrag gestellt wird, beginnt der BWZ
(§ 6a Absatz 7 Satz 2 BKGG).

(3) Ein Antrag kann auch wahrend eines laufenden BWZ fiir einen
nahtlos anschlieRenden weiteren BWZ gestellt werden; er ist dann
wie ein Antrag zu behandeln, der im Monat nach Ablauf des laufen-
den BWZ eingegangen ist.

Beispiel:

Kinderzuschlag wurde fur den BWZ vom 1. Marz 2020 bis 31. August
2020 bewilligt. Am 16. August wird ein neuer Antrag gestellt. Der Antrag
ist so zu behandeln wie ein im Laufe des Monats September gestellter
Antrag. Neuer BWZ ist also vom 1. September 2020 bis 28. Februar 2021.

(4) "Mit der Bewilligung des Kinderzuschlags ist der Antrag ver-
braucht. 2Nach Ablauf des BWZ ist ein neuer Antrag zu stellen.

E.1.3. Riickwirkende Antragstellung

(1) "Wird ein Antrag spater als im ersten Monat nach Ablauf des bis-
herigen BWZ gestellt, z. B. drei Monate spater, beginnt der neue
BWZ mit dem Monat, in dem der Antrag gestellt wird. 2Ein nahtloser
Bezug des Kinderzuschlags ist dann nicht mdglich. 3Insbesondere
kann Kinderzuschlag grundsatzlich nicht rickwirkend beantragt wer-
den.
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Beispiel:

Kinderzuschlag wurde fur den BWZ vom 1. Marz 2020 bis 31. August
2020 bewilligt. Am 2. Oktober wird ein neuer Antrag gestellt. Der Berech-
tigte erklart, dass er es im September versdumt hat, den Antrag zu stellen,
er aber gerne nahtlos Kinderzuschlag weiterbeziehen méchte. Der neue
BWZ beginnt mit dem Oktober 2020. Eine riickwirkende Antragstellung ist
nicht méglich. Fir den Monat September 2020 ist der Antrag abzulehnen,
da Kinderzuschlag nicht fiir Zeiten vor Antragstellung gewahrt wird.

(2) '"Wird ein Antrag auf SGB II-Leistungen abgelehnt, weil vorrangig
Kinderzuschlag zu beantragen ist, gilt § 28 SGB X nach § 5 Absatz 3
Satz 3 BKGG mit der Malgabe, dass der Antrag auf Kinderzuschlag
unverziglich (d. h. ohne schuldhaftes Zégern) nach Ablauf des Mo-
nats, in dem die Ablehnung oder Erstattung der anderen Leistung
(hier: Alg Il) bestandskraftig geworden ist, nachzuholen ist. 2Eine frist-
gemale Antragstellung auf Kinderzuschlag liegt damit immer vor,
wenn spatestens innerhalb eines Monats nach Zugang des Alg II-Ab-
lehnungsbescheides bzw. des Alg II-Aufhebungsbescheides Kinder-
zuschlag beantragt wird.

3Durch die Vorschrift des § 28 SGB X sollen dann Rechtsnachteile
vermieden werden, wenn ein Berechtigter in Erwartung eines positi-
ven Bescheides seinen Antrag auf andere Sozialleistungen nicht ge-
stellt hat. “Hierbei handelt es sich um eine besondere Art einer mate-
riell wirkenden Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. °Bei Einhal-
tung der Antragsfrist wirkt die nachgeholte Antragstellung fur die an-
dere Sozialleistung langstens bis zu einem Jahr (,absolute Grenze*)
zurlck.

(3) '§ 28 SGB X findet analog Anwendung, wenn in Erwartung einer
positiven Entscheidung Uber einen Antrag auf Kinderzuschlag kein
weiterer Antrag auf Kinderzuschlag gestellt wird. 2Wird Kinderzu-
schlag beantragt, wird in der Regel kein weiterer Antrag gestellt, bis
Uber den ersten Antrag entschieden wurde. *Die Entscheidung tber
den Anspruch auf Kinderzuschlag wird jedoch haufig nicht im An-
tragsmonat erfolgen kénnen. 4lm Falle einer Ablehnung, entfaltet
diese aber nur Wirkung fir den Antragsmonat; fur den darauffolgen-
den Monat kdnnte bereits ein neuer Antrag gestellt werden. SWurde
dieser Antrag nicht gestellt, weil die Entscheidung lber den ersten
Antrag noch ausstand, ist § 5 Absatz 3 Satz 3 BKGG i. V. m. § 28
Satz 1 SGB X analog einschlagig, so dass rlckwirkend Kinderzu-
schlag beantragt werden kann.

Beispiel 1:

Die Antragstellerin beantragt am 18. Februar 2020 Kinderzuschlag. Uber
den Antrag wird mit Bescheid vom 8. Mai 2020 entschieden. Es erfolgt
eine Ablehnung.

Die Ablehnung wirkt nur fir den Antragsmonat Februar. Die Antragstelle-
rin hat jedoch erst im Mai die Ablehnung erhalten und eine riickwirkende
Antragstellung fiir den Folgemonat Marz kommt grundsatzlich nicht in Be-
tracht. Die Antragstellerin hat jedoch deswegen im Marz keinen Antrag
gestellt, weil die Entscheidung Uber ihren Antrag aus Februar noch aus-
stand.

Nach § 28 SGB X analog kann sie die Antragstellung flr Marz nachholen,
wenn sie den Antrag unverzuglich nach Zugang der Ablehnungsentschei-
dung vom 8. Mai 2020 stellt.

Familienkasse Direktion RV1, Stand: 01.01.2020 Seite 55

Familienkasse
Direktion

Riickwirkende An-
tragstellung nach §
28 SGB X bei
Versagung anderer
Leistung

§ 28 SGB X analog



DA-KiZ

®Ergibt sich auch fiir den Folgemonat nach der urspriinglichen Ableh-
nung wieder eine Ablehnung, so sind auch die dann folgenden Mo-
nate, bis einschlielRlich des Monats in dem der Antrag gestellt wurde,
zu prifen. “Sofern sich in einem der Monate ein Anspruch ergibt, be-
ginnt der BWZ dann mit diesem Monat. ®Fiir die davorliegenden Mo-
nate ist ein Ablehnungsbescheid zu erlassen.

Beispiel 2: wie Beispiel 1.

Die Prufung des Antrags fiir Marz ergibt wiederum, dass die Anspruchs-
voraussetzungen nicht erfillt sind. Somit ist ein Anspruch flr April zu pru-
fen. Die Prifung ergibt, dass fiir April die Anspruchsvoraussetzungen er-
fillt sind. Damit ist Kinderzuschlag flir den BWZ April bis September 2020
zu bewilligen. Fur Marz 2020 hat eine Ablehnung zu erfolgen.

°Ebenso ist zu verfahren, wenn unverziglich nach Zugang einer Wi-
derspruchsentscheidung ein neuer Antrag gestellt wird. "®Auch in die-
sem Fall ist der Antrag gemaR § 5 Absatz 3 Satz 3 BKGG i. V. m.
§ 28 Satz 1 SGB X analog als rickwirkender Antrag fir den Folge-
monat nach dem Monat, fir den abgelehnt oder aufgehoben wurde,
anzusehen.

Beispiel 3: wie Beispiel 1, jedoch legt die Antragstellerin gegen den Ab-
lehnungsbescheid vom 8. Mai 2020 Widerspruch ein.

Der Widerspruch wird mit Bescheid vom 3. September 2020 als unbe-
griindet zurlickgewiesen. Die Antragstellerin stellt unverziglich am 7.
September 2020 einen neuen Antrag, der als Antrag ab Marz auszulegen
ist. Ergibt sich flir Marz wiederum kein Anspruch ist wie in Beispiel 2 weiter
zu verfahren.

""Etwas anderes gilt jeweils nur, wenn explizit Kinderzuschlag ab ei-
nem spateren Monat beantragt wird. Dann ist der Anspruch nur ab
dem Monat, ab dem beantragt wurde, zu prifen.

E.2. Anderungen wihrend des Bewilligungszeitraums

(1) '"Anderungen in den tatsachlichen oder rechtlichen Verhaltnissen,
die wahrend des laufenden BWZ eintreten, werden abweichend von
§ 48 SGB X grundsatzlich nicht berticksichtigt. 2Ausnahmen beste-
hen lediglich, wenn

e sich der Hochstbetrag des Kinderzuschlags oder
e die Zusammensetzung der BG andert.

SWenn diese Ausnahmen nicht vorliegen, fiilhren Anderungen in den
tatsachlichen und rechtlichen Verhéltnissen nicht zu einer Anderung
oder Aufhebung der Bewilligung fir den BWZ. “Das gilt insbesondere
bei Anderungen beim Bedarf (Regelbedarfe, Mehrbedarf, BdU) oder
beim Einkommen. °Der Kinderzuschlag ist unverandert in der bewil-
ligten Héhe bis zum Ende des BWZ weiter zu zahlen.

Beispiel.

Am 5. Juli 2020 wird ein Antrag auf Kinderzuschlag gestellt. Die An-
spruchsvoraussetzungen liegen vor und Kinderzuschlag wird fir den BWZ
vom 1. Juli 2020 bis 31. Dezember 2020 bewilligt. Zum 30. September
2020 wird das Arbeitsverhaltnis der Berechtigten gekiindigt und sie erhalt
ab Oktober 2020 Arbeitslosengeld.
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Die geadnderten Einkommensverhaltnisse ab Oktober 2020 stellen eine
Anderung in den tatsachlichen Verhéltnissen im Sinne des § 48 SGB X
dar, die jedoch nicht zu berlcksichtigen sind. Die Bewilligung ist somit
nicht aufzuheben.

(2) 'Endet der Kindergeldanspruch fir ein Kind in der BG wahrend
des laufenden BWZ, liegt kein Aufhebungsgrund vor. 2Der Kinderzu-
schlag ist bis Ende des BWZ unverandert weiter zu zahlen. 3Das gilt
auch, wenn wahrend des BMZ die Berechtigtenbestimmung fur das
Kindergeld geandert wird. “Die Anderung der Berechtigtenbestim-
mung fur das Kindergeld im laufenden BWZ wirkt sich erst nach Ab-
lauf des BWZ aus. °Der neu Kindergeldberechtigte kann erst dann
einen Antrag auf Kinderzuschlag wirksam stellen. SAntrage, die im
laufenden BWZ gestellt werden, kdnnen als Antrage mit Wirkung zum
nachst moglichen Zeitraum ausgelegt werden. "Es sind von Amts we-
gen fehlende Unterlagen fir die Berechnung der Bedarfe und des
Einkommens im BMZ anzufordern.

Beispiel:

Frau A und Herr B betreuen das gemeinsame Kind nach der Trennung im
Wechselmodell. Beide haben sich darauf geeinigt, dass Frau A Kinder-
geld beantragen und beziehen soll. Frau A beantragt als Kindergeldbe-
rechtigte im Juli Kinderzuschlag, der ihr am 15.07. fiir die Monate Juli bis
Dezember bewilligt wird.

Am 01.09. nimmt Herr B eine neue Beschaftigung auf. Sein Arbeitgeber
gewahrt allen kindergeldberechtigten Personen einen monatlichen Bonus
in H6he von 50,00 EUR. Um in den Genuss des Bonus zu kommen, eini-
gen sich Frau A und Herr B darauf, dass das Kindergeld ab Oktober von
Herrn B beantragt und bezogen werden soll. Herr B stellt einen entspre-
chenden Antrag auf Kindergeld bei der Familienkasse und gleichzeitig ei-
nen Antrag auf Kinderzuschlag.

Unabhangig davon, dass Kindergeld ab Oktober an Herrn B gezahlt wird,
wird die Bewilligung des Kinderzuschlags von Frau A nicht aufgehoben,
da keine Anderung der Zusammensetzung der BG vorliegt. Frau A betreut
das Kind in gleichem Umfang weiter. Der Antrag auf Kinderzuschlag von
Herrn B kann mit seinem Einverstandnis als Antrag fir den Zeitraum ab
Januar ausgelegt werden. Insofern sind Einkommensnachweise fiir die
Monate Juli bis Dezember und die Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung der
Mietwohnung fur den Monat Januar anzufordern.

8Andert sich die Kindergeldberechtigung dagegen aufgrund einer An-
derung in der BG, so dass eine Aufhebung der Bewilligung des Kin-
derzuschlags nach § 48 SGB X aufgrund der Anderung der Zusam-
mensetzung der Bedarfsgemeinschaft in Betracht kommt, oder
kommt eine Ricknahme nach § 45 SGB X wegen Rechtswidrigkeit
der Entscheidung in Betracht, ist Uber einen Antrag auf Kinderzu-
schlag der nun kindergeldberechtigten Person ab Antragstellung, je-
doch frihestens ab dem Folgemonat nach der Aufhebung zu ent-
scheiden.

Beispiel 2:

Nach der Trennung von Frau A und Herrn B lebt das gemeinsame Kind
im Haushalt von Frau A und besuchsweise an jedem zweiten Wochen-
ende bei Herrn B. Frau A beantragt als Kindergeldberechtigte im Juli Kin-
derzuschlag, der ihr am 15.07. fur die Monate Juli bis Dezember bewilligt
wird.
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Am 10.09. nimmt Herr B das Kind in seinen Haushalt auf, da Frau A eine
Vollzeitbeschaftigung im Schichtdienst aufgenommen hat. Herr B stellt im
September bei der Familienkasse einen Antrag auf Kindergeld und gleich-
zeitig einen Antrag auf Kinderzuschlag.

Da sich die Zusammensetzung der BG bei Frau A geédndert hat, ist die
Bewilligung des Kinderzuschlags ab Oktober aufzuheben. Der Antrag auf
Kinderzuschlag von Herrn B kann als Antrag fir den Zeitraum ab Oktober
ausgelegt werden. Insofern sind Einkommensnachweise fiir die Monate
April bis September und die Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung der Miet-
wohnung fir den Monat Oktober anzufordern.

(3) "Reicht der bewilligte Kinderzuschlag nach der Anderung der Ver-
haltnisse nicht mehr aus, den Bedarf der BG zu decken, kdnnen er-
ganzend Leistungen nach dem SGB Il beantragt werden. ?Diese wer-
den unter Anrechnung des bewilligten Kinderzuschlags gewahrt. 3Er-
stattungsanspriiche unter den Sozialleistungstragern entstehen
nicht.

E.21. Erhohung des Hochstbetrags des Kinderzuschlags

(1) "Wird ein neuer Hochstbetrag des Kinderzuschlags festgelegt,
stellt dies eine Anderung dar, bei der § 48 SGB X Anwendung findet
(vgl. § 6a Absatz 7 Satz 3 BKGG). 2Die Anderung ist im laufenden
BWZ zu beriicksichtigen. *Eine Aufhebung der Bewilligung ist in die-
sen Fallen jedoch nicht erforderlich. 3Es wird lediglich die Differenz
zwischen dem neuen Hoéchstbetrag und dem alten Hochstbetrag an
den Berechtigten ausgezahlt. “Der BWZ bleibt dabei unverandert.
°So ist z. B. bei Bewilligungen von Kinderzuschlag fiir einen BWZ
Uber den 31. Dezember 2020 hinaus zu verfahren, sofern sich ab Ja-
nuar 2021 ein hdherer Héchstbetrag ergibt.

Beispiel:

Herr K. erhélt fir den BWZ von Oktober 2020 bis Marz 2021 einen gemin-
derten Kinderzuschlag fiir 3 Kinder in Héhe von 350 EUR. Ab Januar 2021
erhoht sich der Héchstbetrag von 185 EUR auf 188 EUR.

Die Differenz von 3 EUR pro Kind, also 9 EUR, wird Herrn K. im Januar
2021 automatisch zusatzlich ausgezahlt. Der Bewilligungsbescheid ist
nicht zu andern und der BWZ bleibt gleich.

(2) 'Die Auszahlung des Differenzbetrags erfolgt ohne schriftlichen
Bescheid. 2Ein schriftlicher Bescheid ist in diesen Fallen nicht erfor-
derlich, weil die zusatzliche Auszahlung ausschlie3lich beglinstigen-
den Charakter hat. *Bei einer Rickforderung ist dieser ausgezahlte
Differenzbetrag daher zu bertcksichtigen.

E.2.2. Anderungen der Zusammensetzung der Bedarfsge-
meinschaft

E.2.21. Aufhebung der Bewilligung

(1) Bei Anderungen der Zusammensetzung der BG ist die Bewilligung
mit Ablauf des Monats, in dem sich die Zusammensetzung der BG
geandert hat, nach § 6a Absatz 7 Satz 3 BKGG i. V. m. § 48 SGB X
(gdf. rickwirkend) aufzuheben.
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(2) 'Eine Anderung der Zusammensetzung der BG kann z. B. erfol-
gen durch:

e die Geburt eines Kindes,
e das Ausscheiden eines Kindes wegen Auszugs,
e den Auszug eines Elternteils oder

e die Grindung einer neuen BG des Kinderzuschlagsberechtigten
mit einem neuen Partner.

Beispiel:

Frau A beantragt im August 2019 Kinderzuschlag fur ein Kind. Sie ist
schwanger und erwartet im Dezember ihr zweites Kind. lhr ist Kinderzu-
schlag (dennoch) fiir den BWZ August 2019 bis Januar 2020 zu bewilligen
und die tatsachliche Anderung abzuwarten. Im Dezember teilt Frau A mit,
dass ihr Kind 2 Wochen zu friih und somit schon im November geboren
wurde. Da unter Berlcksichtigung von zwei Kindern mit dem Einkommen
von Frau A Hilfebedurftigkeit nicht vermieden werden kann, ist die Bewil-
ligung des Kinderzuschlags ab Dezember aufzuheben und Frau A an den
SGB II-Trager zu verwiesen.

2Keine Anderung der BG im Sinne des § 6a Absatz 7 Satz 3 BKGG
liegt vor, wenn ein Kind wahrend des BWZ Einkommen erzielt, mit
dem es seinen eigenen Bedarf decken kann, so dass es kein Mitglied
der BG mehr im Sinne des SGB Il ware. 3Gleiches gilt, wenn Kinder-
zuschlag fir ein Kind abgelehnt wurde, weil es tGber Einkommen ver-
flugt, mit dem es seinen eigenen Bedarf decken kann, und dieses Ein-
kommen wahrend des laufenden BWZ wegfallt. “Dabei handelt es
sich vielmehr um Anderungen in den Einkommensverhéaltnissen, die
gemal § 6a Absatz 7 Satz 3 BKGG wahrend eines BWZ nicht zu
berucksichtigen sind.

(3) 'Die Aufhebung der Bewilligung ist mit Ablauf des Monats der An-
derung vorzunehmen. 2Die Aufhebung erfolgt nicht Tag genau ab An-
derung der Verhéltnisse, da Kinderzuschlag gemal § 5 Absatz 1
2. Halbsatz BKGG bis zum Ende des Monats gezahlt wird, in dem die
Anspruchsvoraussetzungen wegfallen. *Die Aufhebung erfolgt auch
dann mit Ablauf des Monats der Anderung, wenn die Griinde fiir die
Aufhebung erst spater bekannt werden oder der Aufhebungsbe-
scheid erst zu einem spateren Zeitpunkt erfolgt.

“Der Berechtigte ist verpflichtet, die Anderung der Zusammensetzung
der BG anzuzeigen. Wird dies unterlassen und die Familienkasse
erhalt erst nach Ablauf des BWZ davon Kenntnis, ist die Bewilligung
mit Ablauf des Monats, in dem sich die Zusammensetzung der BG
geandert hat, nach § 48 Absatz 1 Nr. 2 SGB X aufzuheben.

Beispiel:

Die Berechtigte bezieht Kinderzuschlag fiir drei Kinder fiir den BWZ vom
1. Juli 2019 bis 31. Dezember 2019. Eines dieser Kinder wird am 15. No-
vember 2019 von den Grofdeltern in ihren Haushalt aufgenommen. Die
Familienkasse erfahrt davon durch den Kindergeldantrag der GrofReltern
vom 10. Januar 2020 und durch den neuen Antrag der Berechtigten auf
Kinderzuschlag vom 12. Januar 2020. Die Bewilligung fiir den BWZ vom
1. Juli 2019 bis 31. Dezember 2019 ist mit Wirkung ab Dezember 2019
aufzuheben. Der Antrag auf Kinderzuschlag vom 12. Januar 2020 ist als
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Antrag auf Kinderzuschlag fir den BWZ vom 1. Dezember 2019 bis
31. Mai 2020 zu behandeln. Er ist rechtzeitig gestellt, weil er sogar noch
vor der Aufhebung des vorangegangenen BWZ gestellt wurde.

®Die Berechtigten erhalten mit dem Bewilligungsbescheid den Vor-
druck kiz-45. "Mit diesem Vordruck wird auf die Anzeigepflicht bei An-
derungen in der Zusammensetzung der BG hingewiesen sowie er-
lautert, dass die Bewilligung des Kinderzuschlags bei einer Anderung
der BG zwingend aufzuheben ist. 8Damit kommt fiir den Fall, dass die
Entscheidung Uber die Aufhebung erst zu einem spateren Zeitpunkt
getroffen werden kann, eine rickwirkende Aufhebung nach § 48 Ab-
satz 1 Satz 2 Nr. 4 SGB X in Betracht.

E.2.2.2. Verfahren bei gleichzeitigem neuen Antrag

(1) 'Fur die erneute Bewilligung nach der Anderung der Zusammen-
setzung der BG ist ein neuer Antrag erforderlich. ?Dieser kann auch
konkludent gestellt werden, z. B. durch die Anzeige der Anderung der
Zusammensetzung der BG oder durch die Einreichung von Unterla-
gen.

Beispiel:

Die Berechtigte bezieht Kinderzuschlag fir zwei 16 und 19 Jahre alte Kin-
der fur den BWZ vom 1. November 2019 bis 31. Mai 2020. Sie zeigt am
18. Februar 2020 an, dass ihr 19 Jahre altes Kind am 10. Februar aus
ihrem Haushalt ausgezogen sei. Sie habe keinen Kontakt mehr. Damit ist
sie ihrer Anzeigepflicht nachgekommen und hat zugleich konkludent ei-
nen Antrag auf Kinderzuschlag fiir das 16 Jahre alte Kind fiir den Bewilli-
gungszeitraum vom 1. Marz bis 31. August 2020 gestellt.

SWurde der Antrag konkludent gestellt und der Berechtigte mit der
BK-Vorlage kiz-01 zur Vorlage der erforderlichen Unterlagen (An-
tragsvordruck und Nachweise) aufgefordert, kann von einer Riick-
nahme des Antrages ausgegangen werden, wenn diese Unterlagen
nicht unverzuglich innerhalb eines Monats nachgereicht werden (DA
E.2.2.3. Absatz 3).

“Liegt ein neuer Antrag vor, hat die Aufhebung der urspriinglichen
Bewilligung erst zusammen mit der Entscheidung Uber die neue Be-
willigung zu erfolgen. Damit wird Kinderzuschlag zunachst — wie be-
reits bewilligt — weitergezahlt, bis Gber den weiteren Anspruch auf
Kinderzuschlag entschieden wurde. °Eine vorlaufige Zahlungsein-
stellung kommt in der Regel nicht in Betracht (siehe auch DA F.5.),
es sei denn, die Berechtigte/ der Berechtigte hat um eine Zahlungs-
einstellung gebeten, um eine mdgliche Uberzahlung zu vermeiden.

"Besteht weiterhin ein Anspruch auf Kinderzuschlag, erfolgt eine Ver-
rechnung des bereits ausgezahlten Kinderzuschlags mit dem neu er-
rechneten Anspruch.

8Besteht kein Anspruch auf Kinderzuschlag mehr, weil das Einkom-
men der neuen BG zu gering ist (etwa wenn eine Person mit Einkom-
men auszieht), so dass kein Anspruch auf Kinderzuschlag mehr be-
steht und SGB lI-Leistungen in Anspruch zu nehmen waren, ist der
neue Antrag auf Kinderzuschlag abzulehnen und die urspriingliche
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Bewilligung mit Ablauf des Monats, in dem sich die Zusammenset-
zung der BG geandert hat, aufzuheben. °Die Familie ist darauf hinzu-
weisen, einen Antrag auf SGB ll-Leistungen zu stellen. '°Um zu er-
mdglichen, dass der SGB II-Trager moglichst schnell iber den Antrag
entscheiden kann, ist der Ablehnung der Berechnungsbogen beizu-
fugen. "Auf die Rickforderung des in der Zwischenzeit zu Unrecht
ausgezahlten Kinderzuschlags ist nach § 11 Absatz 5 BKGG zu ver-
zichten.

E.2.2.3. Beginn des neuen Bewilligungszeitraums bei Ande-
rungen der Bedarfsgemeinschaft

(1) "Andert sich die BG und besteht auch in der neu zusammenge-
setzten BG ein Anspruch auf Kinderzuschlag, soll der neue BWZ
mdglichst nahtlos anschlieRen. 2Wird die Bewilligung aufgrund einer
Anderung der BG mit Ablauf des Monats, in dem die Anderung ein-
getreten ist, aufgehoben, beginnt der neue Bewilligungszeitraum so-
mit in der Regel unmittelbar nach diesem Monat.

(2) 'Sofern nach der Anderung der Zusammensetzung der BG eine
BG verbleibt, in der ein Anspruch auf Kinderzuschlag bestehen kann,
wird in der Regel bereits mit der Anzeige der Anderung der BG Kin-
derzuschlag neu beantragt werden.

Beispiel:

Der Berechtigte teilt mit, dass sein altester Sohn, fir den er Kinderzu-
schlag bezieht, ausgezogen ist.

Die Anderung der BG filhrt dazu, dass die Bewilligung aufzuheben ist.

Im Haushalt des Berechtigten leben noch 2 weitere Kinder, fir die er bis-
lang Kinderzuschlag bezogen hat.

Damit besteht auch nach der Anderung der Zusammensetzung weiterhin
eine BG in der ein Anspruch auf Kinderzuschlag in Betracht kommen
kann.

2Der Antrag kann ausdrucklich gestellt werden (vgl. kiz-45). 3Im Zwei-
fel ist die Anzeige der Anderung der BG als konkludenter Antrag aus-
zulegen.

*Wird die Anderung der BG noch in dem Monat angezeigt, in der sie
erfolgt, oder im Folgemonat der Anderung, beginnt der neue BWZ
gemal § 6a Absatz 7 Satz 2 BKGG im Antragsmonat, also nahtlos in
dem Monat, der auf den Monat folgt, in dem sich die Zusammenset-
zung der BG geandert hat.

SErfolgt die Anderungsanzeige erst zu einem spéateren Zeitpunkt, be-
ginnt der neu BWZ dennoch nahtlos im Folgemonat nach der Ande-
rung der BG. ®In diesem Fall findet § 6a Absatz 7 Satz 4 BKGG ana-
log Anwendung.

"Gemal § 6a Absatz 7 Satz 4 BKGG wirkt ein Antrag, der unverzig-
lich nach einer Aufhebung wegen Anderung der BG gestellt wurde,
auf den Folgemonat nach der Anderung der BG zurtick.
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8Wird der neue Antrag nach der Anderung der BG gestellt, noch be-
vor die Familienkasse die Bewilligung aufgehoben hat, gilt der Antrag
ebenfalls (,erst Recht*) als unverziiglich gestellit.

Beispiel:

Herr K. teilt der Familienkasse am 27. Mai mit, dass seine Partnerin zum
30. Juni ausziehen wird. Die Familienkasse hebt die Bewilligung erst am
2. November auf, obwohl Herr K. bereits am 20. Juli einen neuen Antrag
gestellt hat.

Der Antrag auf Kinderzuschlag ist unverziglich gestellt worden, so dass
Kinderzuschlag mit einem neuen BWZ von Juli bis Dezember bewilligt
werden kann.

Dies gilt auch, wenn die Anzeige der Anderung der BG verspétet
erfolgt ist. '°Das heil’t, auch in Fallen einer verspateten Anzeige kann
bei Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen Kinderzuschlag naht-
los weitergezahlt werden.

(3) '"Unverziiglich bedeutet gemaR § 121 Birgerliches Gesetzbuch
(BGB) ohne schuldhaftes Zogern. 2Fiir das Ausflllen des Antrags und
die Beibringung der erforderlichen Unterlagen ist dem Antragsteller
ein Zeitraum von einem Monat zuzugestehen. *Bei Eingang des An-
trags bei der Familienkasse innerhalb eines Monats nach Zugang des
Aufhebungsbescheides ist von unverziglicher Antragstellung auszu-
gehen. “Bei Uberschreitung dieser Monatsfrist ist zu priifen, ob die
Antragstellung wegen besonderer Umstande noch als unverzuglich
angesehen werden kann.

Beispiel 1:

Am 15. Mai bekommt Frau W. ihr zweites Kind. Mit dem Antrag auf Kin-
dergeld vom 20. Mai teilt sie dies auch der zustandigen Familienkasse
mit. Am 3. Juni hebt die Familienkasse die Bewilligung des Kinderzu-
schlags flir die Zeit ab Juni nach § 48 Absatz 1 SGB X i. V. m. §§ 6a
Absatz 7 und 5 Absatz 1 BKGG auf. Der Aufhebungsbescheid gilt als am
6. Juni zugegangen. Am 2. Juli stellt Frau W. den neuen Antrag auf Kin-
derzuschlag fiir ihre zwei Kinder.

Der Antrag auf Kinderzuschlag ist unverzuglich gestellt worden, so dass
Kinderzuschlag mit einem neuen BWZ von Juni bis November bewilligt
werden kann. Bis einschlief3lich Mai wird Kinderzuschlag fir ein Kind ge-
zahlt.

Beispiel 2:

Wie Beispiel 1. Die Familienkasse hebt die Bewilligung jedoch erst am 10.
September (Zugang 13. September) fiir die Zeit ab Juni auf. Am 8. Okto-
ber stellt Frau W. den neuen Antrag auf Kinderzuschlag fur ihre zwei Kin-
der.

Der Antrag auf Kinderzuschlag ist unverziglich nach der Aufhebung ge-
stellt worden, so dass Kinderzuschlag mit einem neuen BWZ von Juni bis
November bewilligt werden kann.

(4) Wird ein neuer Antrag mehr als einen Monat nach Zugang des
Aufhebungsbescheides gestellt, liegt eine unverziigliche Antragstel-
lung regelmafig nicht vor (vgl. Absatz 3) und der neue BWZ beginnt
regelmanig erst mit Beginn des Antragsmonats.
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(5) "Ist der neue Antrag abzulehnen, weil der Bedarf der neuen BG
durch ihr Einkommen und den Kinderzuschlag nicht gedeckt werden
kann, ist der Antragsteller auf die Mdglichkeit der riickwirkenden An-
tragstellung auf Leistungen nach dem SGB Il hinzuweisen. 2Nach
§ 28 SGB X kann ein Antrag auf Leistungen nach dem SGB Il nach-
geholt werden, wenn er wegen des Antrags auf Kinderzuschlag nicht
gestellt wurde und der Antrag auf Kinderzuschlag abgelehnt wurde.
3Der Antrag muss nach § 40 Absatz 7 SGB Il unverziiglich nach Ab-
lauf des Monats gestellt werden, in dem die Ablehnung bindend, also
bestandskraftig, geworden ist.

Beispiel:

Kinderzuschlag ist fiur den BWZ vom 1. Juli 2019 bis 31. Dezember 2019
bewilligt. Am 3. Oktober 2019 zeigt die Berechtigte an, dass sie am
28. September 2019 ein weiteres Kind geboren hat, und beantragt die
Zahlung eines entsprechend hoheren Kinderzuschlags. Am 20. Januar
2020 reicht die Berechtigte die erforderlichen Unterlagen fiir den BWZ von
Oktober 2019 bis Marz 2020 ein. Da der Bedarf der BG durch ihr Einkom-
men und den Kinderzuschlag nicht mehr gedeckt werden kann, wird der
Antrag abgelehnt. Der Ablehnungsbescheid geht der Berechtigten am 4.
Marz 2020 zu und wird am 3. April 2020 bestandskraftig. Um riickwirkend
Leistungen nach dem SGB Il erhalten zu k6nnen, muss sie den entspre-
chenden Antrag unverzuiglich (vgl. Absatze 3 und 4) nach Ablauf des Mo-
nats April 2020 stellen. Sie kann dann Leistungen nach dem SGB Il ab
dem 1. Oktober 2019 erhalten.

Die Bewilligung tber den BWZ von Juli bis Dezember 2019 ist (erst) zu-
sammen mit der Ablehnung des neuen Antrages aufzuheben. Auf eine
Rickforderung des in der Zwischenzeit gezahlten Kinderzuschlags ist
nach § 11 Absatz 5 BKGG zu verzichten, da der Kinderzuschlag im SGB Il
als Einkommen angerechnet wird.

“Ein rechtzeitig gestellter Antrag wirkt dann nach § 28 SGB X bis zu
einem Jahr zurtck (vgl. auch DA E.1.3. Absaiz 2).

E.3. Ablehnung

(1) "Wird der Kinderzuschlag abgelehnt, so wirkt die Ablehnung
grundsatzlich nur fir den Antragsmonat und nicht fir den Zeitraum
von sechs Monaten. 2Ein erneuter Antrag ist somit bereits ab dem
Folgemonat mdglich. ®Dies gilt insbesondere in Fallen, in denen der
Kinderzuschlag vollstandig — firr alle Kinder — abgelehnt wird. 4im Ab-
lehnungsbescheid ist auf die Moglichkeit, der erneuten Antragstel-
lung hinzuweisen.

(2) 'Eine Ablehnung kann auch fir einzelne Kinder (kindbezogen) er-
folgen, wahrend im Ubrigen Kinderzuschlag bewilligt wird. 2Dies
kommt insbesondere in Betracht, wenn ein Kind, flr das Kinderzu-
schlag beantragt wird, generell nicht berlcksichtigt werden kann
(z. B. Enkelkind). *Aber auch, wenn ein Kind (iber Einkommen oder
Vermdgen verflgt, mit dem es seinen eigenen Bedarf decken kann,
und deshalb kein Mitglied der BG ist.

(3) 'Wird Kinderzuschlag bewilligt, fur einzelne Kinder erfolgt jedoch
eine Ablehnung, ist fur die Wirkung der Ablehnung und die Frage,
wann im Hinblick auf die Ablehnung ein neuer Antrag gestellt werden
kann, zu unterscheiden, aus welchem Grund die Ablehnung erfolgt.
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2Erfolgt die Ablehnung, weil das entsprechende Kind (iber Einkom-
men oder Vermoégen verflugt, mit dem es seinen eigenen Bedarf de-
cken kann, so wirkt die Ablehnung ggf. fir die Dauer des bewilligten
BW2Z fort. 3Anderungen in den Einkommens- oder Vermégensverhalt-
nissen, die wahrend des BWZ eintreten, sind nicht zu beriicksichtigen
und fuhren insbesondere nicht zu einer Neuberechnung des Kinder-
zuschlags. *Zwar kann grundséatzlich insbesondere in Fallen, in de-
nen Kinderzuschlag wegen zu hohem Vermogen abgelehnt wurde
und das Vermogen zwischenzeitlich verbraucht wurde, jederzeit ein
neuer Antrag gestellt werden. SWurde jedoch fiir weitere Kinder in der
BG Kinderzuschlag bewilligt, kann ein neuer Antrag erst gestellt wer-
den, wenn der BWZ beendet ist oder sich anderweitige Anderungen
in der BG ergeben haben, die zu berticksichtigen sind.

Beispiel:
Die Antragstellerin beantragt im Marz 2020 fir 3 Kinder Kinderzuschlag.
Zwei der Kinder verfiigen Uber kein Vermégen, eins der Kinder hat vor

kurzen zur Firmung 4.200 € erhalten, die noch als Vermdgen vorhanden
sind.

Der Kinderzuschlag wird fiir die beiden Kinder, die Gber kein Vermdgen
verfligen fiir den BWZ von Marz bis August 2020 bewilligt, fir das dritte
Kind erfolgt eine Ablehnung, da das Vermdgen nach Berlicksichtigung der
Freibetrage einen Monatsbetrag des individuellen Kinderzuschlags tber-
steigt.

Im Juni kauft sich das Kind, fur das kein Kinderzuschlag gezahit wird, ein
Fahrrad. Das verbleibende Vermdgen liegt nunmehr unter dem Freibe-
trag.

Wird Kinderzuschlag wegen zu hohem Vermdgen abgelehnt und wird das
Vermdgen verbraucht, kann grundsatzlich jederzeit ein neuer Antrag ge-
stellt werden. Dies gilt aber nicht, wenn flr andere Kinder in der BG Kin-
derzuschlag bewilligt wurde. Die Antragstellerin kann daher erst im Sep-
tember wieder fiir alle drei Kinder Kinderzuschlag beantragen. Die Ver-
mogensverhaltnisse der Kinder sind dann im September neu zu prifen.
Die Ablehnung fur das Kind wirkt damit bis einschlieRlich August 2020 fort.

Abwandlung:

Wie im Beispiel oben. Zudem zieht eines der Kinder, fiir das Kinderzu-
schlag bezogen wird, im Juli aus.

Aufgrund der Anderung der Zusammensetzung der BG kann die Berech-
tigte bereits im August einen neuen Antrag fiir alle drei Kinder stellen. Die
Vermdgensverhaltnisse der Kinder sind dann im August neu zu priifen.

®Wird Kinderzuschlag fiir eines von mehreren Kindern abgelehnt, weil
es kein Mitglied der Bedarfsgemeinschaft ist und éandert sich diesbe-
ziglich etwas, kann wiederum ein Antrag bereits ab dem Folgemonat
gestellt werden, auf3er das Kind war deswegen kein Mitglied der BG,
weil es Uber bedarfsdeckendes Einkommen verflgt hat.

Beispiel:

Die Antragstellerin beantragt im Marz 2020 fir 3 Kinder Kinderzuschlag.
Eins der Kinder ist auswartig untergebracht, die anderen beiden Kinder
wohnen im Haushalt der Antragstellerin.

Der Kinderzuschlag wird fiir die beiden Kinder, die im Haushalt der An-
tragstellerin wohnen fir den BWZ von Méarz bis August 2020 bewilligt. Fur
das Kind, das auswartig untergebracht ist, erfolgt eine Ablehnung.
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Im April zieht das Kind aus der auswartigen Unterbringung in den Haus-
halt der Berechtigten zurtck.

Aufgrund der Anderung der Zusammensetzung der BG kann die Berech-
tigte bereits im April einen neuen Antrag fur alle drei Kinder stellen.

"Sofern die kindbezogene Ablehnung aus Griinden erfolgt, bei deren
Wegfall jederzeit ein neuer Antrag gestellt werden kann, ist im Ableh-
nungsbescheid auf die Mdglichkeit der erneuten Antragstellung hin-
zuweisen.

E.4. Auszahlung des Kinderzuschlags

(1) 'Der Kinderzuschlag wird nur fiir volle Monate gezahlt. 2Der An-
spruch beginnt mit dem Monat, in dem die Anspruchsvoraussetzun-
gen erfullt sind. 3Der Kinderzuschlag wird bis zum Ende des Monats
gewahrt, in dem die Anspruchsvoraussetzungen wegfallen.

(2) Der auszuzahlende (Gesamt-)Kinderzuschlag ist nach Minderung
durch Einkommen und Vermdgen nach § 11 Absatz 2 BKGG auf
volle Eurobetrage zu runden.

(3) 'Betragt der monatlich auszuzahlende Betrag des Kinderzu-
schlags weniger als 5 EUR, ist eine Daueranweisung des Kinderzu-
schlags nicht zulassig. 2In diesen Fallen ist der auszuzahlende Betrag
nach Ablauf des BWZ in einer Summe anzuweisen. *Die/der Berech-
tigte ist hieriber im Bewilligungsbescheid zu informieren.

F. Aufhebungs- und Erstattungsverfahren

(1) 'Sofern im BKGG nichts anderes geregelt ist, finden die Verfah-
rensvorschriften des SGB | und SGB X Anwendung (§ 18 BKGG).
2Zur Rucknahme und Aufhebung von Verwaltungsakten sowie der Er-
stattung Uberzahlten Kinderzuschlags wird grundsatzlich auf die Re-
gelungen in DA 131 bis 134 SGB X verwiesen.

(2) '§ 6a Absatz 7 Satz 3 BKGG schrankt die Anwendung von § 48
SGB X bei Anderung der Verhéltnisse im BWZ ein. ?Die Riicknahme
eines rechtswidrigen nicht beglinstigenden Verwaltungsaktes nach
§ 44 SGB X und die Ricknahme eines rechtswidrigen beglinstigen-
den Verwaltungsaktes nach § 45 SGB X sind dagegen mdglich.

F.1. Riicknahme von Verwaltungsakten nach § 44 SGB X

(1) Wenn Kinderzuschlag zu Unrecht wegen eines Fehlers bei der
Bearbeitung abgelehnt oder zu niedrig bewilligt wurde, kann dies
nach § 44 SGB X nachtraglich berichtigt werden.

Beispiel:

Eine Berechtigte hat fur einen abgelaufenen BWZ geminderten Kinderzu-
schlag erhalten. Bei der Bearbeitung des neuen Antrags fallt auf, dass
sich ein Anspruch auf ungeminderten Kinderzuschlag ergibt, obwohl sich
die tatsachlichen Verhaltnisse nicht verandert haben. Nach naherer Pri-
fung wird erkannt, dass im abgelaufenen BWZ ein Mehrbedarf nicht be-
riicksichtigt wurde. Der Bescheid flir den abgelaufenen BWZ ist nach § 44
SGB X von Amts wegen zu berichtigen und Kinderzuschlag nachzuzah-
len.
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(2) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt im Sinne von § 44 Absatz 1
SGB X ist nach § 11 Absatz 4 BKGG stets fur die Zukunft, d. h. far
die Zeit nach Bekanntgabe des Ricknahmebescheides, zuriickzu-
nehmen, unabhangig davon, wem die unrichtige Rechtsanwendung
oder der unrichtige Sachverhalt zuzurechnen ist.

(3) 'Eine Rlcknahme einer bestandskraftigen fehlerhaften Ableh-
nung, Aufhebung oder zu niedrigen Bewilligung fir die Vergangenheit
kommt nach § 44 SGB X in Betracht, wenn die Antragstellerin/der
Antragsteller die fehlerhafte Entscheidung der Familienkasse nicht zu
vertreten hat. 2In Fallen, in denen der Antragsteller Unterlagen nicht
bzw. nicht vollstandig eingereicht oder falsche Angaben gemacht und
dadurch die fehlerhafte Entscheidung selbst verursacht hat, ist die
Ricknahme der fehlerhaften Entscheidung unter Auslbung des
pflichtgemalen Ermessens fir die Vergangenheit abzulehnen.

(4) 'Fur Gber 18 Jahre alte Kinder wird oft erst riickwirkend festge-
stellt, ob ein Anspruch auf Kindergeld besteht oder nicht — vergleiche
hierzu DA B. 1.1. Absatz 3. ?Eine riickwirkende Festsetzung oder Auf-
hebung von Kindergeld macht die Entscheidung tUber den Kinderzu-
schlag nicht von Beginn an unrichtig. *Etwas anderes gilt, wenn ge-
gen die Entscheidung im Kindergeld zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung im Kinderzuschlag ein Einspruchsverfahren anhangig war und
die Kindergeldentscheidung im Rahmen des Rechtsbehelfsverfah-
rens geandert wird. “Eine Entscheidung im Einspruchsverfahren ist
keine nachtragliche Anderung der Verhaltnisse. Mit der Abhilfe wird
der Zustand hergestellt, der bei ordnungsgemafier Entscheidung
zum  Zeitpunkt der  Antragstellung vorgelegen hatte.

F.2. Aufhebung von Verwaltungsakten nach § 45 SGB X

(1) Wenn aufgrund unvollstandiger Angaben Kinderzuschlag zu Un-
recht oder in falscher Hoéhe gezahlt wurde, kann der Uberzahlte Be-
trag unter den Voraussetzungen des § 45 Absatz 2 Satz 3 SGB X
zurtickgefordert werden.

Beispiel:

Eine Berechtigte hat im Antrag nur Angaben zum Einkommen ihres Ehe-
mannes gemacht. Sie hat angegeben, selbst kein Einkommen zu haben.
Der Familienkasse geht eine Anzeige zu, wonach die Berechtigte seit lan-
gerer Zeit erwerbstatig ist. Die Berechtigte wird dazu angehért und rdumt
ein, auch im BMZ des laufenden BWZ einen 450 EUR-Job ausgelbt zu
haben. Der Kinderzuschlag ist unter Beriicksichtigung des 450 EUR-Jobs
der Berechtigten fiir den laufenden BWZ neu zu berechnen und (iberzahl-
ter Kinderzuschlag zuriickzufordern.

(2) "Woraussetzung fiir eine Riicknahme der Entscheidung nach § 45
SGB X ist, dass die/der Beguinstigte nicht auf den Bestand des VA
vertraut hat oder vertrauen durfte und ihr/sein Vertrauen unter Abwa-
gung mit dem offentlichen Interesse nicht schutzwiirdig war. 2Auf Ver-
trauen kann sich die/der Betroffene nicht berufen, wenn dieses be-
reits gesetzlich ausgeschlossen ist, weil die/der Betroffene ,bosglau-
big“ war. *Davon ist auszugehen, wenn
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e sie/er den Verwaltungsakt durch arglistige Tauschung, Drohung
oder Bestechung erwirkt hat,

e der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die die/der Beglnstigte
vorsatzlich oder grob fahrlassig in wesentlicher Beziehung unrich-
tig oder unvollstandig gemacht hat, oder

o sie/er die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder in-
folge grober Fahrlassigkeit nicht kannte; grobe Fahrlassigkeit liegt
vor, wenn die/der Beglinstigte die erforderliche Sorgfalt in beson-
ders schwerem Malie verletzt hat.

“‘Bei ,Bosglaubigkeit* des Betroffenen im Sinne des § 45 Absatz 2
Satz 3 SGB X sieht § 330 Absatz 2 SGB Il eine Modifizierung hin-
sichtlich der Riicknahme des VA flr die Vergangenheit vor. °In den
Fallen sieht § 330 Absatz 2 SGB Il eine gebundene Entscheidung
fur die Ricknahme eines rechtwidrigen beglinstigenden VA fir die
Vergangenheit vor. Liegen die Voraussetzungen vor, ist die Ent-
scheidung flr die Vergangenheit zurlickzunehmen. "Eine Ermes-
sensaustibung ist nicht erforderlich.

F.3. Aufhebung von Verwaltungsakten nach § 48 SGB X

(1) "Woraussetzung fiir eine Aufhebung nach § 48 SGB X ist, dass ein
VA mit Dauerwirkung vorliegt. 2Dabei kann es sich lediglich um eine
Bewilligung handeln. 3Eine Ablehnung dagegen stellt keinen VA mit
Dauerwirkung dar.

(2) "Liegen tatsachliche oder rechtliche Anderungen in den Verhalt-
nissen vor, die zur Rechtswidrigkeit einer Entscheidung fihren, ist die
Bewilligung fiir die Zukunft aufzuheben. 2Dabei kommt es nicht darauf
an, ob sich die Aufhebung zu Gunsten oder zu Ungunsten der/des
Betroffenen auswirkt.

(3) 'Beziiglich der Aufhebung fiir die Vergangenheit (ab Anderung
der Verhaltnisse) modifiziert § 330 Absatz 3 Satz 1 SGB Il die allge-
meine Aufhebungsvorschrift des § 48 SGB X. ?Liegt ein Aufhebungs-
grund vor, ist der VA in Anwendung des § 5 Absatz 1 2. Halbsatz
BKGG ab dem Folgemonat der Anderung der Verhaltnisse aufzuhe-
ben. *Es handelt sich um eine gebundene Entscheidung. “Eine Er-
messensausiubung ist nicht erforderlich.

(3) Eine Aufhebung flr die Vergangenheit schliel3t ggf. die Aufhebung
fur die Zukunft mit ein und bedarf keiner ausdricklichen Erwahnung
im Aufhebungsbescheid.

F.4. Erstattungsverzicht

(1) "Nach § 50 SGB X sind zu Unrecht erbrachte Leistungen von der
Empfangerin/ dem Empfanger der Leistung zu erstatten. ?Wird jedoch
ein Verwaltungsakt Gber die Bewilligung von Kinderzuschlag aufge-
hoben, sind bereits erbrachte Leistungen abweichend von § 50 Ab-
satz 1 SGB X nicht zu erstatten, soweit der Bezug von Kinderzu-
schlag den Anspruch auf Leistungen nach dem SGB Il ausschlief3t
oder mindert (§ 11 Absatz 6 Satz 1 BKGG).
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(2) 'Lagen die Voraussetzungen fir den Kinderzuschlag von Beginn
an nicht vor oder entfallt der Anspruch auf Kinderzuschlag, weil sich
die Zusammensetzung der BG geandert hat, ist der Bewilligungsbe-
scheid aufzuheben. 2Die Uberzahlung ist jedoch in folgenden Kons-
tellationen von den Berechtigten nicht zurtick zu fordern:

e Die Voraussetzungen fur den Kinderzuschlag lagen von Beginn an
nicht vor, weil Hilfebedirftigkeit nicht vermieden werden konnte.
Die/der Berechtigte hatte folglich auf SGB Il-Leistungen verwiesen
werden mussen. Diese kann sie/er gemal § 28 SGB X zwar noch
nachtraglich beantragen. Der tatsachlich bezogene Kinderzu-
schlag wurde jedoch als Einkommen beriicksichtigt werden. Eine
Ruckforderung wirde daher eine unbillige Harte darstellen, auch
wenn die urspringlich fehlerhafte Entscheidung der Familien-
kasse auf falschen Angaben der/des Berechtigten zurtiickzufihren
ist.

e Die Zusammensetzung der BG hat sich geandert und bei der Pri-
fung des fir die neue BG gestellten Antrags auf Kinderzuschlag
ergibt sich, dass die neue BG mit dem Kinderzuschlag Hilfebedirf-
tigkeit nicht vermeiden kann. Die urspriingliche Bewilligung ist erst
aufzuheben, wenn die Prifung des neuen Antrages abgeschlos-
sen ist. In der Zwischenzeit kann es zu Uberzahlungen kommen.
Besteht fur die neu zusammengesetzte BG kein Anspruch mehr
auf Kinderzuschlag, weil Hilfebedurftigkeit nicht vermieden wer-
den kann, ist vom Erstattungsverzicht Gebrauch zu machen.

SEin Erstattungsanspruch gegeniiber den Tragern der Grundsiche-
rung (JC in Form von gE oder zkT) kommt nicht in Betracht. “Der/Die
Leistungsbezieher/in ist im Fall des Erstattungsverzichts an den
SGB II-Trager zu verweisen.

F.5. Vorlaufige Zahlungseinstellung

(1) 'Eine vorlaufige Zahlungseinstellung darf nur erfolgen, wenn bei
einer Weiterzahlung der Leistung eine Uberzahlung eintreten wiirde,
die vom Berechtigten zurlickgefordert werden misste. ?Es ist daher
vor einer vorlaufigen Zahlungseinstellung zu prifen, ob eine Rick-
nahme der rechtswidrigen Bewilligung fur die Vergangenheit nach
§ 45 Absatz 2 Satz 3 SGB X oder eine Aufhebung der Bewilligung
nach § 48 Absatz 1 Satz 2 SGB X in Verbindung mit § 330 Absatz 2
und 3 SGB Il grundsatzlich mdglich ware und ob der Kinderzuschlag
zuriickgefordert werden miisste. *§ 48 SGB X ist durch § 6a Absatz
7 BKGG dahingehend eingeschrankt, dass nur eine Anderung in der
Zusammensetzung der BG eine Aufhebung der Leistungen rechtfer-
tigt. “Eine vorlaufige Zahlungseinstellung ist nicht zulassig, wenn ein
Erstattungsverzicht nach § 11 Absatz 5 BKGG mdoglich erscheint.

Beispiel 1:

Die Berechtigte teilt mit, dass ihr 18-jahriger Sohn, fiir den sie Kinderzu-
schlag bezieht, bereits vor 2 Monaten ausgezogen ist. Andere Kinder hat
sie nicht. Der nachste Zahlungslauf steht kurz bevor.

Da keine anderen Kinder im Haushalt sind, ist aufgrund der Mitteilung der
Berechtigten die Bewilligung offenkundig aufzuheben und der Gberzahlte
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Kinderzuschlag zurlickzufordern. Ein Erstattungsverzicht nach § 11 Ab-
satz 5 BKGG kann nicht in Betracht kommen. Um zu vermeiden, dass flr
einen weiteren Monat Kinderzuschlag gezahlt wird, der zurtickzufordern
ist, kann die Zahlung vorlaufig eingestellt werden.

Beispiel 2:

Die Berechtigte teilt mit, dass ihr Ehemann den gemeinsamen Haushalt
vor 2 Monaten verlassen hat. Bislang war er der Alleinverdiener in der
Familie. Aufgrund der neu zusammengesetzten BG wird die Bewilligung
aufzuheben sein. Allerdings ist nicht klar, ob eine Riickforderung in Be-
tracht kommt. Da es sich um den Alleinverdiener gehandelt hat, der nun
den Haushalt verlassen hat, erscheint es vielmehr wahrscheinlich, dass
die neue BG ihren Bedarf mit dem Kinderzuschlag nicht decken kann und
auf die Erstattung zu verzichten ist. Eine vorlaufige Zahlungseinstellung
kommt daher nicht in Betracht.

(2) 'Fir die ,Kenntnis“ eines Aufhebungstatbestandes reicht eine
bloRe Vermutung oder ein Verdacht, dass bestimmte Tatsachen vor-
liegen, die zum Wegfall des Anspruchs flihren, nicht aus. ?Die Tatsa-
che muss hinreichend wahrscheinlich sein. *Der Begriff , Tatsache" ist
weit auszulegen; er umfasst alle Lebenssachverhalte, die Grundlage
einer Aufhebung fiir die Vergangenheit sein konnen. “Die Tatsache
kann vom Berechtigten selbst oder von einem Dritten mitgeteilt wor-
den sein.

(3) "Vor einer vorlaufigen Zahlungseinstellung ist eine Anhérung nicht
erforderlich.

2Geht die vorlaufige Zahlungseinstellung auf Angaben des Berechtig-
ten zuriick, braucht dieser von der MalRnahme nicht unterrichtet zu
werden, sofern dem Berechtigten bekannt war, dass seine Angaben
zu einer Zahlungseinstellung fiihren. *Ansonsten ist er Gber die Zah-
lungseinstellung zu unterrichten.

Beispiel:

Der Berechtigte ruft im Service Center an und teilt mit, dass er den ge-
meinsamen Familienhaushalt verlassen hat und der Kinderzuschlag nicht
mehr an ihn zu zahlen ist. Der nachste Zahlungslauf steht kurz bevor.

Um zu vermeiden, dass noch an den nunmehr nicht mehr Berechtigten
gezahlt wird, obwohl er ausdriicklich mitgeteilt hat, dass er den Kinderzu-
schlag nicht mehr erhalt, und um dementsprechend eine Riickforderung
zu vermeiden, kann die Zahlung vorlaufig eingestellt werden, woriiber der
Berechtigte nicht noch einmal schriftlich unterrichtet werden muss.

“Geht die vorlaufige Zahlungseinstellung nicht auf Angaben des Be-
rechtigten zurlick, ist ihm die vorlaufige Zahlungseinstellung unter
Nennung der hierflir ma3geblichen Griinde unverziglich mitzuteilen
und ihm gleichzeitig Gelegenheit zu geben, sich zu aufllern (das ist
gleichzeitig die Anhérung zur Aufhebungsentscheidung).

Beispiel:

Wie oben, nur teilt die Ehefrau mit, dass der bisherige Berechtigte den
Haushalt verlassen hat, und bittet, den KiZ nunmehr an sie zu zahlen.

(4) "Uber die riickwirkende Aufhebung der Bewilligungsentscheidung
ist auch zu entscheiden, wenn der BWZ innerhalb der vorlaufigen
Zahlungseinstellung endet. 2Entfallt der Anspruch riickwirkend, muss
der Aufhebungsbescheid dem Berechtigten innerhalb von 2 Monaten
nach der vorlaufigen Zahlungseinstellung bekannt gegeben werden.
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3Die Zustellfiktion des § 37 Absatz 2 SGB X ist zu beachten (Post-
laufzeiten). “Erfolgt keine Aufhebung innerhalb der Frist von 2 Mona-
ten, sind die Leistungen nachzuzahlen.

®Die 2-Monats-Frist beginnt an dem Tag, an dem erstmals eine Aus-
zahlung zu einem turnusmaRigen Auszahlungstermin (also zum Re-
gelauszahlungstermin der Endziffer des betroffenen Falles) nicht er-
folgt.

®Fallt das Ende der Frist auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzli-
chen Feiertag, endet die Frist mit Ablauf des nachstfolgenden Werk-
tages.

(5) 'Es besteht ein Rechtsanspruch auf die unverzigliche Nachzah-
lung der vorlaufig eingestellten Zahlung, wenn der Aufhebungsbe-
scheid nicht rechtzeitig bekannt gegeben wird. 2Dies gilt auch, wenn
die Sachverhaltsermittlungen noch nicht abgeschlossen werden
konnten.

3Kann eine abschlieRende Entscheidung noch nicht getroffen wer-
den, ist der Berechtigte bei der Wiederaufnahme der Zahlung durch
die Ubersendung eines entsprechenden Schreibens darauf hinzuwei-
sen, dass die Nachzahlung und ggf. kiinftige Zahlungen wegen der
Verpflichtung nach § 331 Absatz 2 SGB Ill in Verbindung mit § 11
Absatz 6 BKGG erfolgen und eine Berufung auf das Vertrauen in die
RechtmaRigkeit der Zahlungen nicht mdglich ist. “Auf eine mogliche
Erstattungspflicht ist ebenfalls hinzuweisen.

(6) 'Die vorlaufige Zahlungseinstellung ist kein Verwaltungsakt. ?Die
Mitteilung Uber die vorlaufige Zahlungseinstellung erfolgt daher ohne
Rechtsbehelfsbelehrung. *Der Berechtigte kann sich deshalb nur mit
einer echten (isolierten) Leistungsklage nach § 54 Absatz 5 SGG,
nicht aber mit Widerspruch dagegen wehren.

(7) Eine vorlaufige Zahlungseinstellung kommt auch in Betracht,
wenn die Leistungsempfangerin/ der Leistungsempfanger darum bit-
tet, um Uberzahlungen wahrend der Priifung des Anspruchs fiir eine
neu zusammengesetzte BG zu vermeiden (siehe DA E.2.2.2. Absatz

1).

F.6. Erstattungsanspriiche

'Die Trager der Grundsicherung haben einen Anspruch auf Erstat-
tung der von ihnen geleisteten Betrage bis zur Héhe des Kinderzu-
schlags (§§ 102 ff. SGB X), wenn sie trotz Nachrangigkeit entweder
der berechtigten Person zusammen mit ihren Kindern oder nur den
Kindern allein Leistungen erbringen. ?Eine Erstattung von Kinderzu-
schlag kommt nur in Betracht, soweit die Familienkasse nicht bereits
selbst geleistet hat, bevor sie von der Leistung des Tragers der
Grundsicherung Kenntnis erlangt hat.

’Die Anmeldung eines Erstattungsanspruches durch einen Trager
der Grundsicherung ist gleichzeitig als Antrag auf Kinderzuschlag im
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berechtigten Interesse zu werten.*Im Hinblick auf die weiteren Rege-
lungen zu Erstattungsansprichen wird auf die DA 135 SGB X verwie-
sen.

G. Ubergangs- und Anwendungsvorschriften

G.1. Ubergangsvorschrift zum Starke-Familien-Gesetz

'Auf Sachverhalte vor dem 1. Juli 2019, sind grundsatzlich die Rege-
lungen des BKGG in der bis zum 30. Juni 2019 geltenden Fassung
anzuwenden (§ 19 Absatz 3 1. HS BKGG). ?In Fallen, in denen vor
dem 1. Juli 2019 Uber einen Antrag entschieden wurde und Kinder-
zuschlag fur einen Uber den 1. Juli 2019 hinausgehenden Zeitraum
bewilligt wurde, war fir den gesamten Zeitraum des BWZ nach alter
Rechtlage zu entscheiden *Ausgenommen hiervon ist die Regelung
zum monatlichen Hochstbetrag des Kinderzuschlags nach § 20 Ab-
satz 3 BKGG. “Diese Regelung legt fest, dass der Hochstbetrag ab
1. Juli 2019 185 EUR betragt.

°Es ergibt sich folgende Stichtagsregelung:

Antrag und Ent-
scheidung vor dem
01.07.2019

Antrag vor dem | Antrag und Ent-
01.07.2019 und Ent- | scheidung nach
scheidung nach | dem 01.07.2019

dem 01.07.2019

Bei der Entschei- | Fir die Zeitrdume | Bei der Entschei-

in der bis zum
30.06.2019 gelten-
den Fassung zu be-
rucksichtigen.

ist das BKGG in der
bis zum 30.06.2019
geltenden Fassung
anzuwenden.

dung ist das BKGG | bis zum 30.06.2019 | dung ist das BKGG

in der ab dem
01.07.2019 gelten-
den Fassung zu be-
rucksichtigen.

Fir Zeitraume nach
dem 01.07.2019 ist
nach neuer Rechts-
lage fur sechs Mo-
nate zu entscheiden.

Gleiches gilt, sofern z. B. aufgrund eines Widerspruchs erst nach
dem 1. Juli 2019 bestandskraftig Uber den Anspruch entschieden
wird.

G.2. Anwendungsvorschriften

G.2.1. Hoéchstbetrag Kinderzuschlag vom 1. Juli 2019 bis 31.

Dezember 2020

'Der Héchstbetrag des Kinderzuschlags wird fiir einen Ubergangs-
zeitraum vom 1. Juli 2019 bis zum 31. Dezember 2020 auf 185 EUR
festgeschrieben. 2Ab dem 1. Januar 2021 wird der monatliche
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Hochstbetrag des Kinderzuschlags entsprechend der Entwicklung
des Existenzminimums regelmafig angepasst.

G.2.2. Sonderregelung fiir erstmalige Antrage nach dem
30.06.2019

Seit dem 1. Juli 2019 ist der Kinderzuschlag grundsatzlich immer fiir
sechs Monate zu bewilligen (§ 6a Absatz 7 Satz 1 BKGG). ?Eine Aus-
nahme hiervon regelt § 20 Absatz 4 BKGG. *Danach endet der BWZ
abweichend von § 6a Absatz 7 Satz 1 BKGG am Ende des flinften
Monats nach dem Monat der Bekanntgabe des Verwaltungsaktes,
wenn:

e der antragstellenden Person erstmalig Leistungen nach dem
30. Juni 2019 bewilligt werden und

e der Verwaltungsakt erst nach Ablauf des ersten Monats des BWZ
bekanntgegeben wird.

Beispiel 1:

Kinderzuschlag wird am 27. Juli 2019 fiir den BWZ ab Juli 2019 bewilligt.
Der Bewilligungsbescheid wird spatestens am 28. Juli 2019 zur Post ge-
geben. Der Kinderzuschlag ist fur den gesetzlich vorgesehenen BWZ von
sechs Monaten bis zum 31. Dezember 2019 zu bewilligen.

Beispiel 2:

Kinderzuschlag wird am 31. Juli 2019 fur den BWZ ab Juli 2019 bewilligt.
Der Bewilligungsbescheid wird am 1. August 2019 zur Post gegeben. Der
Kinderzuschlag ist fiir einen BWZ von sieben Monaten bis zum 31. Januar
2020 zu bewilligen.

“Ob die antragstellende Person bereits zuvor Kinderzuschlag nach
altem Recht erhalten hat oder zum ersten Mal Kinderzuschlag bean-
tragt, ist fur die Ausnahmeregelung unerheblich. °Erstmalig im Sinne
dieser Vorschrift meint erstmalig nach neuem Recht.

H. Sonstiges
H.1. Zusatzleistungen
H.1.1. Leistungen fiir Bildung und Teilhabe

(1) 'Bezieherinnen/Bezieher von Kinderzuschlag oder Wohngeld, ha-
ben grundsatzlich einen Rechtsanspruch auf Bildungs- und Teilhabe-
leistungen fir ihre Kinder. 2Im Einzelnen kommen hierbei folgende
Leistungen in Betracht:

¢ eintagige Ausfliige von Schule oder Kindertagesstatte oder Tages-
pflege (gesamte Kosten),

o mehrtagige Klassenfahrten von Schule (im Rahmen der schul-
rechtlichen Bestimmungen), Kindertagesstatte oder Tagespflege
(gesamte Kosten),

e Ausstattung mit personlichem Schulbedarf (Schulbedarfspaket;
150 EUR im Schuljahr),
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e Beforderung® von Schilerinnen und Schilern zur Schule (ge-
samte Kosten),

e angemessene Lernférderung (gesamte Kosten),

e kostenfreie gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in der Schule
(auch in Kooperation mit dem Hort), Kindertagesstatte, Hort oder
Tagespflege sowie

e Leistungen fir die Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben
in der Gemeinschaft (15 EUR monatlich).

(2) 'Bei den Leistungen nach § 6b BKGG handelt es sich um eine
bundesgesetzliche Regelung, deren Ausfihrung im Rahmen des f6-
derativen Aufbaus der Bundesrepublik Deutschland den Bundeslan-
dern zugewiesen ist.

2Die Lander fiihren nach § 7 Absatz 3 BKGG die Leistung als eigene
Angelegenheit aus. *Nach § 13 Absatz 4 BKGG bestimmen die Lan-
desregierungen oder die von ihnen beauftragten Stellen die flr die
Durchfithrung zustandigen Behorden. “Die Leistungen fiir Bildung
und Teilhabe sind dementsprechend bei der zustandigen kommuna-
len Stelle zu beantragen.

(3) "Welche Stelle zustandig ist, kann unter folgendem Pfad in Erfah-
rung gebracht werden: www.bmas.de>> Themen Arbeitsmarkt>>
Grundsicherung>> Das Bildungspaket>> Anlaufstellen — Hier gibt’s
das Bildungspaket. ?Die Bezieherinnen/Bezieher kdnnen sich auch
Uber das Burgertelefon unter der Telefonnummer 030 221 911 009
zum Thema ,Bildungspaket® informieren (montags bis donnerstags
zwischen 8:00 und 20:00 Uhr).

H.1.2. Befreiung von den KiTa-Gebiihren

'Bezieherinnen/ Bezieher von Kinderzuschlag kénnen sich auf Antrag
von den KiTa-Geblihren befreien lassen. 2Gleiches gilt fiir Beziehe-
rinnen/ Bezieher von Wohngeld und SGB llI-Leistungen. *Auf diese
Moglichkeit sind die Bezieherinnen/ Bezieher ggf. hinzuweisen.

H.2. Anwendung der VO (EG) Nr. 883/2004

(1) 'Der Kinderzuschlag stellt eine Familienleistung nach Artikel 1
Buchstabe z der VO (EG) Nr. 883/2004 dar, da es sich um eine Geld-
leistung handelt, die zum Ausgleich von Familienlasten bestimmt ist.
’Die Anwendung von Artikel 67, 68 der VO (EG) Nr. 883/2004 und

8 Voraussetzung ist zunéchst, dass es sich um Aufwendungen fir ,Schiiler-
beférderung“ im Sinne landesrechtlicher und/oder kommunaler Regelungen
handelt. Nicht jede Fahrt eines Schulers/einer Schulerin fallt somit automa-
tisch unter den Begriff ,Schilerbeférderung®. Dies gilt auch fir Schilerti-
ckets. Soweit ein Schiulerticket oder gegebenenfalls auch ein allgemeines
OPNV-Ticket landesrechtlich oder kommunal als zur ,Schilerbeférderung*
gehdrend definiert ist, kommt jedoch eine Ubernahme der Kosten durch das
Bildungspaket in Betracht
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damit die Zahlung auch fiir in anderen Mitgliedstaaten lebende Kinder
kommt damit grundsatzlich in Betracht.

(2) Es mussen alle Anspruchsvoraussetzungen des § 6a BKGG mit
Ausnahme des Wohnsitzerfordernisses des § 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4
SGB |l erfillt sein, da Artikel 67 der VO (EG) Nr. 883/2004 eine Ge-
wahrung von Familienleistungen unabhangig von Wohnsitzerforder-
nissen vorsieht.

Beispiel 1

Die alleinerziehende Frau A. ist als Grenzgangerin aus Deutschland in
Belgien erwerbstatig und unterliegt nach Artikel 11 der VO (EG)
Nr. 883/2004 den belgischen Rechtsvorschriften. Sie erhalt nach Arti-
kel 67 VO (EG) Nr. 883/2004 belgisches Kindergeld fir ihr in ihrem Haus-
halt in Deutschland lebendes Kind.

Kinderzuschlag kann grundsatzlich erhalten, wer nach dem X. Abschnitt
des EStG oder dem BKGG Anspruch auf Kindergeld hat oder andere Leis-
tungen im Sinne von § 4 Absatz 1 BKGG bzw. § 65 Absatz 1 EStG be-
zieht. Zu den anderen Leistungen im Sinne von § 4 Absatz 1 BKGG bzw.
§ 65 Absatz 1 EStG gehdren auch Leistungen fiir Kinder, die aul3erhalb
Deutschlands gewahrt werden und dem Kindergeld vergleichbar sind. So-
fern also im vorliegenden Fall alle nationalen Voraussetzungen fiir den
Kinderzuschlag erflllt sind, kann Kinderzuschlag (ggf. unter Anrechnung
der auslandischen Leistung) bezogen werden, obwohl ein anderer Mit-
gliedsstaat fur die Familienleistungen vorrangig zustandig ist. Die allge-
meinen Regelungen fir europaische Sachverhalte, die sich aus der Ver-
ordnung und aber auch aus der Rechtsprechung des EuGH ergeben, gel-
ten fir den Kinderzuschlag gleichermalien wie fir alle Familienleistungen.

Beispiel 2

Herr A. lebt mit seiner Ehefrau und drei Kindern in Frankreich, ist aber als
Grenzganger in Deutschland beschaftigt. Er bezieht Kindergeld nach
deutschen Rechtsvorschriften. Unter Beriicksichtigung des Einkommens
und Vermogens des Ehepaares und der Kinder errechnet sich ein An-
spruch auf Kinderzuschlag. Fraglich ist allein, ob die Voraussetzung des
§ 6a Absatz 1 Nr. 3 BKGG erfllt ist, wonach bei Bezug des Kinderzu-
schlags keine Hilfebedurftigkeit nach § 9 SGB Il bestehen darf. Rechne-
risch ist auch dies der Fall. Allerdings kann Herr A. Alg Il nicht beziehen,
weil er nicht in Deutschland wohnt und das Alg Il weder unter die VO (EG)
Nr. 883/2004 fallt, noch als Vergiinstigung im Sinne von Artikel 7 Absatz 2
der VO (EWG) 1612/68 anzusehen ist. Der Anspruch auf die Familien-
leistung Kinderzuschlag kann von Wohnsitzerfordernissen nicht abhangig
gemacht werden (Artikel 67 VO (EG) Nr. 883/2004). Aufgrund der Wohn-
sitzfiktion des Artikel 67 VO (EG) Nr. 883/2004 ist deshalb Kinderzu-
schlag zu gewahren.

(3) 'Bei der Berechnung des SGB II-Bedarfes sind stets die tatsach-
lichen Bedarfe fur Unterkunft und Heizung des entsprechenden BMZ
anzusetzen. ?Darliber hinaus kann eine doppelte Haushaltsfiihrung
entsprechend der FW §§ 11 — 11b SGB Il zu bericksichtigen sein.

H.3. Keine Anwendung der zweiseitigen Abkommen uber
soziale Sicherheit

(1) 'Die Abkommen Uber soziale Sicherheit mit Bosnien-Herzego-
wina, Kosovo, Montenegro, Serbien, Turkei und die Abkommen mit
Marokko und Tunesien Uber Kindergeld, die eine Kindergeldzahlung
auch fir in diesen Staaten lebende Kinder vorsehen, sind in ihrem
Anwendungsbereich auf das Kindergeld beschrankt. ?Die Zahlung
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anderer Familienleistungen fir diese Kinder ist nicht vorgesehen.
3Das gilt auch fiir den Kinderzuschlag.

(2) 'Fur Kinder, die in den Abkommensstaaten leben, kann kein Kin-
derzuschlag gewahrt werden. 2Fur Kinder, die in Deutschland leben,
kann ein Anspruch auf Kinderzuschlag bestehen.
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Anlage 1: SGB ll-Leistungen bei Auszubildenden und Studenten

BAf6G-Leistungen

Rechtsgrundlage

Personenkreis

Auswirkungen

§ 2 Absatz 1 Nr. 1
i. V. m. Absatz 1a
BAfoG

Schiler an weiterflihrenden allgemeinbil-
denden Schulen, einschliellich der Klassen
aller Formen der beruflichen Grundbildung,
ab Klasse 10 sowie von Fachoberschulklas-
sen, deren Besuch eine abgeschlossene
Berufsausbildung nicht voraussetzt im
Haushalt der Eltern

SGB Il (nicht BAf6G-
forderfahig

§ 12 Absatz 1 Nr. 1
BAfoG

Schuler von Berufsfachschulen und Fach-
schulklassen, deren Besuch eine abge-
schlossene Berufsausbildung nicht voraus-
setzt im Haushalt der Eltern

SGB Il + BAf6G

§ 12 Absatz 1 Nr. 2
BAfoG

Schiuler von Abendhauptschulen, Berufsauf-
bauschulen, Abendrealschulen und von
Fachoberschulklassen, deren Besuch eine
abgeschlossene Berufsausbildung voraus-
setzt im Haushalt der Eltern

SGB Il + BAf6G

§ 12 Absatz 2 Nr. 1
BAf6G

Schiler an weiterfihrenden allgemeinbil-
denden Schulen, einschliellich der Klassen
aller Formen der beruflichen Grundbildung,
ab Klasse 10 sowie von Fachoberschulklas-
sen, deren Besuch eine abgeschlossene
Berufsausbildung nicht voraussetzt mit eige-
nem Haushalt

SGB Il + BAf6G

§ 12 Absatz 2 Nr. 1
BAf6G

Schiler von Berufsfachschulen und Fach-
schulklassen, deren Besuch eine abge-
schlossene Berufsausbildung nicht voraus-
setzt mit eigenem Haushalt

SGB Il + BAf6G
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§ 12 Absatz 2 Nr. 2 | Schiler von Abendhauptschulen, Berufsauf- | SGB Il + BAf6G
BAfoG bauschulen, Abendrealschulen und von
Fachoberschulklassen, deren Besuch eine
abgeschlossene Berufsausbildung voraus-
setzt mit eigenem Haushalt
§ 13 Absatz 1 Nr. 1 Auszubildende in Fachschulklassen, deren | SGB Il + BAfoG
i. V. m. Absatz 2 Besuch eine abgeschlossene Berufsausbil-
Nr. 1 BAfoG dung voraussetzt, Abendgymnasien und
Kollegs im Haushalt der Eltern
§ 13 Absatz 1 Nr. 1 | Auszubildende in Fachschulklassen, deren | SGB Il + BAf6G
i. V. m. Absatz 2 Besuch eine abgeschlossene Berufsausbil-
Nr. 2 BAfoG dung voraussetzt, Abendgymnasien und
Kollegs mit eigenem Haushalt
§ 13 Absatz 1 Nr. 2 | Auszubildende in héheren Fachschulen, SGB Il + BAf6G

i. V. m. Absatz 2
Nr. 1 BAfoG

Akademien und Hochschulen im Haushalt
der Eltern

§ 13 Absatz 1 Nr. 2
i. V. m. Absatz 2
Nr. 2 BAfoG

Auszubildende in hoheren Fachschulen,
Akademien und Hochschulen mit eigenem
Haushalt

Ausschluss SGB ||

Berufsausbildungsbeihilfe (BAB)

Rechtsgrundlage

Personenkreis

Auswirkungen

§ 60 Absatz 1 Nr. 1
SGB I

Auszubildende in beruflicher Ausbildung
(duale Ausbildung) im Haushalt der Eltern

SGB Il (keine Forde-
rung nach SGB IIl)

§ 61 Absatz 1
SGBIlli.V.m. §13
Absatz 1 Nr. 1
BAfoG

Auszubildende in beruflicher Ausbildung
(duale Ausbildung) mit eigenem Haushalt

SGB Il + BAB

§ 61 Absatz 2
SGB I

Auszubildende in beruflicher Ausbildung
(duale Ausbildung) mit Unterbringung beim
Ausbilder mit Vollverpflegung

Ausschluss SGB Il

§ 61 Absatz 3
SGB Il

Auszubildende in beruflicher Ausbildung
(duale Ausbildung) mit Unterbringung in In-
ternat oder Wohnheim und Vollverpflegung

Ausschluss SGB |l
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SGB Il

§ 62 Absatz 1 Auszubildende in berufsvorbereitender SGB Il + BAB
SGB Illi. V.m. § 12 | MaRnahme im Haushalt der Eltern

Absatz 1 Nr. 1

BAfoG

§ 62 Absatz 2 Auszubildende in berufsvorbereitender SGB Il + BAB

MalRnahme mit eigenem Haushalt

§ 62 Absatz 3
SGB I

Auszubildende in berufsvorbereitender
MafRnahme mit Unterbringung in Internat o-
der Wohnheim und Vollverpflegung

Ausschluss SGB Il

Ausbildungsgeld (Abg)

Rechtsgrundlage

Personenkreis

Auswirkungen

2. Alternative
SGB Il

§ 123 Absatz 1 Nr. 1 | behinderter Auszubildender in beruflicher SGB Il + Abg
1. Alternative Ausbildung unverheiratet und unter 21

SGB Il Jahre im Haushalt der Eltern

§ 123 Absatz 1 Nr. 1 | behinderter Auszubildender in beruflicher SGB Il + Abg

Ausbildung verheiratet oder tUber 21 Jahre
im Haushalt der Eltern

§ 123 Absatz 1 Nr. 2
SGB il

behinderter Auszubildender in beruflicher
Ausbildung mit Unterbringung im Internat,
Wohnheim oder beim Ausbilder bei Kosten-
Ubernahme durch die AA

Ausschluss SGB Il

§ 123 Absatz 1 Nr. 3
1. Alternative
SGB I

behinderter Auszubildender in beruflicher
Ausbildung unverheiratet und unter 21
Jahre mit anderweitiger Unterbringung und
Kostenerstattung fur Unterbringung und
Verpflegung

Ausschluss SGB Il

§ 123 Absatz 1 Nr. 3
2. Alternative
SGB I

behinderter Auszubildender in beruflicher
Ausbildung verheiratet oder Uber 21 Jahre
mit anderweitiger Unterbringung und Kos-
tenerstattung fiir Unterbringung und Verpfle-

gung

Ausschluss SGB I

§ 123 Absatz 1 Nr. 4
SGBIIli.V.m. § 13
Absatz 1 Nr. 1
BAfoG

behinderter Auszubildender in beruflicher
Ausbildung Gber 18 Jahre mit anderweitiger
Unterbringung ohne Kostenerstattung fur
Unterbringung und Verpflegung

SGB Il + Abg
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§ 123 Absatz 2 behinderter Auszubildender in beruflicher SGB Il + Abg
SGB I Ausbildung unter 18 Jahre mit anderweitiger
Unterbringung ohne Kostenerstattung fur
Unterbringung und Verpflegung, wenn die
Ausbildungsstatte von der Wohnung der EI-
tern erreicht werden konnte oder Leistungen
der Jugendhilfe nach dem Achten Buch er-
bracht werden
§ 124 Absatz 1 Nr. 1 | behinderter Auszubildender in berufsvorbe- | SGB Il + Abg
SGB Illi. V. m. § 12 | reitender MaRnahme Uber 18 Jahre im
Absatz 1 Nr. 1 Haushalt der Eltern
BAf6G
§ 124 Absatz 1 Nr. 2 | behinderter Auszubildender in berufsvorbe- | SGB Il + Abg

SGB Il

reitender Mallnahme Uber 18 Jahre bei an-
derweitiger Unterbringung aulRerhalb eines
Wohnheims oder Internats ohne Kostener-
stattung fur Unterbringung und Verpflegung

§ 124 Absatz 1 Nr. 3
SGB Il

behinderter Auszubildender in berufsvorbe-
reitender Malinahme Uber 18 Jahre bei an-
derweitiger Unterbringung aulRerhalb eines
Wohnheims oder Internats und Kostener-

stattung fur Unterbringung und Verpflegung

Ausschluss SGB Il

§ 124 Absatz 2
SGB Il

behinderter Auszubildender in berufsvorbe-
reitender Ma3nahme unter 18 Jahre bei an-
derweitiger Unterbringung auf3erhalb eines
Wohnheims oder Internats ohne Kostener-
stattung fir Unterbringung und Verpflegung,
wenn die Ausbildungsstatte von der Woh-
nung der Eltern erreicht werden kénnte oder
Leistungen der Jugendhilfe nach dem Ach-
ten Buch erbracht werden

SGB Il + Abg

§ 124 Absatz 3
SGB Il

behinderter Auszubildender in berufsvorbe-
reitender MaRnahme bei Unterbringung in
einem Wohnheim oder Internats

Ausschluss SGB Il
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Anlage 2: Abkiirzungsverzeichnis

Abklrzungen der Gesetzesbezeichnungen siehe Gesamiubersicht

Rechtsbegriffe Sprachgebrauch

Alg .
Arbeitslosengeld ABI. Amtsblatt der Europai-

Alg i Arbeitslosengeld I schen Union

BAB Berufsausbildungsbeihilfe | bzw. beziehungsweise

BAfoG Bundesausbildungsférde- | DA Durchfiihrungsanweisun-
rungsgesetz gen

BdU Bedarfe flr Unterkunft und | d. h. das heif3t
Heizung

BG .
Bedarfsgemeinschaft EUR Euro

BSG Bundessozialgericht ff. fortfolgende

BVerwG Bundesverwaltungsgericht | FW Fachliche Weisungen des

SGB I

BMZ Bemessungszeitraum ggf. gegebenenfalls

BWZ Bewilligungszeitraum i. V.m. in Verbindung mit

eLb Erwerbsfahige/r Leistungs- | KiTa Kindertagesstatte
berechtigte/r

EuGH Europaischer Gerichtshof | Nr. Nummer

gE Gemeinsame Einrich- | Rz. Randziffer
tung(en)

JC Jobcenter S. O. siehe oben

KG Kindergeld u. a. unter anderem

KiZ Kinderzuschlag usw. und so weiter

SGB (I - XII) Sozialgesetzbuch (Erstes | vgl. vergleiche
bis Zwdlftes Buch)

UhVorschG Unterhaltsvorschussge- zkT Zugelassene/r kommu-
setz nale/r Trager

VA Verwaltungsakt z. B. zum Beispiel

WfbM Werkstatt fir behinderte

Menschen

Familienkasse Direktion RV1, Stand: 01.01.2020

Seite 5



	B. Anspruchsberechtigung
	B.1. Berechtigte
	B.1.1. Kindergeldbezug
	B.1.2. Leistungsberechtigung nach dem SGB II

	B.2. Kinder
	B.3. Bedarfsgemeinschaft (BG)

	C. Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen
	C.1. Mindesteinkommensgrenze
	C.2. Gesamtkinderzuschlag
	C.2.1 Monatlicher Höchstbetrag
	C.2.2. Minderung des Kinderzuschlags um das Einkommen und Vermögen des Kindes
	C.2.2.1. Einkommen des Kindes
	C.2.2.2. Vermögen des Kindes

	C.3. Minderung des Gesamtkinderzuschlags um Einkommen und Vermögen der Eltern
	C.3.1. Gesamtbedarf der Eltern
	C.3.1.1. Regel- und Mehrbedarfe
	C.3.1.2. Bedarfe für Unterkunft und Heizung
	C.3.1.2.1. Maßgeblicher Bemessungszeitraum für Bedarfe der Unterkunft bei Miete
	C.3.1.2.2. Maßgeblicher Bemessungszeitraum für Bedarfe der Unterkunft bei Eigentum

	C.3.2. Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen der Eltern
	C.3.2.1. Einkommen der Eltern
	C.3.2.1.1. Einkommensbegriff
	C.3.2.1.2. Maßgeblicher Bemessungszeitraum für das Einkommen
	C.3.2.1.3. Minderung des Gesamtkinderzuschlags durch Elterneinkommen

	C.3.2.2. Vermögen der Eltern
	C.3.2.2.1. Vermögensbegriff
	C.3.2.2.2. Maßgeblicher Bemessungszeitraum für das Vermögen
	C.3.2.2.3. Minderung des Gesamtkinderzuschlags durch Vermögen der Eltern


	C.4. Keine Hilfebedürftigkeit nach dem SGB II
	C.4.1 Hilfebedürftigkeitsbegriff
	C.4.2. Erweiterter Zugang


	D. Sonderfälle
	D.1. Auszubildende/Studierende
	D.2. Rentnerinnen und Rentner

	E. Allgemeine Verfahrensregelungen
	E.1. Bewilligung
	E.1.1. Bewilligungszeitraum
	E.1.1.1. Sechs-Monatszeitraum
	E.1.1.2. Abweichender Bewilligungszeitraum
	E.1.2.  Beginn des Bewilligungszeitraums
	E.1.3. Rückwirkende Antragstellung

	E.2. Änderungen während des Bewilligungszeitraums
	E.2.1. Erhöhung des Höchstbetrags des Kinderzuschlags
	E.2.2. Änderungen der Zusammensetzung der Bedarfsgemeinschaft
	E.2.2.1. Aufhebung der Bewilligung
	E.2.2.2. Verfahren bei gleichzeitigem neuen Antrag
	E.2.2.3. Beginn des neuen Bewilligungszeitraums bei Änderungen der Bedarfsgemeinschaft

	E.3. Ablehnung
	E.4. Auszahlung des Kinderzuschlags

	F. Aufhebungs- und Erstattungsverfahren
	F.1. Rücknahme von Verwaltungsakten nach § 44 SGB X
	F.2. Aufhebung von Verwaltungsakten nach § 45 SGB X
	F.3. Aufhebung von Verwaltungsakten nach § 48 SGB X
	F.4. Erstattungsverzicht
	F.5. Vorläufige Zahlungseinstellung
	F.6. Erstattungsansprüche

	G. Übergangs- und Anwendungsvorschriften
	G.1. Übergangsvorschrift zum Starke-Familien-Gesetz
	G.2. Anwendungsvorschriften
	G.2.1. Höchstbetrag Kinderzuschlag vom 1. Juli 2019 bis 31. Dezember 2020
	G.2.2. Sonderregelung für erstmalige Anträge nach dem 30.06.2019


	H. Sonstiges
	H.1. Zusatzleistungen
	H.1.1. Leistungen für Bildung und Teilhabe
	H.1.2. Befreiung von den KiTa-Gebühren

	H.2. Anwendung der VO (EG) Nr. 883/2004
	H.3. Keine Anwendung der zweiseitigen Abkommen über soziale Sicherheit

	Anlage 1: SGB II-Leistungen bei Auszubildenden und Studenten
	Anlage 2: Abkürzungsverzeichnis

